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Umweltfragen
zu tun hat,
der braucht die
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für Kommunalpolitiker
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Schulen spielen
die Fußball-WM
Das Gemeinschaftsprojekt der Partner-Land-
kreise Cham und Bautzen nimmt Gestalt an.
32 Startplätze stehen zur
Verfügung. Seite 14

Theo Zellner:

Bayern als
Günstling der Urlauber
In den ersten neun Monaten dieses Jahres
kamen noch einmal gut vier Prozent mehr
Gäste als im Vorjahreszeit-
raum in den Freistaat. Seite 4

Dr. Otto Wiesheu:

Kurswechsel
in der Kommunalpolitik!
Vor dem Hintergrund der unbefriedigenden
G8-Finanzierung mahnte die Fürther Land-
rätin mehr Kommunal-
freundlichkeit an. Seite 13

Dr. Gabriele Pauli:

In Zukunft wird es vor dem
Hintergrund der demogra-
fischen Entwicklung nicht
mehr darauf ankommen,
Schulen und Kindergärten
zu bauen, sondern Einrich-
tungen, die zumindest auch
von Senioren benutzt wer-
den können. Verstärkt wird
sich die Politik mit dem The-
ma „Rückbau von Wohnun-
gen“ befassen müssen. S. 15

„Im Dienst der Menschlichkeit Gutes tun für eine bessere Welt“ ...
lautet das Motto, das Julius Itzel seiner Stiftung voranstellte. Der reiche Mäzen verfügte testa-
mentarisch eine Vielzahl wohltätiger Projekte zu Gunsten alter Menschen, Kinder und auch
Tieren in aller Welt. Alle drei Jahre vergibt die Stiftung zudem den „Itzel-Preis“, der dieses Mal
Pater Sebastian Obermaier zuerkannt wurde. 50.000 Euro kann er mit nach El Alto nehmen,
einer Stadt, die in wenigen Jahren zur Großstadt explodiert ist. Die Bevölkerung leidet unter
katastrophalen Bedingungen. Als der Geistliche vor 27 Jahren nach Bolivien kam, gab es in El
Alto 75.000 Einwohner. Sie hatten kaum Wasserleitungen, keinen Strom, kein Telefon, kaum
medizinische Versorgung; Kindergärten, Schulen, Spielplätze waren Wunschträume, die der
Pfarrer mit viel Unterstützung aus seiner Rosenheimer Heimat verwirklichen konnte. Heute le-
ben in der Stadt 800.000 Menschen. Pater Obermaier baute eine Pfarrei auf, zu der immer mehr
Kindergärten, Schulen, Kirchen und Arztstationen zählten. Um die Basis für geordnete Wohn-
siedlungen und einen Industriepark zu legen, bat Staatspräsident Banzer den Priester, einen
Stadtentwicklungsplan aufzustellen. Gleichzeitig galt es, die Landflucht zu stoppen und das Le-
ben auf dem Lande zu stärken. Ein eigener Fernsehkanal, ein Altenzentrum, 20 Jugendzentren,
eine Universität, ein Familienhaus für Kinder aus extrem armen Familen, sowie ein Haus für
misshandelte und vergewaltigte Kinder, öffentliche Gesundheitsvorsorge und vieles mehr leistet
der Pater gemeinsam mit seinen Helfern. „Hilfe zur Selbsthilfe“ sei dieses Wirken, lobte Bay-
erns Landtagspräsident Alois Glück in einer sehr persönlichen Laudatio den ganzheitlichen An-
satz des Seelsorgers. Auf das Trefflichste hätten sich bei der Preisvergabe die Intentionen des
Stifters und des Preisträgers zusammengefügt. Unser Bild zeigt (v. l.): Minister a. D. Hans Ze-
hetmair, Landtagspräsident Alois Glück, Stiftungsvorstand Dr. Markus Rückert, Pater Ober-
maier, Fernsehmoderator Gerhard Schmitt-Thiel und Weihbischof Dr. Franz Dietl.

KPV-Landesvorstand und Hauptausschuss:

Privatisierung und
Kommunalwahlen

Die mögliche Privatisierung von KFZ-Zulassungs-
stellen sowie ein Ausblick auf die Kommunalwahlen
2006 und 2008 standen bei der jüngsten Sitzung des
KPV-Landesvorstandes und Hauptausschusses im
Zentrum der Diskussion. Als prominente Gäste hieß
KPV-Landesvorsitzender Landrat Luitpold Braun
Wirtschaftsstaatssekretär Hans Spitzner sowie CSU-
Generalsekretär Dr. Markus Söder willkommen.

Innerhalb der kommunalen
Gremien keimte in den vergan-
genen Wochen und Monaten im-
mer wieder die Diskussion auf,
ob nicht die KFZ-Zulassungs-
stellen im Rahmen der allgemei-

nen Verwaltungsreform und der
Privatisierungsbemühungen aus
den kreisfreien Städten heraus-
genommen werden und an einen
anderen Träger vergeben werden
sollen. Laut Spitzner ist in dieser

rungsfälle zuständig und führten
die Aufsicht für die Zulassungs-
stellen der Versicherungen.

Bewährtes Verfahren

In Deutschland, so Spitzner,
habe sich das Zulassungsverfah-
ren durch die Kreisverwaltungs-
behörden bislang hervorragend
bewährt. Die Zulassungsbehör-
den seien ein positives Aushän-
geschild, es bestehe eine optima-
le EDV-Ausstattung. Zudem sei
eine hohe Zuverlässigkeit der
Bediensteten gewährleistet. Der
Landkreistag habe deshalb klar
und deutlich formuliert, die Auf-
spaltung auf Private und Behör-
den sei nachteilig, man gehe
nicht davon aus, dass diese Maß-
nahme kostengünstiger sei - im
Gegenteil. Hinzu komme, dass
mittelständische Schilderherstel-
ler und Zulassungsdienste nega-
tive Auswirkungen zu befürch-
ten hätten.

Ende November wird Spitzner
zufolge das Thema im Minister-
rat diskutiert. Eine abgestimmte
Meinung gebe es noch nicht,
weshalb der Staatssekretär die
KPV-Mandatsträger aufrief, mit
konstruktiven Beiträgen aktiv zu
werden.

(Fortsetzung auf Seite 4)Staatssekretär Hans Spitzner gemeinsam mit dem KPV-Vor-
sitzenden, Landrat Luitpold Braun. Foto: Mayr

Frage noch überhaupt nichts be-
schlossen. Das Thema sei vor al-
lem aufgrund der unbefriedigen-
den Situation in Österreich in die
Öffentlichkeit gedrungen. Dort
habe es bereits vor 1999 u. a.
aufgrund einer völlig unzurei-
chenden EDV-Ausstattung Är-
ger mit den Zulassungsstellen
gegeben, worauf man sich ent-
schlossen habe, diese zu privati-
sieren. Freilich sei die Situation
im Nachbarland nicht vergleich-
bar mit der Situation in Bayern,
sagte Spitzner. Hierzulande gebe
es außer in der Landeshauptstadt
München, wo oftmals schon am
Mittag die Öffnungszeiten ende-
ten, keinen Grund zur Klage.

Hoheitlicher Bereich

Wartezeiten und Proteste in
der Bevölkerung hätten in Öster-
reich letztlich zur Forderung
nach Privatisierung geführt, er-
klärte Spitzner. Da dort traditio-
nell durch die Außenmitarbeiter
der Versicherungen bereits die
Fahrzeugzulassungen erledigt
worden seien und diese schon
die Leidtragenden des ganzen
Ärgers waren, seien letzten En-
des die Versicherungen bereit ge-
wesen, auf eigene Kosten EDV-
Entwicklung und -Pflege sowie
das Fahrzeugregister zu über-
nehmen. Dabei sei allerdings
keine „Total-Privatisierung“ er-
folgt, sondern der sog. hoheitli-
che Bereich bestehe weiterhin
fort - d. h. neben den Versiche-
rungen auch die öffentlichen Zu-
lassungsbehörden. Diese seien
für Zwangsmaßnahmen und Klä-

Neuwahlen und Kommunal-
finanzen stehen auf der Ta-
gesordnung der Landesver-
sammlung der Kommunal-
politischenVereinigung, zu der
der KPV-Landesvorsitzende,
Landrat Luitpold Braun, am
kommenden Samstag nach
Regensburg einlädt. Mit den
Kommunalpolitikern dis-
kutiert Finanzstaatssekretär
Franz Meyer. Sprechen wird
auf der Veranstaltung auch
der Vorsitzende des Bayeri-
schen Städtetags, Regens-
burgs Oberbürgermeister
Hans Schaidinger.

Gipfel mit Signalwirkung?
Stellungnahmen zum ersten Kommunalgipfel der Staatsregierung

Unterschiedliche Reaktionen hat der erste bayerische Kommu-
nalgipfel, der künftig zu einer festen Einrichtung werden soll,
hervorgerufen. Während die Bayern SPD nicht mit kritischen
Worten sparte, meinte Dr. Uwe Brandl, Präsident des Bayeri-
schen Gemeindetags: „Wir nehmen den Bayerischen Minister-
präsidenten beim Wort. Sollten die angesprochenen Themen
Schutz der Kommunen vor Kostenübertragung durch Bundes-
gesetze, eine echte Gemeindefinanzreform und eine gerechte
Kostenverteilung bei Hartz IV in nächster Zeit angegangen wer-
den, so wären wir sehr zufrieden.“

In der Bayerischen Staats-
kanzlei besprachen Bayerns Mi-
nisterpräsident Dr. Edmund Stoi-
ber und zahlreiche Kabinettsmit-

sammenhang mit Hartz IV stan-
den die Verankerung eines Kon-
nexitätsprinzips auf Bundesebe-
ne sowie die Neuregelung der
Finanzbeziehungen zwischen
Bund, Ländern und Gemeinden
auf der Agenda.

Investitionen fördern

Daneben sprach Präsident
Brandl die kommunalen Investi-
tionen an, die in den vergange-
nen zehn Jahren von 4,3 Mrd.
Euro auf 2,9 Mrd. Euro zurück-
gegangen sind. Er forderte, dass
die kommunale Investitionsbe-
reitschaft stärker gefördert wird.
Breiten Raum nahm auch die
Gemeindefinanzreform ein; Mi-
nisterpräsident Dr. Stoiber sagte
zu, dass die Gewerbesteuer
bleibt - es sei denn, es gibt für ei-
ne alternative Lösung Zustim-
mung der Kommunen.

100 Millionen Euro für G 8

Hoch schraubt der Bayerische
Städtetag seine Forderungen an

die CSU-Regierung: Allein für
die Ausstattung der achtjährigen
Gymnasien mit einer Mittagsbe-
treuung schulde der Freistaat den
Kommunen 100 Millionen Euro,
betonte der Verbandschef, Re-
gensburgs Oberbürgermeister
Hans Schaidinger. Städte und
Landkreise drohen deshalb mit
Klagen.

Schaidinger zeigte an Beispie-
len auf, durch welche Tricks der
Freistaat sich um Kostenerstat-
tung beim Ausbau der Schulen
drücke. Am Käthe-Kollwitz-
Gymnasium in München etwa
sei der beantragte Ausbau in
vollem Umfang anerkannt wor-
den. Aber nur 42 Prozent statt
der landesweit anvisierten 90
Prozent der Kosten würden er-

(Fortsetzung auf Seite 4)

Landesversammlung
der KPV in Regensburg

OB Hans Schaidinger.

glieder aktuelle kommunalpoliti-
sche Themen mit den Vertretern
der kommunalen Spitzenverbän-
de. Neben dem Problem einer
gerechten Kostenverteilung zwi-
schen den Kommunen im Zu-
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ZUM 55. GEBURTSTAG
Bürgermeister Herbert Rüppel

63879 Weibersbrunn
am 3.12.

Bürgermeister Alois Karl
92318 Neumarkt i. d. Opf.

am 22.11.

Bürgermeister Martin Zogel
90587 Seukendorf

am 23.11.

Bürgermeister Hubert Schmid
83373 Taching a. See

am 24.11.

ZUM 40. GEBURTSTAG
Bürgermeister

Alfred Lantenhammer
84564 Schönberg

am 28.11.

Wir gratulieren

Bayerns Öffentlicher Personennahverkehr hat weiter an Attraktivität ge-

wonnen, sowohl durch die Weiterentwicklung erfolgreicher Angebote wie

BAYERN-TAKT, BAYERN-TICKET und BAYERN-FAHRPLAN als auch

durch eine Vielzahl von Maßnahmen, die den Reisekomfort spürbar ver-

bessert haben. Damit dieser Komfort bereits am Bahnhof beginnt, müs-

sen Kommunen und Verkehrsunternehmen „Hand in Hand“ die Stationen

zu Aushängeschildern gestalten – für den Ort ebenso wie für das Ver-

kehrsmittel Bahn.

Sie haben als Kommune für „Ihren“ Bahnhof ein Gesamtkonzept realisiert,

das dieser Funktion in vorbildlicher Weise gerecht wird? Oder als privater

Investor wesentlich zur Entwicklung eines Bahnhofs zu einem lebendigen

Zentrum des Öffentlichen Verkehrs beigetragen? Dann bewerben Sie sich

um den BAYERISCHEN ÖPNV-PREIS 2006! Die Bewerbungs- bzw. Emp-

fehlungsfrist endet am 15. Februar 2006. Teilnahmeunterlagen erhalten

Sie im Internet unter www.bayern-takt.de/Nahverkehrspreis.

Der 4. BAYERISCHE NAHVERKEHRSKONGRESS, bei dem Bayerns

Verkehrsminister Dr. Otto Wiesheu den ÖPNV-Preis verleihen wird, findet

am 23. März 2006 in München statt. Namhafte Experten werden sich in

Vorträgen, Diskussionen und Workshops unter dem Motto „10 Jahre BEG

– 10 Jahre Fortschritt für Bayerns Nahverkehr“ mit aktuellen Themen aus

allen Bereichen des ÖPNV auseinandersetzen. Zu dem Kongress wird

gesondert eingeladen.
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Eine Initiative des Freistaats Bayern.

4. Bayerischer
Nahverkehrs-
kongress 2006
23. März 2006 in München

Gewinnen Sie den Bayerischen ÖPNV-Preis 2006!

CSU setzt weiter auf Stoiber
Bewegte Aussprache in der Landtagsfraktion nach Rückzug aus Berlin

Regierungsstil soll sich ändern, Politik nicht
Nach dem Rückzug von Dr. Edmund Stoiber in sein Amt als
bayerischer Ministerpräsident hat der aufgestaute Unmut über
seine „Hoppla-Hopp-Politik“, so Fraktionschef Joachim Herr-
mann, zu einer fünfstündigen, kritischen Diskussion mit dem
Parteivorsitzenden in der CSU-Fraktion geführt. Wie beide da-
nach der Presse mitteilten, wurde Stoibers Politik nicht in Frage
gestellt, wohl aber werde die Zusammenarbeit mit den Abge-
ordneten intensiviert.

Wichtige Themen sollen vor
der Entscheidung im Ministerrat
oder in der Staatskanzlei mit der
Fraktion abgestimmt werden.
Der neue Stil soll auch im Ver-
hältnis zu den Kommunen und
zur Parteibasis geübt werden.

Teamorientierung

Herrmann zog das Fazit, die
Fraktion habe sich mit Stoiber
auf eine teamorientierte Führung
geeinigt. Beide betonten, sach-
lich werde die Politik nicht geän-

dert. Der Ministerpräsident fügte
hinzu, er sei sehr beeindruckt
von der Kritikbereitschaft, aber
auch von der Loyalität. Markus
Sackmann, stellvertretender
Fraktionsvorsitzender, verglich
die Aussprache mit einem reini-
genden Gewitter.

LandtagspräsidentAlois Glück,
oberbayerischer CSU-Bezirks-
vorsitzender und Vorsitzender
der Grundsatzkommission, hatte
die Kritik am Verhalten des Mi-
nisterpräsidenten und CSU-Vor-
sitzenden im Vorfeld der Frakti-
onssitzung in die Worte gefasst,
der Verzicht Stoibers auf das Mi-
nisteramt sei für die Mehrheit
der Menschen schwer verständ-
lich. Seine Begründung, er kön-
ne die Interessen der Partei bes-
ser in München vertreten, nannte
Glück „nicht unproblematisch“.
Man müsse darauf achten, dass
Stoibers Entscheidung den bun-
despolitischen Einfluss der CSU
nicht schwäche.

Kommunen einbinden

Der Ministerpräsident sicherte
der Fraktion eine bessere Zu-
sammenarbeit zu. Dies bezog er
auch auf das Verhältnis zu den
Kommunen. Als neue Ge-
sprächsplattform nannte er den
Ersten Bayerischen Kommunal-
gipfel (s. GZ 21/3.11.05 und Sei-

te 3 dieser Ausgabe ). Vor der
Presse ergänzte er, auch der Aus-
gleich zwischen den Kommunen
müsse intensiver angegangen
werden.

Haushaltsausschussvorsitzen-
der Manfred Ach begrüßte das
gegenüber der GZ. Der Kommu-
nalgipfel sei ein guter Einstieg.
Auch die Abgeordneten müssten
vor Ort in diesem Sinn noch ak-
tiver werden . Er verwies außer-
dem auf die Verhandlungen zwi-
schen Staatsregierung und kom-
munalen Spitzenverbänden über
den Finanzausgleich im Rahmen
des Nachtragsetats 2006, den der
Landtag voraussichtlich im
März verabschieden werde.

Kurswechsel

Tags darauf stieß die Oppositi-
on im Plenum nach: „Stoibers
Scherbenhaufen - Bayern braucht
einen Neuanfang“ hatten die
Grünen zum Thema einer Aktu-
ellen Stunde gemacht. Fraktions-
vorsitzende Margarete Bause
konstatierte, Stoiber habe sich
selbst demontiert. Sein Scher-
benhaufen sei genauso der der
CSU. Beispielhaft nannte Bause
„die unsinnige Verwaltungsre-
form und das Chaos an den
Schulen“. SPD-Fraktionsvorsit-
zender Franz Maget sagte, die
jetzige Kritik der CSU-Fraktion
am Stoibers Führungsstil hätte er
sich schon viel früher ge-
wünscht. Sein Hin und Her habe
dem Ansehen Bayerns gescha-
det. Maget forderte einen Kurs-
wechsel in Bayern.

Anstelle des zu Koalitionsver-
handlungen in Berlin weilenden

Ministerpräsidenten hielt Staats-
kanzleichef Erwin Huber dage-
gen: Der Opposition werde es
nicht gelingen, einen Keil zwi-
schen Staatsregierung und Frak-
tion zu treiben. Unter demonstra-
tivem Beifall der CSU kündigte
Huber an, „wir werden den er-
folgreichen Weg konsequent, ef-
fektiv und bürgernah gemeinsam
fortsetzen“. CSU-Fraktionsvize
Dr. Otmar Bernhard verwies dar-
auf, dass Stoiber Bayern seit sei-
nem Amtsantritt 1993 zum erfol-
greichsten Bundesland gemacht
habe. Von Regierungskrise sei
keine Rede. rm

Ein Problem der Finanzausgleichsverhandlungen:

Interkommunale Gerechtigkeit
Mittel für Gemeinden mit Zweitwohnungsbesitzern

werden schrittweise abgeschafft
Das Ärgernis, dass eine Reihe von Gemeinden im Rahmen des
Finanzausgleichs zusätzliche Mittel für nur noch auf dem Papier
existierende Zweitwohnungsbesitzer erhält, soll ab dem Nach-
tragsetat 2006 ausgeräumt werden. In diesem Sinn hat Finanz-
Staatssekretär Franz Meyer im Landtag eine mündliche Anfra-
ge der stellvertretenden Vorsitzenden des Kommunalausschus-
ses, Helga Schmitt-Bussinger (SPD), beantwortet. Die entschei-
denden Gespräche mit den kommunalen Spitzenverbänden
über den Finanzausgleich sind für Januar vorgesehen.

Meyer verwies darauf, dass
die Zahl der Personen mit Ne-
benwohnsitz nach der Volkszäh-
lung von 1987 berechnet wird.
In der Realität gebe es davon
heute bis zu 40 Prozent Abwei-
chungen. Je mehr eine Kommu-
ne für nicht mehr existieren-
de Zweitwohnungsbesitzer be-
kommt, um so weniger erhalten
die übrigen. Aus diesem unbe-
friedigenden Befund müssten
Folgerungen gezogen werden.
Die Staatsregierung hat laut
Meyer vorgeschlagen, die Be-
rücksichtigung von Personen mit
Nebenwohnsitz bei den Schlüs-
selzuweisungen schrittweise ab-
zuschaffen; insbesondere im In-
teresse der Fremdenverkehrsorte
und einiger Hochschulstädte.

Die Nebenwohnsitze sollen
nach den Vorstellungen der
Staatsregierung im ersten Jahr
noch mit 75 %, im zweiten Jahr
mit 50 % und im dritten mit 25 %
bei den Gemeindeschlüsselzu-
weisungen angesetzt werden und
erst im vierten Jahr vollständig
entfallen.

Es gehe nicht um Einsparun-
gen durch den Staat, sondern um
„ein Problem der interkommu-
nalen Gerechtigkeit“, betonte
Meyer. Der Ausgleich „hat kei-
nerlei Einfluss auf den Schlüs-

selzuweisungstopf“. In den Ver-
handlungen würden mögliche
Alternativen sorgfältig und „er-
gebnisoffen“ gegeneinander ab-
gewogen.

Enger Schulterschluss
mit der Staatsregierung

Auf Nachfrage der GZ versi-
cherte der Staatssekretär, die
Einnahmen aus der Zweitwoh-
nungssteuer würden bewusst
nicht in die Steuerkraft der Ge-
meinden eingerechnet. Diese
Einnahmen blieben im Finanz-
ausgleich „völlig außen vor“, al-
so zu 100 % in den Gemeinde-
kassen. Meyer bekräftigte, das
Problem mit den Zweitwohnsit-
zen werde im engen Schulter-
schluss der Staatsregierung nicht
nur mit den Gemeinden, sondern
auch mit dem Kommunalaus-
schuss des Landtags angegangen.

Im Rahmen der Verbandsan-
hörung haben laut Meyer bislang
erst Gemeinde- und Städtetag
der Staatsregierung geantwortet,
zwar ihr Verständnis für eine
Neuregelung bekundet, aber
auch Bedenken hinsichtlich der
negativen Auswirkungen auf
einzelne Kommunen geäußert.
Hier bestehe noch erheblicher
Diskussionsbedarf. rm

Verfassungsrichter
verbieten

Zweitwohnungssteuer
Verheiratete müssen nicht

länger zahlen
Für Ehepartner, die berufs-

bedingt an einem anderen Ort
eine Zweitwohnung bewohnen,
müssen hierfür keine Zweit-
wohnungssteuer entrichten.
Dies entschied das Bundes-
verfassungsgericht in Karlsru-
he. Die beiden Kläger hatten
an ihren Beschäftigungsorten
in Hannover und Dortmund
jeweils eine Zweitwohnung
gemietet, um von dort aus
werktags ihren Arbeistplatz zu
erreichen.

An Wochenenden und frei-
en Tagen wohnten sie in der
gemeinsamen Wohnung an ei-
nem dritten Ort. Die von bei-
den Städten erhobene Zweit-
wohnungssteuer erklärte das
Gericht nun für unzulässig,
weil sie die Ehe diskriminiere.
Das Meldegesetz zwinge zu-
dem dazu, die Familienwoh-
nung als Hauptwohnsitz zu
unterhalten, (AZ: 1 BvR 1232/
00 und 1 BvR 2627/03).
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GZ

Das Zutrauen der bayeri-
schen Kommunen zu der
zwischenzeitlich abgewähl-
ten rot-grünen Bundesre-
gierung war ja nie beson-
ders groß. Dies zeigte sich
auch, als es darum ging,
die möglichen Folgen von
Hartz IV abzuklären.

Es sollte ja deutschland-
weit für die Kommunen ei-
ne Entlastung von zweiein-
halb Milliarden Euro erzielt werden. Dass
dieses hochgesteckte Ziel erreicht werden

könnte, glaubte ohnehin kaum jemand. Jetzt
ist es wohl amtlich: Mit Ausnahme der
großen Städte und der Bezirke sind die Trä-
ger der „Job-Center“, die optierenden
Kommunen und die Landkreise, die getrennt
fahren, auf der Verliererseite!

Die Hochrechnungen, die im Frühherbst er-
stellt worden sind, zeigen, dass bei mindestens
63 Landkreisen Fehlbeträge entstehen wer-
den. Da diese mit den zu erwartenden Ein-
nahmen nicht geschultert werden können,
muss dafür ein Ausgleich geschaffen werden.
Die notwendigen Verhandlungen dazu laufen

bereits. Erst die vorsichtigen
Absichtserklärungen aus
dem Finanzministerium in
München lassen erkennen,
dass der Freistaat Bayern die
Brisanz der Angelegenheit für
die belasteten Landkreise er-
kannt hat. Es ist wohl damit
zu rechnen, dass für die Fi-
nanzausgleichsverhandlun-
gen ein Vorschlag des Fi-
nanzministers kommen wird.
Damit können wir wieder
Hoffnung schöpfen.

Ein Sitzenbleiben der Land-
kreise auf den bisher aufge-

laufenen Defiziten ist völlig undenkbar. Durch
die Belastungen im Bereich der Jugendhilfe und
die steigenden Bezirksumlagen der vergangenen
Jahre sind den Kommunen weitere Ausgaben-
steigerungen nicht mehr möglich. Nochmalige
Kreisumlagenerhöhungen würden die kreisan-
gehörigen Gemeinden an den Rand des finanzi-
ellen Abgrundes bringen.

Deshalb richten sich unsere Hoffnungen,
wie so oft auch in der Vergangenheit, auf den
bayerischen Finanzminister.

Dabei gibt es keinen Zweifel: Prof. Dr.
Faltlhauser kennt unsere Probleme.

KolumneGZ Luitpold BraunÄrgernis Umlagenfinanzierung
Von Dr. Georg Simnacher, Altlandrat und Altbezirkstagspräsident

Auf eine Eingabe erwiderte der Bayerische Ministerpräsident
vor kurzem, die Bezirke seien derzeit als dritte kommunale
Ebene und bayerische Besonderheit deswegen in einer Krise und
als Institution in der Diskussion, weil sie innerhalb der kommu-
nalen Familie die Bezirksumlagen erhöhten und nicht endende
finanzielle Forderungen an den Staat erhöben. Welche Verfäl-
schung von Ursache und Wirkung!

Die Bezirke haben nach dem
Finanzausgleichsgesetz - abge-
sehen von der Kostendeckung
ihrer hauptsächlich medizini-
schen Einrichtungen - nur die
rechtliche Möglichkeit, ihre Auf-
gaben über die Bezirksumlage
zu finanzieren, die sie von den
kreisfreien Städten und Land-
kreisen erheben. Die ausschließ-
lichen Ursachen für die Bezirks-
umlagenerhöhungen liegen in
dem starken Abfall der Bezirks-
umlagekraft durch den Rück-
gang der gemeindlichen Steuern
bei gleichzeitigem jährlich 5 bis
10-prozentigen Anstieg der
pflichtigen Sozialhilfeausgaben
für die Hilfe zur Pflege und zur
Eingliederung Behinderter.

Auftrag des Grundgesetzes

Die Steigerungen werden
hauptsächlich durch die allge-
meine demografische und me-
dizinische Fortschrittsentwick-
lung, aber auch durch neue bun-
desrechtliche Leistungen aus-
gelöst. Ein großer menschlicher
Segen, darf aber nicht zu einer
einseitigen Belastung der Kom-
munalfinanzen werden! Der Auf-
trag unseres Grundgesetzes,
die menschliche Personenwürde
auch im krankheitsanfälligen Al-
ter zu wahren, wurde viel zu ein-
seitig zur Kommunalaufgabe.

Die derzeit erhobenen Bezirks-
umlagen haben trotz strenger
rechtsaufsichtlicher Prüfung der
jährlichen Bezirkshaushalte die
zumutbare Höhe längst über-
schritten. Die Entwicklung die-

die hauptsächlich betroffenen
Bezirke, die Ausfallbürgschaft
des Freistaats anstelle des Bun-
des einfordern. Das jährliche
Fordern der Bezirke um einen
angemessenen Ausgleich aus
Staatsmitteln ist nicht eigensüch-
tig und lästig, sondern beruht auf
der Grundlage des in diesem
Punkte reformbedürftigen Grund-
gesetzes. Es handelt sich um ei-
ne rechtlich adäquate Einforde-
rung bundesrechtlicher Leistun-
gen vom Bürgen Freistaat Bayern
aufgrund fehlender Anspruchs-
möglichkeiten gegen den Bund.

Für den bayerischen kommu-
nalen Finanzausgleich bleiben
eigenständige Landesüberlegun-
gen zur Umgestaltung. Die Not-
wendigkeit der Kreise und Be-
zirke, ihren überörtlichen Aus-
gleich durch Umlagen zu finan-
zieren wird in gewissem Umfan-
ge immer bleiben, doch das
Übermaßpotential muss redu-
ziert werden. Die Landkreise
und vor allem die Bezirke brau-
chen eigene Einnahmen aus dem
Staatsausgleich, um das unüber-
hörbare Konfliktpotential zwi-
schen den drei kommunalen
Ebenen zu befrieden. Die bishe-
rigen langen Bemühungen der
Bezirke, eigene Einnahmen im
Rahmen des kommunalen Fi-
nanzausgleichs zu erhalten, sind
bisher gescheitert.

Konfliktpotenzial

Muss die jetzige Lösung blei-
ben, den Gemeinden nicht unbe-
achtliche Schlüsselzuweisungen

Mrd. Euro Umlage. Davon kom-
men 12,66 % aus dem Rückgriff
auf die ursprünglichen Schlüs-
selzuweisungen des Freistaats
an die Gemeinden. Unterstellt,
dass mindestens der gleiche An-
teil für die Kreisumlage abgege-
ben werden muss, bedeutet dies,
dass mehr als ein Viertel der vom
Staat gewährten gemeindlichen
Schlüsselzuweisungen bei den
Gemeinden nur ein Jahr zwi-
schengelagert wird, um sie dann
wieder an Kreis und Bezirk wei-
terzugeben. Viel einfacher und
weniger konfliktbeladen wäre,
wenn von vorneherein aus dem
kommunalen Finanzausgleich
die Direktabführung an die Be-
zirke und Landkreise erfolgte.
Der später enttäuschte Vorweg-
jubel für die Staatsleistung tut im
Nachhinein besonders weh.

Die jetzige Diskussion um die
Aufgabenverteilung zwischen
Bezirken als überörtlichen und
kreisfreien Städten und Land-
kreisen als örtlichen Trägern der
Sozialhilfe in Bayern bedarf vor
allem einer besonders sorgfälti-
gen Berechnung. Die Bezirks-
umlage hatte bisher eine wichti-
ge Ausgleichsfunktion zwischen
den höchst ungleichen Belastun-
gen auf der Ebene der jeweiligen
Gebietskörperschaften für die
Pflege- und Behindertenhilfe.

Überörtliche Zuständigkeit

Durch den Wegfall des Aus-
gleichseffekts der Bezirksumlage
müssten schwierige neue Aus-
gleichsfaktoren gefunden wer-
den. Die Städte und vor allem das
sie umgebende Landkreisgebiet
wären nicht mehr auf gleichem
Ausgleichsniveau. Derzeit profi-
tieren die bayerischen Großstädte
vom Ausgleich über die Bezirks-
umlage. Bekanntlich sind die ein-
wohnerbezogenen Sozialbela-
stungen in den Städten höher als
auf dem Land. Ländliches Geld
fließt über die Umlage in die Bal-
lungszentren. Aber auch zwi-
schen den Landkreisen würde in
der Konsequenz ein völlig neuer
Sozialhilfeausgleich erforderlich,
der wegen des Wegfalls des Aus-
gleichsfaktors Bezirk ungleich
schwieriger würde als zwischen
den Bezirken. Vor allem die
Behinderteneinrichtungen, aber
auch die Pflegeangebote, sind in
der Fläche nicht gleichmäßig ver-
teilt. Mindestens die Landkreise
mit bayernzentralen sozialen Ein-
richtungen würden restlos über-
fordert. Deswegen ist das Prinzip
der überörtlichen Zuständigkeit
mit den Bezirken als Trägern mit
großem Abstand gerechter. Eine
einzige höhere Ebene der Lei-
stungsverpflichtungen ist wert-
voller, als streitbefangene dezen-

ser Belastungen hat ihr Ende
noch nicht erreicht. Die Demo-
grafie lässt die kommunalen
Steigerungen dramatisch voraus-
berechnen.

2,12 Mrd. Euro Umlage

Es handelt sich um keine Klei-
nigkeit. Die Bezirke müssen
heuer zur Erfüllung ihrer bun-
desgesetzlichen Pflichtaufgaben
rund 2,12 Milliarden Euro Um-
lage von den Landkreisen und
kreisfreien Städten erheben, eine
ungeheuere Summe. Das sind
64 % der Gesamteinnahmen der
Bezirke von 4,47 Milliarden.
Rund die Hälfte der Kreisumla-
gen beruht übrigens auf den Be-
zirksumlagen. Diese Entwick-
lung muss zu innerkommunalen
Streitigkeiten führen, zumal auf
der Gemeindeebene die Doppel-
ursächlichkeit von Kreis- und
Bezirksausgaben nicht mehr
transparent ist.

Die Ausgabenverpflichtungen
der Bezirke sind bundesrechtlich
bedingt. Die Kommunen brau-
chen, wie Ministerpräsident Ed-
mund Stoiber beim jüngsten
Kommunalgipfel richtig aus-
führte, „auch auf Bundesebene
einen wirksamen Schutz vor fi-
nanziellen Belastungen, die sie
nicht selbst verursacht haben“.
Solange dieser nicht durch ein
Konnexitätsprinzip im Grundge-
setz verankert ist müssen alle
Kommunen, an der Speerspitze

zu gewähren, die angereichert
um ein nicht unbeachtliches
Konfliktpotenzial im Folgejahr
von den Landkreisen und Bezir-
ken teilweise wieder eingefor-
dert werden? Um dies zu ver-
deutlichen sei auf das jetzige
Ausmaß hingewiesen: Die sie-
ben Bezirke erheben heuer 2,12

trale Zuständigkeiten in Un-
gleichheit.

Größere Sparwirkung

Aus ökonomisch- wirtschaftli-
cher Sicht müssen auch die letzt-
lich zahlungspflichtigen kreisan-
gehörigen Gemeinden beachten,
was für ihre Umlagenhöhe güns-
tiger ist. Die materiellen Sozial-
hilfeleistungen an die Pflege-
und Hilfsbedürftigen sind wegen
der aus dem Bundesrecht veran-
lassten Leistungspflicht iden-
tisch, gleichgültig, ob der örtli-
che oder überörtliche Sozialhil-
feträger Leistungsträger ist. Auf
welcher Ebene aber der verwal-
tungsmäßige Vollzug kosten-
günstiger ist, wird für die Ge-
meinden umlagerelevant. Die
bisherigen Erkenntnisse der Ver-
waltungswissenschaft ergaben
den Effekt, dass die bessere Spe-
zialisierung mit größerem Ein-
zugsbereich billiger ist. Dies
spricht für die Bezirke. Die Spar-
wirkung für die Höhe der Umla-
gen ist bei ihnen größer.

Regionalkreise

Sollten die Bezirke als Leis-
tungsträger entfallen, könnten
auf die Landkreise auch neue
schwierige Fragen hinsichtlich
ihrer Existenz zukommen. Die
jetzigen Landkreise Bayerns
sind mit ihrer Größenordnung
von den Bürgern akzeptiert. Die
Kreise sind für ihre jetzigen Auf-
gaben absolut leistungsfähig.
Würde den Landkreisen eine
größere Sozialhilfezuständigkeit
übertragen, könnte leicht die jet-
zige bayerische Landkreisgröße
überfordert sein und es deswe-
gen zu den schon zu Beginn der
70er Jahre geforderten Regional-
kreisen an ihrer Stelle kommen.

Eine neue Landkreisreform
kann niemand wollen. Die Bürger
sind mit dem derzeitigen kommu-
nalen Gebietsstand zufrieden. Die
heutige kommunale Gliederung
mit den seit 175 Jahren bestehen-
den bayerischen Bezirken garan-
tiert Bayerns Zukunft.

Verfassungsverpflichtung

Dennoch bleibt die Hauptfra-
ge, wie alle drei kommunalen
Ebenen aus der jetzigen Finanz-
krise geführt werden können, um
den kommunalen Frieden wieder
herzustellen. Bayern ist nach sei-
ner Verfassung auch ein Sozial-
staat. Nach dem neuen Artikel
118 a der Bayerischen Verfas-

sung setzt sich Bayern gegen je-
de Benachteiligung der Behin-
derten ein. Dies ist mehr als ein
Programmsatz. Den bayerischen
Sozialstaat gewährleisten Staat
und Kommunen gemeinsam.

Wenn heuer der Staat für den
enormen Sozialhilfeaufwand der
Bezirke einen Sozialhilfeaus-
gleich von 540 Millionen Euro
einsetzt, dann ist dies dennoch
ein unangemessener Anteil des
Freistaates gegenüber der Ge-
samtverpflichtung der Bezirke
von 2,2 Milliarden, denn von
den 540 Millionen Euro sind nur
325,9 Millionen rein staatliche
Mittel. Trotz der Anhebung der
Staatsmittel sind 44 Millionen
Euro als Einnahmeminus aus der
gesunkenen Umlagekraft auszu-
gleichen. Die gemeinsame gleich-
rangige Verpflichtung von Bezir-
ken und Freistaat für die Behin-
derten, Kranken und Pflegebe-
dürftigen stehen im Finanzauf-
wand in einem absoluten Miss-
verhältnis zueinander.

Nicht im Ermessen
jährlicher Verhandlungen

Dies belegt, dass die jährliche
Höhe des staatlichen Sozialhilfe-
ausgleichs nicht im Ermessen
jährlicher Verhandlungen - ohne
Maßstabsvorgabe! - liegen darf.
Es bedarf der jährlichen neutra-
len Ermittlung derAusgabenstei-
gerungen und einer von vornher-
ein festgelegten Beteiligungs-
quote des Staates an den Sozial-
hilfe-Bezirksaufgaben auf der
Grundlage der gemeinsamen
(nicht bloß anteiligen) Träger-
schaft des bayerischen Sozial-
staates, wie es auch bei der Ver-
bundquote des kommunalen Fi-
nanzausgleichs der Fall ist.

Der Bayerische Verfassungs-
gerichtshof hat in den letzten
Jahren mehrfach ausgeführt,
dass der Staat verpflichtet sei,
auf der Grundlage der bayeri-
schen Verfassung das Selbstver-
waltungsrecht der Kommunen
zu gewährleisten und im Rah-
men seiner finanziellen Mög-
lichkeiten den innerstaatlichen
Finanzausgleich so zu gestalten,
dass die Kommunen und damit
auch die Bezirke ihre Aufgaben
selbstverantwortlich erfüllen kön-
nen, ohne die finanzielle Lei-
stungsfähigkeit der Gemeinden,
auf welche die Bezirksumlage
durchschlägt, zu zerstören.

Es besteht ein dringender Ver-
dacht, dass die jetzige Ermessens-
regelung für den staatlichen So-
zialhilfeausgleich an die Bezirke

mit der Bayerischen Verfassung
und dem Grundgesetz unverein-
bar ist, weil es am rechtsstaatli-
chen Maßstab fehlt und weil die
kommunale Selbstverwaltung der
Bezirke - gleichzeitig auch der
Landkreise und Gemeinden - ge-
fährdet ist und der Freistaat Bay-
ern seiner Ausgleichspflicht für
die kommunalen Aufgaben ins-
gesamt nicht in hinreichendem
Umfange nachkommt.

Gutachtergremium

Ich rege deswegen mit Nach-
druck an, ein neutrales Gutach-
tergremium als Voraussetzung
für einen kommunalen Finanz-
ausgleich zu bestellen, das die
Aufgabengewichtung zwischen
Staat und Kommunen in die glei-
che Waagschale legt, so dass im
Interesse des kommunalen Frie-
dens vor allem wegen der Pflicht-
aufgaben der Kommunen, insbe-
sondere der Bezirke als überörtli-
chen Sozialhilfeträgern allen
kommunalen Ebenen, eine genü-
gende Finanzausstattung zuge-
messen wird. Dieses neutrale
Aufgaben- und Finanzausstat-
tungsgremium sollte entschei-
dend zur Neutralisierung des
staatlich-kommunalen Streitvo-
lumens und der Neuverteilung
der Finanzausstattung zwischen
Kommunen und Land beitragen.
Dem Gremium sollte der Bayeri-
sche Rechnungshof, der Kom-
munale Prüfungsverband, Vertre-
ter der vier kommunalen Spitzen-
verbände in Bayern sowie des
Freistaates Bayern angehören.

Die Gutachter müssten die
Pflichtaufgaben der kommuna-
len Ebenen besonders gewich-
ten, und für den kommunalen
Ausgabenbereich, insbesondere
die überörtlichen Sozialhilfeaus-
gaben Sparanreize aufzeigen.
Angesichts der bereits erreichten
Höhe der Bezirksumlagen in
Bayern wird sich von selbst er-
geben, dass die den Bezirken
auferlegten Sozialbelastungen
im Mittelpunkt der Untersu-
chungen stehen, was schon des-
halb neue Vorschläge für die Ge-
staltung des Finanzausgleichs in
Bayern erwarten lässt.

Eine kommunalfreundliche
Staatspolitik muss auf dem Prin-
zip der ausgewogenen Finanz-ge-
rechtigkeit beruhen. Es ist höch-
ste und zugleich beste Zeit neue,
ausgewogene Zukunftsschritte
einzuleiten. Europas Visionen
und Aufträge lassen sich nur mit
gesunden Kommunen aller drei
bayerischen Ebenen erfüllen.

Erstmals ein Stillstand
„Noch keine blühenden Wiesen, aber immerhin erstmals ein
Stillstand des Steuerverfalls. Es hätte schlimmer kommen kön-
nen“, kommentierte Finanzminister Kurt Faltlhauser die Er-
gebnisse der November-Steuerschätzung in München.

Für dieses Jahr hat der Arbeits-
kreis bundesweit Steuereinnah-
men von rund 447,9 Milliarden
Euro prognostiziert. Im Vergleich
zur letzten Steuerschätzung vom
Mai 2005 ergeben sich für die
Jahre 2005 bzw. 2006 Schätzab-
weichungen nach oben von rund
2,9 bzw. rund 0,9 Milliarden Eu-
ro; davon entfallen auf die Kom-
munen rund 1,8 Milliarden Euro
bzw. 1,4 Milliarden Euro. Damit
werden sich für die Kommunen
in beiden Jahren deutliche Steuer-
zuwächse ergeben.

Ausgeglichener Haushalt

Für Bayern bedeutet das: Für
das Jahr 2005 fehlen - verglichen
mit den im Haushalt angesetzten
Steuereinnahmen - 160 Millionen
Euro. Für das Jahr 2006 belaufen
sich die Steuermindereinnahmen

auf etwa 900 Millionen Euro; ge-
ringfügigen Verbesserungen bei
den Steuereinnahmen gegenüber
der Mai-Steuerschätzung stehen
höhere Zahlungen im Länderfi-
nanzausgleich gegenüber.

„Jetzt sind zunächst die finan-
ziellen Auswirkungen der Koali-
tionsverhandlungen in Berlin für
den Bund und die Länder abzu-
warten und dann zu prüfen. Erst
wenn alle diese Informationen
vorliegen, können Entscheidun-
gen zum Haushalt 2006 getrof-
fen werden“, erklärte Faltlhauser
und ergänzte: „Wir halten am
ausgeglichenen Haushalt 2006
fest, und wir halten fest am Drei-
klang aus Sparen, Reformieren
und Investieren. Vielleicht trägt
die große Koalition in Berlin ja
dazu bei, dass sich auch die
bayerische SPD von diesem
Grundsatz überzeugen lässt.“
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(Fortsetzung von Seite 1)
Stichwort Kommunalwahlen:

Wie Vorsitzender Luitpold
Braun hierzu einleitend darlegte,
werfen zahlreiche Kommunal-
wahlen in den Jahren 2006 und
2008 bereits jetzt ihre Schatten
voraus. Braun befürchtete, dass
diese Wahlen erfahrungsgemäß
unter der Regierungsbeteiligung
der CSU zu leiden haben wer-
den. Fakt sei, dass im Falle einer
Mitwirkung der CSU diese in
der Vergangenheit stets schlech-
tere Kommunalwahlergebnisse
erzielt habe. „Deshalb“, so
Braun, „werden wir frühzeitig
mit den Vorbereitungen zur
Kommunalwahl 2008 begin-
nen“. Jetzt gelte es, eineAtmos-
phäre zu schaffen, die innerhalb
der Partei dafür sorgt, „die sie
tragenden Säulen auch als trag-
fähig wahrzunehmen“. Braun:
„Gerade die kommunalenBelan-
ge müssen in allen Teilbereichen
der CSU künftig in höherem
Maße ernst genommen werden,

(Fortsetzung von Seite 1)
stattet - unter anderem weil die
Schule in einem denkmalgeschüt-
zen Bau untergebracht sei und
Auflagen beimBrandschutz nicht
berücksichtigt werden könnten.

Konnexitätsprinzip
„nach Kassenlage“

So oder so ähnlich sei es über-
all, unterstrich der Regensburger
OB Schaidinger. Im Durch-
schnitt würden den Städten nur
etwa 60 Prozent der Schul-Aus-
baukosten erstattet. Ein Konne-
xitätsprinzip „nach Kassenlage“
werde der Städtetag dem Frei-
staat aber nicht durchgehen las-
sen. „Das wäre ein glatter Ver-
fassungsbruch.“ Der Chef des
Landkreistags undChamerLand-
rat Theo Zellner formulierte es
ähnlich: Das G 8 sei die „weg-
weisendeNagelprobe“, ob es der

als dies in derVergangenheit der
Fall war. Wenn wir dies schaf-
fen, haben wir für die Kommu-
nalwahl 2008 auch günstigere
Voraussetzungen.“

Frühwarnsystem

CSU-Generalsekretär Mar-
kus Söder plädierte ebenfalls
für eine enge Zusammenarbeit
und sagte von Landesleitungs-
seite aus auch schon für die
Wahlen im kommenden Jahr
tatkräftige Unterstützung zu.
Herausforderungen für das Jahr
2008 werden sich laut Söder in
der Tat deshalb ergeben, „weil
wir in einer großen Koalition
stecken“. Wichtig sei es in der
Zukunft, auf das politische
Frühwarnsystem zu hören.
„Möglicherweise“, räumte der
Generalsekretär ein, „waren wir
bei der Bundestagswahl etwas
zu siegessicher - doch diese
Überheblichkeit können wir
uns nicht mehr leisten!“ DK

Privatisierung und ...

Freistaat mit dem Konnexität-
sprinzip ernst meint. Auch beim
Büchergeld kündigen sich indes
neueKonflikte an: Der Städtetag
wiederholte seine Forderung
nach demAus für dieAbgabe.
Landkreistagspräsident Zell-

ner forderte von der designierten
Bundesregierung, bei den an-
gekündigten Korrekturen der
Hartz-IV-Reform das Verspre-
chen der Entlastung der Kom-
munen um jährlich 2,5 Milliar-
den Euro einzulösen: „Es kann
nicht sein, dass sich nur der
Bund hinsichtlich seiner Lei-
stungen entlastet und die Kom-
munen auf ihren Kosten sitzen
bleiben.Vor allem bei den Land-
kreisen gibt es in der Mehrzahl
kräftige Verlierer. Dies müssen
auch die Koalitionspartner zur
Kenntnis nehmen.“
Zellner wies auch darauf hin,

dass beiHartz IV Bund und Län-
der einenKompromiss zu Lasten
der Kommunen geschlossen hät-
ten: „Diese Bürde kann von den
Kommunen nur dann getragen
werden, wenn unverzüglich die
Beteiligungsquote des Bundes
auf 34,4 Prozent erhöht und für
dieZukunft fortgeschrieben wird.
Ansonsten wäre die Vertrauens-
basis zwischen Bund und Kom-
munen nachhaltig erschüttert.“

Büchergeld zurücknehmen

Der Vorsitzende der SPD-
Fraktion im Bayerischen Land-
tag, Franz Maget, bedauerte,
dass auf dem Kommunalgipfel
von SeitenMinisterpräsidentEd-
mund Stoibers „leider das ent-
scheidende politische Signal
ausgeblieben ist, dasBüchergeld
wieder zurückzunehmen“. Ma-
get nannte es „heuchlerisch“, so
zu tun, als habe er von dieser
Maßnahme und deren Konse-
quenzen nicht gewusst. Welch
neue überflüssige Bürokratie da-
durch geschaffen wurde, zeige
auch der Hinweis des Nürnber-
ger Oberbürgermeisters, Dr. Ul-

rich Maly bei einem Gespräch
mit dem SPD-Fraktionsvorstand
in Nürnberg. Maly berichtete
von fünf eigenen Stellen in der
Nürnberger Stadtverwaltung, die
sich nun mit der Eintreibung des
Büchergeldes beschäftigten.
Hingegen begrüßte Maget das

Bekenntnis Stoibers zum Erhalt
der Gewerbesteuer. Dies sei ein
richtiges und wichtiges Signal für
dieKommunen.Nötig sei es, die
Kommunen generell finanziell
besser auszustatten. „WasBayern
betrifft, so müsste dasLand seine
Finanzzuweisungen an dieKom-
munen erhöhen“, forderteMaget.
Bei seinem Treffen mit Maly
warnte dieser davor, im Zuge der
nötigen Einsparungen im Bun-
deshaushalt auch bei der Ge-
meindeverkehrsfinanzierung und
der Städtebauförderung zu kür-
zen.Maget teilte dieBefürchtung
Malys, dass dies negative Folgen
für die bayerische Bauwirtschaft
haben könne.

Konnexitätsprinzip
ist nicht verhandelbar

Das Konnexitätsprinzip ist
nicht verhandelbar! So die Reak-
tion derMünchner Rathaus-SPD
auf den Kommunalgipfel. „Kon-
nexität ist Vollkostenersatz - und
nicht eine Art freiwilliger Zu-
schuss“, stellte SPD-Schulspre-
cher Haimo Liebich fest. Stoiber
hatte angekündigt, dass in Ge-
sprächen die „Meinungsverschie-
denheiten zwischen Staatsregie-
rung und Kommunen über die
Anwendung des Konnexitäts-
prinzip beim G 8“ gelöst werden
sollen. Für das G 8 sei vom Frei-
staat Vollkostenersatz zugesagt
worden, den die CSU-Regierung
nun nicht mehr einhalten wolle.
Liebich: „Es ist nicht hinnehm-
bar, dass die CSU-Regierung die
Landeshauptstadt auf über 50
Prozent der Kosten für G 8-Bau-
maßnahmen sitzen lassen will.
Das würde das Konnexitätsprin-
zip auf denKopf stellen.“ DK

Reiseland Bayern:

Günstling der Urlauber
Jahrespressekonferenz in München - Aktuelle Zahlen von Wirtschaftsminister Wiesheu

Bayern bleibt in der Gunst der Urlauber ganz oben auf der Hit-
liste. In den ersten neun Monaten dieses Jahres kamen mit über
18 Millionen Besuchern noch einmal gut vier Prozent mehr als
im Vorjahreszeitraum, berichtete Wirtschaftsminister Otto
Wiesheu vor der Presse in München. Die Zahl der Übernach-
tungen stieg leicht um gut ein Prozent auf knapp 56 Millionen.
Spitzenreiter ist mit fast acht Millionen Touristen weiterhin
Oberbayern.
Spitzenreiter bei den Gä-

steankünften ist Oberbayern mit
plus 6,8 % und 7,9Mio. Gästen,
gefolgt von Schwaben (plus 3,7
%, 2,5 Mio. Gäste) und Mittel-
franken (plus 3 %, 2,1 Mio. Gä-
ste). InUnterfranken kletterte die
Zahl der Gästeankünfte um plus
2,3 % auf rund 1,6 Mio. und in
Niederbayern um plus 1,9 %
auf rund 1,9 Mio. Oberfranken
wiederum steigerte die Gä-
steankünfte um 0,9 % auf rund
1,2 Mio. und die Oberpfalz er-
zielte plus 0,5 % mit rund 1,1
Mio.Gästeankünften.

Städtetourismus

Der Städtetourismus profitier-
te Wiesheu zufolge überdurch-
schnittlich: So weist München

bei denAnkünften ein Plus von
10,3 % auf (Übernachtungen:
plus 9 %), Bamberg einen Zu-
wachs von 16,6 % (20,1 %) und
Landshut gar einenAnstieg von
20,2 % (9,5 %).

Gästeplus aus dem Ausland

Wie Wiesheu betonte, sei der
Hauptmotor der positiven Tou-
rismusentwicklung in Bayern
das Ausland mit einem Gäste-
plus von 6,6 % und einemÜber-
nachtungszuwachs von 5,8 %.
Ein wichtiges Potenzial biete da-
bei zunehmend Osteuropa. Al-
lein die Übernachtungen russi-
scherBesucher stiegen in den er-
sten neun Monaten um gut acht
Prozent auf 153.000. Auch aus
Polen und Tschechien kämen

immer mehr Touristen.Auch die
Inlandsnachfrage habe sich in
den ersten neun Monaten des
Jahres 2005 positiv entwickelt,
mit einem Gästeplus von 3,6 %
bei denAnkünften und 0,7 % bei
den Übernachtungen. Dies sei
auch auf die „entzerrte Sommer-
ferienregelung 2005“ zurückzu-
führen.

Wichtiger Wirtschaftsfaktor

„Der Tourismus ist und bleibt
ein wichtiger Wirtschaftsfaktor,
eine Leitökonomie und eine Zu-
kunftsbranche mit großen
Wachtumspotenzialen“, erläu-
terte der Minister. Die Fußball-
WM 2006 sei eine Plattform,
um denWirtschafts- undTouris-
musstandort Bayern verstärkt
ins Rampenlicht zu stellen: „Ich
hoffe, dass es uns gelingt, mög-
lichst viele der an der WM teil-
nehmenden Mannschaften von
einer Quartiernahme in Bayern
zu überzeugen.“
Ungebremst ist weiterhin

der Zuwachs beim Urlaub auf
dem Bauernhof. Die 7200 Ur-
laubshöfe erzielten 2004 mit
mehr als zehn Millionen
Übernachtungen ein Spit-
zenergebnis. Damit entfalle
jede zehnte Übernachtung auf
einen Bauernhof, bemerkte
Wiesheu. In diesem Jahr dürf-
te die Zahl noch einmal ge-
stiegen sein. Die Camping-
branche erzielte hingegen we-
gen des verregneten Sommers
nur ein durchschnittliches Er-
gebnis. Nach einer schwieri-
gen Zeit erzielten die baye-
rischen Heilbäder und Kuror-

te dagegen wieder Zuwächse.

Sorge um Gastronomie

Um die Hotellerie sei es ihm
nicht bange, wohl aber um die
Gastronomie, sagte der Präsident
des Bayerischen Hotel- und
Gaststättenverbandes, Ludwig
Hagn. Gerade dem mittleren
Segment drohe hier das Aus.
Schuld daran seien nicht nur die
schlechten wirtschaftlichenRah-
menbedingungen, sondern auch
die „Schwarzgastronomie“.
Auch werde der Gastronomie

die von der großenKoalition be-
schlosseneMehrwertsteueranhe-
bung auf 19 Prozent einen her-
ben Schlag versetzen.
Laut Wiesheu sind sich die

Experten einig, dass die Touris-
musbranche trotz geändertem
Verbraucherverhalten und verän-
derten Marktstrukturen langfri-
stig weiter wachsen wird. Die
Stimmung imReisemarkt sei po-
sitiv. Der Trend zu Kurz- und
Städtereisen halte an. Reisen
würden immer später gebucht
und das Verbraucherverhalten
werde insgesamt kurzfristiger
und flexibler.

Interesse an Nahzielen

Als innerdeutsches Reiseziel
bleibe Bayern vorn und profitie-
re vom gestiegenen Interesse an
Nahzielen sowie Natur-, Aktiv-
und Sporturlaub. Insbesondere
Wandern, Radeln und Golfen
lägen künftig im Trend. Berg-
undAlpentourismus erlebten ei-
ne Renaissance. Aber auch
weltweit sei der Freistaat mit
Kultur-, Event-, Städtetouris-
mus, Natur- und Landschaftser-
lebnis in Verbindung mit dem
Megatrend „Gesundheit und
Wellness“ sowie als führendes
Messe-, Kongress- und Ta-
gungsland up to date. DK

Gipfel mit Signal...

„Weises Gutachten“
Wiesheu zum Jahresgutachten des Sachverständigenrats

zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Lage
„Die Botschaft des Sachver-

ständigenrates lautet einmal
mehr: Ein breiter Konjunktur-
aufschwung in Deutschland ist
weiterhin nicht in Sicht. Mit der
prognostizierten Rate von 1,0
Prozent bleibt das Wachstum
auch 2006 verhalten, von der
Binnennachfrage werden erneut
kaum Impulse ausgehen, die
Zahl der sozialversicherungs-
pflichtigen Arbeitsplätze droht
weiter abzubröckeln. An einer
Neuausrichtung der Bundespoli-
tik zur Stärkung von Beschäfti-
gung und Wachstum führt des-
halb kein Weg vorbei“, fasste
BayernsWirtschaftsminister Ot-
toWiesheu das jüngst veröffent-
lichte Jahresgutachten des Sach-
verständigenrats zusammen.

Arbeitsanreize stärken

„Richtungsweisend sind vor al-
lem die Vorschläge der Wirt-
schaftsweisen zur Arbeitsmark-
treform. Die Arbeitsanreize für
Hilfeempfänger müssen weiter
gestärkt werden.DieBereitschaft
der Unternehmen, Arbeitsplätze
im Niedriglohnbereich zu schaf-
fen,muss wachsen“, so derMini-
ster weiter. „Bei allenKonsolidie-
rungszwängen dürfen gezielte
Impulse zur Stärkung der Investi-
tions- und Innovationstätigkeit
nicht unter die Räder geraten.

Sparen allein genügt auch unter
konsolidierungspolitischen Ge-
sichtspunkten nicht.Nur mit einer
Politik des Sparens, Reformie-
rens und Investierens, die uns auf
einen höheren Wachstumspfad
zurückführt, kann Deutschland
seine Probleme überwinden“, so
Wiesheu.

Beckstein bei Kongress der Stadt-Kulturen:

Suburbanisierungseffekte bedrohen
Funktionsfähigkeit der Innenstädte

Strukturwandel als Chance begreifen und nutzen

„In den vergangenen Jahrzehnten sind vieleBewohner aus den
Innenstädten in die Vororte und aufs Land abgewandert. Dieser
Suburbanisierungsprozess hat nach demWohnen längst auch an-
dere Nutzungsarten erfasst. Großflächige Handelsbetriebe, das
produzierende Gewerbe und inzwischen auch Dienstleistungs-
unternehmen und Freizeiteinrichtungen kehren den Innenstädten
den Rücken. Diese Entwicklung bedroht die Funktionsfähigkeit
der Innenstädte als Zentrum des urbanen Lebens massiv“, be-
tonte Innenminister Dr. Günther Beckstein beim Kongress der
Stadt-Kulturen der Stiftung „Lebendige Stadt“ in der Allianz
Arena inMünchen.
Beckstein machte deutlich, dass diese Entwicklung die betrof-

fenen Städte vor große Herausforderungen stellt und rief dazu
auf, diesen Strukturwandel als Chance für die Stadtentwicklung
zu nutzen: „Durch dieAnsiedlung von neuen, zukunftsorientier-
tenArbeitsplätzen, die Ergänzung fehlenderVorsorgeeinrichtun-
gen und verstärktesAngebot an familiengerechtem Wohnraum
sowie dieVerbesserung desGrün- und Freiflächenangebots kann
es gelingen, die Innenstädte zu revitalisieren und dauerhaft at-
traktiv zu halten.“
Beckstein machte deutlich, dass vor allem der demographi-

sche Wandel Risiko und Chance für die Stadtentwicklung zu-
gleich in sich birgt.Bis zum Jahr 2050 wird nach den Prognosen
die Zahl der unter 20-jährigen um fast ein Drittel zurückgehen,
während die Zahl der über 60-jährigen um fast 40 Prozent zu-
nehmen wird. „Ältere Menschen haben andere Bedürfnisse als
junge. Das beginnt bei einem altersgerechten Wohnangebot,
setzt sich fort in einer altengerechten öffentlichen Versorgung
und Verkehrsinfrastruktur und endet in altengerechten Freizeit-
und auch Sportangeboten. Gerade hier liegt die Chance der In-
nenstädte. Sie können das bieten,was imAlter immer wichtiger
wird: Ein dichtesÖPNV-Netz und die wohnungsnaheBereitstel-
lung aller wichtigen Versorgungseinrichtungen.“ Gleichzeitig
dürfen aber, wie Beckstein hervorhob, schon aus familienpoliti-
schen Gründen die Belange der Jüngeren keineswegs vernach-
lässigt werden.

Bayerisches Handwerk zu den Koalitionsvereinbarungen:

Mehrwertsteuererhöhung
fördert die Schwarzarbeit

Der Bayerische Handwerkstag begrüßt grundsätzlich den Ab-
schluss des Koalitionsvertrages zwischen CDU, CSU und SPD.
Damit seien die Voraussetzungen geschaffen, dass sich in Deutsch-
land wieder eine handlungsfähige Bundesregierung der Probleme
am Standort annehmen könne, so der Präsident des Bayerischen
Handwerkstages (BHT) Heinrich Traublinger, MdL.

„Die Koalitionspartner haben
sich auf Maßnahmen geeinigt,
die teilweise ganz im Sinne des
Handwerks sind, teilweise aber
doch deutlich hinter den Erfor-
dernissen zurückbleiben“, be-
kräftigt Traublinger. Bei weitem
noch nicht alles passe in die Stra-
tegie Sanieren, Reformieren und
Investieren.

Entfesselung von
Mittelstand und Handwerk

Die neue Bundesregierung hat
aus Sicht desHandwerks dieAuf-
gabe, den Wirtschaftsstandort
Deutschland aus der Krise zu
führen. Traublinger: „Priorität
muss dabei die Entfesselung von
Mittelstand undHandwerk haben,
denn hier können primär die drin-
gend benötigtenArbeits- undAus-
bildungsplätze geschaffen wer-
den.“Vorrang fürArbeit verlange
Vorrang für eine mittelstandsori-
entierteWirtschaftspolitik.
Positiv sieht das Handwerk

unter diesen Maßgaben die vor-
gesehene Mittelstandsoffensive
mit verbessertenAbschreibungs-
bedingungen und einer mittel-
standsfreundlichen Umsetzung
vonBasel II.DasGleiche gilt für
Überlegungen, bei den zulas-
sungsfrei gewordenen Hand-
werksberufen wieder eine Min-
destqualifikation einzuführen.
Mit dem stufenweisen Entfall
der Erbschaftsteuerschuld bei
Betriebsübergaben wird eine seit
langem erhobene Forderung des
Handwerks aufgegriffen.Mit der
Verdoppelung derUmsatzgrenze
für die Ist-Besteuerung bei der
Umsatzsteuer gehen die Koaliti-
onspartner zwar in die richtige
Richtung, bleiben aber deutlich
hinter den Notwendigkeiten
zurück. Nötig wäre eine Anhe-
bung der Umsatzgrenze auf 1
Million Euro. Begrüßenswert
aus Sicht des Handwerks ist das
Vorhaben, private Aufwendun-
gen für Erhaltungs- und Moder-

nisierungsmaßnahmen stärker
als bislang steuerlich zu fördern
sowie ein Gebäudesanierungs-
programm aufzulegen. Dies
kommt vor allem der seit Jahren
gebeutelten Bauwirtschaft zu-
gute. Allerdings werde die gute
Absicht durch die Streichung der
Eigenheimzulage völlig konter-
kariert, betont der BHT-Präsi-
dent.
Traublinger befürchtet durch

die Anhebung der Mehrwert-
steuer zu Jahresbeginn 2007 auf
19 Prozent und des Rentenversi-
cherungsbeitrages auf 19,9 Pro-
zent einen deutlichen Anstieg
der Schwarzarbeit. Damit werde
die legaleHandwerksleistung er-
heblich verteuert. Die angekün-
digte Senkung des Beitragssat-
zes zurArbeitslosenversicherung
vermöge daran nichts zu ändern.
„Damit droht die Binnenkon-
junktur, die allmählich ansprin-
gen könnte, sofort wieder abge-
würgt zu werden“, so der BHT-
Präsident.

Small-Company-Acts

Das Thema Senkung der
Lohnzusatzkosten müsse deut-
lich entschiedener angegangen
werden. Gerade Wirtschaftsbe-
reiche wie das Handwerk, die
noch am ehesten zusätzlicheAr-
beitsplätze schaffen könnten,
würden davon besonders betrof-
fen. Für sie blieben auch die ver-
einbarten arbeitsrechtlichenMaß-
nahmen deutlich hinter den Er-
fordernissen zurück.Dem positi-
venAnsatz, für denKündigungs-
schutz eineWartezeit von bis zu
24 Monaten zu vereinbaren, ste-
he als Negativposten die Strei-
chung von Befristungsmöglich-
keiten gegenüber. Hier wäre es
nach Einschätzung des BHT-
Präsidenten empfehlenswert,
mehr Elemente des von der
bayerischen Henzler-Kommissi-
on entwickelten Small-Com-
pany-Acts zu übernehmen.
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Stromtarif mit Preisgarantie
E.ON Bayern erhöht Strompreise um 2,5 % / Energiesparfonds für Kommunen
München. Der regionale Energieversorger E.ON Bayern wird
die Strompreise zum Jahresanfang 2006 erhöhen. Wie Pro-
duktmanager Stefan Hieber vor der Presse in München er-
klärte, steigern sich für 90 Prozent aller rund 1,6 Millionen Pri-
vat- und Haushaltskunden mit einem typischen Verbrauch von
jährlich 3000 Kilowattstunden die Strompreise um monatlich
1,20 Euro oder rund 2,5 Prozent. Auf die zehn Prozent Kunden
mit Zweitarifzählern kommen Mehrkosten bei einem typi-
schen Verbrauch von 5200 Kilowattstunden von monatlich
2,40 Euro oder 3,3 Prozent zu. „Die Preiserhöhungen liegen da-
mit deutlich unter dem Niveau des Vorjahres“.

Der weltweite Anstieg der
Energiepreise, so die E.ON, hält
unvermindert an. Der Strombe-
schaffungspreis an der europäi-
schen Strombörse EEX habe
sich in den letzten zwölf Mona-
ten um 30 Prozent verteuert.
Aufgrund dieser Marktsituation
stehe die gesamte Strombran-
che unter Preisanhebungsdruck.
Außerdem seien die Anbieter
2006 gesetzlich verpflichtet,
noch mehr teuren Strom aus al-
ternativen Energiequellen abzu-
nehmen als bisher. Neben den
gestiegenen Bezugskosten wür-
den auch Steuern und Abgaben
den Strompreis belasten. Seit
der Strompreisliberalisierung im
Jahr 1998 habe sich der Anteil
von Steuern und Abgaben nahe-
zu verdoppelt und liege heute
bei rund 40 Prozent. Das bedeu-
tet: Von jedem Euro, den ein
Haushalt für Strom zahlt, gehen
rund 40 Cent an den Staat.

Moderate Erhöhung

Die Preiserhöhungen zum
Jahresanfang 2006 fallen nach
Ansicht von E.ON äußerst mo-
derat aus, die Steigerungen
würden im allgemeinen Tarif
bis Ende 2006 garantiert. Die
Strompreise des regionalen En-
ergieversorgers lägen auch nach
der Erhöhung im bundesweiten

Vergleich im Mittelfeld. Hieber
rechnet damit, dass bei den deut-
schen Konkurrenz-Unternehmen
der Preis 2006 etwa um sechs bis
sieben Prozent steigen wird.

Bei der Produktgestaltung
geht E.ON Bayern neue Wege.
Ab dem 1. Januar 2006 bietet
das Unternehmen für Haus-
halts- und Privatkunden erst-
mals das Stromprodukt Basis-
Power mit Preisstabilität an. Für

die Zahlung eines einmaligen
Betrages von 20 Euro erhält der
Kunde drei Jahre Preisgarantie,
ohne dass sich die Abnehmer
längerfristig binden müssen. Es
besteht also weiterhin monatli-
ches Kündigungsrecht. Damit
werde dem Wunsch vieler Kun-
den nach Preissicherheit ent-
sprochen.

Gesellschaftliche
Verpflichtung

Für die nächsten Jahre will
E.ON Bayern Kommunen und
Privatkunden beim Energiespa-
ren unterstützen und sich nach-
haltig für den sinnvollen Um-
gang mit Energie engagieren.
Ressourcenschonung sei eine
gesellschaftliche Verpflichtung.
Auch aus wirtschaftlichen Ge-

sichtspunkten sei es sinnvoll,
den Zubau von Kraftwerkska-
pazitäten zu minimieren. Ener-
gieberatung sei Bestandteil von
Kundenservice und Kundenbin-
dung.

Energie-Mobil

Für bayerische Kommunen
gibt es einen Energiesparfonds
von rund 10 Millionen Euro.
Überdies werden im gesamten
Freistaat Privatkunden im Ener-
gie-Mobil vor Ort beraten. Fer-
ner gibt es Strom in Kombinati-
on mit einem Hausschutzbrief.

Für einen Mehrpreis von mo-
natlich 4,50 Euro wird eine Ab-
sicherung für die kleinen Pan-
nen im Haushalt geboten. So
besteht ein Notfallservice für
Elektro-, Sanitär- und Heizungs-
installation, Schlüsseldienst, Not-
heizung, Schädlingsbekämp-
fung und Wespennest-Entfer-
nung plus EnergieSpar-Check
zum Start. E. Scholl

E.ON Bayern:

Transparenz für
Haushalts-Gaskunden

Die E.ON Bayern AG wird Transparenz bei der Bildung
ihrer Gaspreise für Haushaltskunden schaffen, kündigte
der Vorstandsvorsitzende von E.ON Bayern, Dr. Peter
Deml, an. „Wir wollen damit das Vertrauen unserer Kun-
den in eine faire und marktgerechte Preisgestaltung festi-
gen“, erklärte Deml. Kurzfristige Wettbewerbsvorteile der
Konkurrenten nehme man dafür in Kauf.

E.ON Bayern wird nach den Worten des Vorstandsvorsit-
zenden keine weiteren Preismaßnahmen umsetzen, bevor
nicht alle privaten Haushaltskunden Transparenz über die
Preise erlangen können. „Wir wollen damit wieder mehr
Sachlichkeit in die öffentliche Diskussion bringen“, so Deml
weiter. So werde man auch den Chancen gerecht, die Erdgas
bietet. „E.ON Bayern versorgt mit steigender Tendenz rund
80.000 Kunden in Nord- und Ostbayern mit Erdgas. Im lau-
fenden Jahr werden wir rund 2.500 neue Kunden an das Erd-
gasnetz anschließen“, erklärte Dr. Deml. Damit werde deut-
lich, dass der umweltschonende Energieträger Erdgas nach
wie vor wettbewerbsfähig sei.

Stromlieferung:

Kommunen bauen
auf E.ON Bayern
Nach Angaben des bayeri-

schen Energiedienstleisters E.ON
Bayern haben sich bis heute über
90 Prozent aller bayerischen
Kommunen im Vertriebsgebiet
des Energiedienstleisters für eine
Strombelieferung durch E.ON
Bayern ab dem Jahr 2006 ent-
schieden. Seit dem Jahr 2000 er-
folgt die Stromlieferung von
E.ON Bayern an rund 1.200
Kommunen über eine Rahmen-
vereinbarung mit den kommuna-
len Spitzenverbänden. Die lau-
fende Vereinbarung endet nach
Angaben des Unternehmens En-
de 2005. „Aufgrund des großen
Erfolgs haben wir die Rahmen-
vereinbarung bis einschließlich
2009 verlängert“, erklärte der
Vorstandsvorsitzende des Unter-
nehmens, Dr. Peter Deml, im
Rahmen einer Pressekonferenz.

Zugleich erläuterte Deml die
Eckdaten der Ramenvereinba-
rung: „Jeder Kommune steht es
frei, der ab 2006 gültigen Rah-
menvereinbarung beizutreten. Es
besteht keine Verpflichtung da-
zu. Der Rahmenvertrag ist ledig-
lich ein Angebot. Wer davon Ge-
brauch macht, kann jährlich aus-
steigen.“ Dass das E.ON Bay-
ern-Angebot wettbewerbsfähig
sei, zeige das Beispiel der Stadt
Weiden. In einer europaweiten
Ausschreibung habe man sich
mit den Konditionen der Rah-
menvereinbarung durchgesetzt
und erneut den Zuschlag für die
Strombelieferung ab 2006 erhal-
ten. „Das kommt nicht von un-
gefähr. Gemessen am heutigen
Marktniveau bietet der Rahmen-
vertrag sensationell niedrige
Preise. Man kann den Verbänden
nur gratulieren. Sie haben zum
Jahresbeginn 2005 einen opti-
malen Beschaffungszeitpunkt
gewählt. Damals lagen die Prei-
se um gut 20 Prozent unter dem
Niveau von heute“, so Deml.
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Gute Geschäfte sind das Ergebnis wirklich guter Lösungen.
Und die entstehen im Kopf. Deshalb sind unsere wichtigsten
Energieträger unsere Mitarbeiter: mit ihren Ideen und ihrer
Erfahrung. Sie machen aus Kundenwünschen passgenaue
Energiekonzepte und aus Know-how mehr Energieeffizienz.

STEAG Saar Energie – Volle Kraft aus Süd-West

STEAG Saar Energie.
Wir messen Energie nicht in Watt,
sondern in Intelligenz.

STEAG Saar Energie AG
Trierer Straße 1
66111 Saarbrücken

Telefon +49 (6 81) 4 05-05
E-Mail info@steag-saarenergie.de
Internet www.steag-saarenergie.de

Ökologisch effizient -
stark im Verbund

Offizielle Inbetriebnahme des Biomasse-Heizkraftwerks Traunreut

Die STEAG Saar Energie AG hat in Anwesenheit des Präsi-
denten des Bayerischen Landtages, Alois Glück, und zahlrei-
cher weiterer Gäste aus Politik, Wirtschaft und Verwaltung im
Rahmen einer Feierstunde ihr neues Biomasse-Heizkraftwerk
in Traunreut offiziell in Betrieb genommen. STEAG Saar
Energie investierte in das neue Biomasse-Heizkraftwerk an der
Werner-von-Siemens-Straße rund 19,5 Millionen Euro. Bau-
beginn der neuen Anlage war im März 2003.
Reinhard Störmer, Mitglied

desVorstandes der STEAG Saar
Energie AG, zur grundsätzli-
chen Zielsetzung: „Bei Energie-
erzeugung geht es um die Um-
welt, aber auch um Wirtschaft-
lichkeit und Effizienz. Wenn es
gelingt, nachhaltige Energieer-
zeugung und wirtschaftlichen
Anlagenbetrieb miteinander zu
kombinieren, hat man einen
idealen Weg zur Energieerzeu-
gung gefunden. Hier in Traun-
reut ist dieser Weg beschritten
worden.“

Hauptabnehmer

Das Biomasse-Heizkraftwerk
verwertet pro Jahr ca. 50.000
Tonnen Altholz der Klassen A1
bis A3. Im Jahr werden damit
ca. 40.000 Megawattstunden
Wärme und 38.000 Megawatt-
stunden Strom erzeugt. Das
reicht aus, um etwa 2.222 Ein-
familienhäuser mit Wärme und
9.500 Einfamilienhäuser mit
Strom zu versorgen. Hauptab-
nehmer der Wärme sind die
Stadtwerke Traunreut mit ihren
Fernwärmenetzen. Größte Ein-
zelabnehmer der Wärme sind
die BSH Bosch und Siemens
Hausgeräte GmbH und die Dr.
Johannes Heidenhain GmbH.

Der hier erzeugte Strom wird
auf EEG-Basis ins Netz der
E.ON eingespeist.

Beträchtliche Vorteile

Die ökologischenVorteile des
Biomasse-Heizkraftwerkes sind
beträchtlich. Bei der Verbren-
nung des Holzes wird nicht
mehr Treibhausgas freigesetzt
als das Holz bei seinemWachs-
tum aufgenommen und gespei-
chert hat.Die CO2-neutraleVer-
brennung erspart der Umwelt
im Vergleich zu herkömmlich
gewonnener Energie im Jahr
rund 36.000 TonnenKohlendio-
xid-Emissionen. Die ökologi-
sche Effizienz wird durch den
Einsatz der Kraft-Wärme-Kopp-
lung, also der gleichzeitigen Er-
zeugung vonWärme und Strom,
noch gesteigert.

Am Anfang war die Idee

Das neue Biomasse-Heiz-
kraftwerk ist Bestandteil des
Energieverbundes Traunreut.
Am Anfang stand die Idee der
Bosch und Siemens Hausgeräte
GmbH, ihre Energieversorgung
in die Hände eines erfahre-
nen Contractors zu legen. Die
benötigte Energie sollte effizi-

ent und umweltschonend in
Kraft-Wärme-Kopplung und
auf Basis erneuerbarer Energie
erzeugt werden. Diesen Ver-
bund bilden neben dem neuen
Heizkraftwerk ein bereits im Ju-
li 1999 errichtetes Biomasse-
Heizwerk und die Stadtwerke
Traunreut mit ihren Fernwärme-
netzen, die aus den beiden Ener-
giezentralen gespeist werden.

Tag der offenen Tür

EndeOktober veranstaltete die
STEAG Saar EnergieAG einen
Tag der offenen Tür im Biomas-
se-HeizkraftwerkTraunreut.An-
geboten wurden regelmäßige
Führungen durch die Anlage.
Die Stadtkapelle Traunwalchen
spielte im Festzelt auf und für
gutes Essen und Getränke war
bestens gesorgt.

Intelligente und
nachhaltige Konzepte

Die STEAG Saar EnergieAG
ist der deutschlandweit aufge-
stellte Energiespezialist im Be-
reich der dezentralen Energie-
versorgung und dabei eingebun-
den in die STEAG, die Energie-
säule des Essener RAG-Kon-
zerns.DasUnternehmen ist dar-
auf spezialisiert, intelligente
und nachhaltige Konzepte für
jeden Kunden zu entwickeln.
Dabei reicht das vernetzte Ener-
gieangebot von der Biomasse-
und Geothermienutzung bis hin
zum Betrieb eines virtuellen
Regelkraftwerks. STEAG Saar

Energie ist zudem einer der
führenden Stromproduzenten
im südwestdeutschen Raum.
Das Unternehmen betreibt bun-
desweit 10 Biomasse-Anlagen
mit einer jährlichen Verwer-
tungskapazität von rund
460.000 Tonnen Altholz. Bio-
masse-Heizkraftwerke befinden
sich unter anderem auch in
Großaitingen, Werl, Neufahrn,
Neuwied, Dresden, Ilmenau
und Buchen.

Wesentliche Projektdaten
Kessel
Feuerungswärmeleistung: 19,5MW
Dampfproduktion: 21,7 t/h
Dampfparameter: 425 °C/64 bar
Turbine
Nennleistung: ca. 5MW
Wärmeauskopplung: bis 14MW
Brennstoff: Altholz, ca. 50.000 t/a
Brennstofflager: Volumen ca. 1.000 t, aus-

reichend für ca. 10 Tage
Personal: 8Mitarbeiter.

Weitere Infos zum Projekt:
Zur Technik: Bernd Gross,

Betriebsleiter Biomasse-Heiz-
kraftwerk Traunreut, Telefon:
0 86 69/9 098 013, Fax: 0 86 69/
9 00 264, E-Mail: bernd.gross@
steag-saarenergie.de
Allgemeine Informationen:

Peter Ney, Service Center -
Kommunikation, Telefon: 06 81/
4 05 - 92 23, Fax: 06 81/4 05 - 10
76, E-Mail: peter.ney@steag-
saarenergie.de

Landkreis Rosenheim:

Rohstoff Holz
im Blickpunkt
Rund um den heimischen

Rohstoff Holz ging es bei den
Aktionstagen „Energieträger
Holz“, die vom Landkreis Ro-
senheim in Zusammenarbeit mit
den Waldbesitzervereinigungen
Rosenheim-Bad Aibling und
Wasserburg-Haag, demAmt für
Landwirtschaft und Forsten so-
wie der Fachhochschule Rosen-
heim veranstaltet wurden. Im
Mittelpunkt stand dabei der
„Tag der offenen Heizungstür“.
Daneben gab es eine Vortrags-
reihe zum Thema „Energieträ-
ger Holz“.
DerAnstieg derEnergiepreise,

das zunehmende Bewusstsein
über die Begrenztheit der Roh-
stoffeÖl undGas und die von al-
len Seiten anerkannte Notwen-
digkeit, die Kohlendioxid-Emis-
sion aus Gründen des Klima-
schutzes zu reduzieren, führen
nach Auffassung von Landrat
Dr. Max Gimple zu einem Um-
denken in der Energiepolitik.
Gerade in der Region Rosen-
heim habe das Holz aufgrund
seines hohen Wirkungsgrads als
Brennstoff Tradition. Die Akti-
onstage des Landkreises Rosen-
heim informierten deshalb de-
tailliert über alle derzeit sinnvol-
len Systeme der energetischen
Verwendung. Mittlerweile gibt
es nach Informationen des Land-
rats imLandkreisRosenheim be-
reits über 300 Hackschnitzelhei-
zungen und mehr als 320 Pellets-
Anlagen. Außerdem sind rund
12.000 andere Feststoffbrennan-
lagen vom Kachelofen bis zum
Scheitholzkessel in Betrieb.

14 Betriebe, Institutionen und
Privatleute stellten sich am „Tag
der offenen Heizungstür“ land-
kreisweit in den Dienst dieser
Aktion. Dabei waren für jeder-
mann Hackschnitzel-, Pellets-
und Scheitholzanlagen in Ame-
rang, Bad Endorf, Bruckmühl,
Eiselfing, Feldkirchen-Wester-
ham, Nußdorf, Oberaudorf,
Rimsting und Prien zugänglich.
Bei derAuftaktveranstaltung zu
denAktionstagen referierten Dr.
Rupert Schäfer vom Bayeri-
schenMinisterium für Landwirt-
schaft und Forsten sowie Profes-
sor Horst Kreimes von der FH
Rosenheim und Diplominge-
nieur Klaus Röhrmoser von der
Gammel Engineering GmbH
überMöglichkeiten der energeti-
schen Nutzung von Holz im
Landkreis. Eine Podiumsdiskus-
sion mit namhaften Fachleuten
schloss sich an. DK

Bayerischer
Energiepreis 2006
Wie die Regierung der

Oberpfalz jetzt mitteilte,
vergibt das bayerische
Wirtschaftsministerium ge-
meinsam mit dem Bayeri-
schen Energie-Forum für
das Jahr 2006 erneut den
Bayerischen Energiepreis.
Der Preis würdigt herausra-
gende innovative Leistun-
gen auf dem Feld der ratio-
nellen Energienutzung, der
erneuerbaren Energien und
der neuen Energietechnolo-
gien. Er ist mit insgesamt
25.000 Euro dotiert und
wurde bisher viermal ver-
geben.
Die Preisvergabe erfolgt

im Juni 2006 durch den
bayerischen Wirtschafts-
minister im Rahmen einer
öffentlichen Veranstaltung.
Bewerbungen müssen bis
zum 20. Januar 2006 einge-
reicht sein.
Für Fragen zu Inhalt oder

Verfahren des Preises steht
Dietrich Schirm (Telefon
089-2162-2502) zur Verfü-
gung.

Energielieferant Holz:

In Zukunft wichtiger
als Wasser?

EuRegio-Forsttag in Kirchanschöring mit MdB Ramsauer

Nach der Einführung und Begrüßung durch EuRegio-Vize-
präsident Landrat Hermann Steinmaßl und Kirchanschörings
Bürgermeister Albert Reiter beleuchtete der Bundestagsabge-
ordnete Peter Ramsauer im Rahmen des ersten EuRegio-Forst-
tages die deutsche Forstpolitik. Ramsauer kritisierte heftig die
Entscheidungen der alten Bundesregierung. Ein geplantes,
neues Waldgesetz hätte alle Waldbesitzer in den nächsten Jah-
ren mit einer Flut neuer Regeln überzogen. Von der großen
Koalition forderte Ramsauer daher, dass es keine weiteren
staatlichen Eingriffe in die Eigentumsrechte der Waldbauern
geben dürfe.

Ramsauer begrüßte allerdings
ausdrücklich das Erneuerbare-
Energien-Gesetz (EEG): „Dieses
Gesetz ist ein Segen für alle hei-
mischen Brennstoffe und für die
Biomasse. Vor fünf Jahren noch
belächelt ist die Biomasse heute
schon eine neue Dimension in
der Landnutzung.“
Holz sei der wichtigste Roh-

stoff des 21. Jahrhunderts, so
Ramsauer weiter, dieHolzvorrä-
te seien in den letzten Jahren um
3 Milliarden Kubikmeter gestie-
gen, die nachgewachsene Fläche
sei so groß wie zwei mal die
Landkreise BGL und Traunstein
zusammen. Bundesweit gibt es
rund 800.000 Arbeitsplätze in
der Forstwirtschaft. Seiner Mei-
nung nach werde das Holz dem
Wasser als Energielieferant den
Rang ablaufen und es werde in
Zukunft ein wichtiges Mittel
sein, um die Abhängigkeit von
Erdöl zu senken.
In gleicherWeise äußerte sich

Salzburgs Naturschutz-Landes-
rat Sepp Eisl. Auch er ist der
Überzeugung, dass der Natur-
und Umweltschutz gemeinsam
mit der Forstwirtschaft nur gelin-
gen könne, wenn dieWaldbesit-
zer auch freiwillig mitmachen.
„Als ich den Naturschutz vor
sechs Jahren übernommen habe,
gab es im Bundesland Salzburg
13 besonders geschützte Gebie-

te, mittlerweile sind es 28, aber
alle mit Zustimmung derGrund-
eigentümer“, betonte Eisl. Holz
sei ein Rohstoff der Zukunft, ein
Umstieg von Erdöl und Gas auf
Holz sei unausweichlich, so der
Landesrat. „Die Zeit ist reif, dass
wir neue Technologien einset-
zen, aber Hackschnitzel-Heiz-
kraftwerke dürfen nicht von aus-
wärts finanziert werden, sondern
das müssen wir selbst machen.
Wir müssen die Eigentümer der
neuenBiomasse-Heizkraftwerke
sein.“ Gleichzeitig müssten sich
regionale Biomasse-Heizkraft-
werke auch ausdehnen dürfen,
„diese Heizkraftwerke müssen
zu Kompetenz-Zentren werden.
Was spricht dagegen, dass diese
kleinen Kraftwerke auch Well-
ness-Hotels oder andere Gebäu-
de in der näherenUmgebung mit
Strom undWärme versorgen?“

„Wir müssen zu unserem
Wald stehen und ein Vorbild
sein. Holz ist der Rohstoff der
Zukunft, wir sitzen auf einem
Schatz, den wir nur heben müs-
sen.“ Auch beim Neubau von
öffentlichen Gebäuden müsse
mehr Holz verwendet werden.
Gemeinsam mit Ramsauer ap-
pellierte er an die Waldbauern,
Freude an ihremWald zu zeigen
und selbst an ihre Produkte zu
glauben und diese auch einzu-
setzen.

Die über 1000 Besucher des ersten EuRegio-Forsttages in
Kirchanschöring waren ein guter Anfang für das Ziel, dass der
Wald in der Öffentlichkeit mehrAufmerksamkeit genießen muss.
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Die 5-Sterne-Wärme von der ESB.

Mit Erdgas in guter Gesellschaft.

Modern heizen, unbeschwert leben. Mit der
5-Sterne-Wärme von ESB wird vieles angenehmer.
Sie haben Anschluss an eine moderne Energie
und sind damit in guter Gesellschaft. Denn in
295 Städten und Gemeinden Südbayerns leben
bereits 160.000 Familien in Ihrer Nachbarschaft

mit Erdgas – bequem und komfortabel. Wählen
Sie jetzt das Leistungspaket, das genau auf Ihre
Wünsche zugeschnitten ist – wir freuen uns auf Sie!

Mehr Infos unter 01 80/1 08 08 01 (zum Ortstarif)
oder unter www.esb.de

Erdgas Südbayern GmbH • Ungsteiner Straße 31 • 81539 München • E-Mail: info@esb.de

Erdgas fließt in Sünching
für 3.617 Haushalte

Erdgas Südbayern GmbH (ESB) beginnt Erdgasversorgung

Mit dem traditionellen „Fest der Ersten Flamme“ startete die
Erdgas Südbayern GmbH offiziell die Versorgung der Ge-
meinde Sünching mit der umweltfreundlichen Wärme-Energie
Erdgas. Da auch das Werk der Südstärke GmbH an die Erd-
gasversorgung angeschlossen wurde, fließen demnächst bis zu
90 Mio. Kilowattstunden Erdgas durch die neuen Leitungen.
Dies entspricht einem Verbrauch von rund 3.600 Haushalten.
Zusätzlich haben sich schon jetzt 17 Kunden in Sünching für
eine Erdgas-Heizung entschlossen.

Die symbolische Flamme
wurde gemeinsam vom Regens-
burger Landrat Erwin Mirbeth,
ESB-Geschäftsführer Werner
Bähre, ESB-Regionalleiter Her-
bert Schramm, dem Sünchinger
Bürgermeister Erwin Rist und
Josef Königbauer, Geschäftsfüh-
rer der Südstärke GmbH entzün-
det. „Ich freue mich darüber,
dass wir mit der Erschließung
der Gemeinde Sünching und
dem Werk der Südstärke GmbH
weitere wichtige Kunden gewin-
nen konnten“, so Geschäftsfüh-
rer Bähre anlässlich des Festes.
„Ich bedanke mich auch bei den
privaten Kunden in Sünching,
die sich schon jetzt für die um-
weltfreundliche Wärmeenergie
Erdgas entschlossen haben“.

Die feierliche Segnung der

„Ersten Flamme“ als Symbol für
den Beginn der Gasversorgung
nahmen der katholische Pfarrer
Erwin Gietl und der evangeli-
sche Pfarrer Ulrich Fritsch vor.
„Mit dem Anschluss an das Ver-
sorgungsnetz verfügt nun auch
die Gemeinde Sünching über ei-
nen Zugang zu einer modernen
Wärmeenergie“, so Bürgermei-
ster Rist. Für ihn ist die Versor-
gung durch die umweltfreundli-
che Wärmeenergie Erdgas eine
Steigerung des Komforts für die
Verbraucher.

Konzessionsvertrag

Die Gemeinde Sünching und
die ESB unterzeichneten am 15.
März 2005 einen Konzessions-
vertrag über die zukünftige Lie-

ferung von Erdgas. Bereits weni-
ge Wochen später war der An-
schluss an die Versorgungslei-
tung geschafft und dann erfolgte
der Ausbau des Leitungsnetzes
innerhalb der Gemeinde. Insge-
samt wurden im Zuge dieser Ar-
beiten mehr als 14 Kilometer
Leitungen verlegt.

Südstärke GmbH
als wichtiger Kunde

Hauptabnehmer in der Ge-
meinde Sünching ist das Werk
der Südstärke GmbH. Mit einer
geplanten Lieferung von rund
90. Mio Kilowattstunden (kWh)

pro Jahr könnten auch 3.600
Haushalte mit Heizenergie ver-
sorgt werden. Der Liefervertrag
zwischen der Südstärke GmbH
und der ESB wurde bereits am
11. Mai 2004 geschlossen. „Wir
haben im Vorfeld des Vertrags-
abschlusses und auch danach
sehr gut zusammen gearbeitet“,
so Geschäftsführer Bähre zum
Verhältnis mit der Südstärke
GmbH.

Im Versorgungsgebiet der
ESB wurden in diesem Jahr ins-
gesamt sechs weitere Orte an die
Ergasversorgung angeschlossen.
Alleine in Sünching wurden 1,75
Mio. Euro für den Bau der neuen
Leitungen benötigt. Insgesamt
investiert die ESB jährlich rund
25 Mio. Euro in die Region zur
Verbesserung der Erdgasversor-
gung. Das gesamte Leitungsnetz
der ESB hat eine Länge von
knapp 7.900 Kilometern, dies
entspricht der Länge der Chine-
sischen Mauer.

E.ON Bayern:

Neuinvestitionen und
Instandhaltungsmaßnahmen

Im Rahmen einer Investitionsoffensive erhöht der Energiedienst-
leister E.ON Bayern im Jahr 2006 sein Investitionsbudget um
rund 10 Prozent auf 225 Mio. Euro. Neben den Ausgaben für In-
standhaltungsmaßnahmen und die Erschließung von Baugebie-
ten bildet die Verkabelung störungsanfälliger Mittelspannungs-
Freileitungen wie in den Vorjahren einen Investitionsschwer-
punkt. Darüber hinaus beginnt E.ON Bayern systematisch mit
der Erneuerung von Ortsnetz-Transformatorstationen und wird
hierfür bereits im Jahr 2006 knapp 25 Mio. Euro aufwenden.

„Mit diesem Investitionsvolu-
men kann die Netzverfügbarkeit
und damit auch die Versor-
gungsqualität für unsere Kun-
den weiterhin auf einem hohen
Niveau sichergestellt werden“,
erklärte der technische Vorstand
der E.ON Bayern, Hermann
Wagenhäuser.

Die Investitionen und Instand-
haltungsmaßnahmen kommen in
hohem Maße der heimischen
Wirtschaft zu Gute. Denn die

Aufträge werden überwiegend
an mittelständische Unterneh-
men in Bayern vergeben und si-
chern dort über 3000 Arbeits-
plätze.

E.ON Bayern nimmt mit ei-
nem Stromabsatz von knapp 30
Mrd. Kilowattstunden, einem
Gasabsatz von rund 5 Mrd. Kilo-
wattstunden und mit über 2 Mio.
Kunden einen Spitzenplatz bei
den regionalen Energiedienstlei-
stern in Deutschland ein.

VKU-Verbandstagung in Dresden:

Deutschland braucht
Stadtwerke

Als Wirtschafts- und Wettbewerbsfaktor unverzichtbar
Forderungen an neue Bundesregierung

„Die Stadtwerke mit ihren 64 Milliarden Euro Umsatz und
247.000 Beschäftigten sind ein bedeutender Wirtschaftsfaktor
bei der Bereitstellung elementarer Infrastrukturen für Wirt-
schaft und Verbraucher. In der Energie-, Wasser-/Abwasser-
und Abfallwirtschaft sind die Stadtwerke darüber hinaus un-
verzichtbare Wettbewerber, um Konzentrationstendenzen in
diesen Märkten zu begegnen“, erklärte OB Gerhard Widder,
Präsident des VKU, bei der Verbandstagung in Dresden.

Der VKU habe gerade in den
Auseinandersetzungen um das
neue Energiewirtschaftsrecht
der Politik immer wieder ver-
deutlicht, das es nicht darum ge-
hen könne, öffentliche Monopo-
le durch ein privates Oligopol
zu ersetzen, bemerkte Widder.
Ein Markt könne nur funktio-
nieren, wenn eine möglichst
große Zahl unabhängiger Player
existiere. Die knapp 600 kom-
munalen Energieversorger hät-
ten allein durch Neuausrichtung
ihrer Unternehmen dafür ge-
sorgt, dass Wirtschaft und Ver-
braucher unter qualitativ hoch-
wertigen Angeboten auswählen
können.

Zunahme von Kooperationen

Nach dem Inkrafttreten des
Energiewirtschaftsgesetzes
sieht Widder eine Zunahme von
Kooperationen mit benachbar-
ten kommunalwirtschaftlichen
Unternehmen, insbesondere im
Netzbereich, sowie ein Wieder-
erstarken der Eigenerzeugung
bei den Stadtwerken. Durch De-
zentralisierung und Diversifi-
zierung bei den Bezugsquellen
sollten bestehende Abhängig-
keiten von den Vorlieferanten
vermindert werden. Die Er-
höhung der Bezugspreise, so-
wohl beim Strom als auch beim
Gas, könne von den Stadtwerken
nicht mehr abgefangen werden,
weil durch die Mehraufwendun-
gen der Liberalisierungsvorga-
ben und gleichzeitig schrump-
fenden Margen in den klassi-
schen Geschäftsfeldern keine
Reserven mehr vorhanden seien.

Renditeanreize

Von einer neuen Bundesregie-
rung erwarte der VKU, dass sie
sich für eine funktionsfähige
Netzinfrastruktur bei Strom und
Gas einsetze, die die Investiti-
ons- sowie auch die Versor-
gungssicherheit gleichermaßen
gewährleiste und die den Netz-
betreibern und Investoren aus-

kömmliche Renditeanreize biete.
Vor allem für die kleinen Netz-
betreiber sei eine Erhöhung des
administrativen Aufwandes bzw.
eine Verschärfung der Regulie-
rungsanforderungen nicht ange-
zeigt. Die Förderung der um-
weltfreundlichen Kraft-Wärme-
Kopplung sei fortzuentwickeln
und das Erneuerbare Energien-
Gesetz sollte novelliert werden
mit dem Ziel, nicht nur die Inter-
essen der Anlagen-, sondern
auch der Netzbetreiber gleicher-
maßen zu berücksichtigen.

Kurs fortsetzen

Beim Emissionszertifikate-
handel müssten für die Handels-
periode 2008 bis 2012 ange-
messene Anreize für den Ein-
satz effizienter Technologien,
insbesondere für die umwelt-
freundliche Kraft-Wärme-Kopp-
lung, geschaffen werden, sagte
Widder. Im Bereich der Was-
ser- und Abwasserwirtschaft
ist Widder zufolge der einge-
leitete Modernisierungskurs
fortzusetzen. Die im weltwei-
ten Vergleich exzellente Spit-
zenqualität des deutschen
Trinkwassers dürfe nicht durch
Liberalisierungsexperimente
sowohl auf nationaler als auch
auf europäischer Ebene ge-
fährdet werden.

Kommunen im Visier

Für die Abfallwirtschaft for-
dere der VKS im VKU, die
Sammlung sämtlicher Abfälle
aus Haushalten und der haus-
müllähnlichen Gewerbeabfälle
sowie auch die Ausgestaltung
des Sammelsystems wieder in
die Hand der Kommunen zu
legen. Die kommunalen Be-
triebe und Unternehmen hätten
ihre Leistungsfähigkeit nach-
haltig bewiesen. Dies schließe
nicht aus, dass je nach örtli-
chen Gegebenheiten die priva-
te Entsorgungswirtschaft im
Auftrag der Kommune einge-
bunden werde. DK

Im Rahmen einer konstituierenden Sitzung des Stiftungsrates
der von C.A.R.M.E.N. gegründeten „Stiftung Nachwachsende
Rohstoffe“ wurde Landtagspräsident Alois Glück (3. v. r.) zum
Vorsitzenden gewählt. Weitere Vorstandsmitglieder sind (v. l.):
C.A.R.M.E.N.-Geschäftsführer Werner Döller, C.A.R.M.E.N.-
Vorstandsvorsitzender Reinhold Erlbeck, der Vorsitzende des
Bayerischen Waldbesitzerverbandes, Freiherr Marian von
Gravenreuth, Straubings OB Reinhold Perlak und der Direk-
tor der Raiffeisenbank Straubing, Hermann Mirtl.

Geothermie:

Vorsprung ausgebaut
Mit den bereits bestehenden sechs geothermischen Wärmeanla-
gen in Bayern und über weiteren 40 in Planung befindlichen
Strom- und Wärmeprojekten baut Bayern seine Spitzenstellung
bei der Erdwärmeerschließung in Deutschland weiter aus“, er-
klärte heute Bayerns Wirtschaftsminister Otto Wiesheu beim
Kooperationsforum „Geothermie in Bayern“ in Garching.

Mit jeder neuen Geothermie-
anlage in Bayern verbreitere
Bayern seine Energiebasis. „Da-
mit verschaffen wir uns ein
Mehr an Versorgungssicherheit
und Unabhängigkeit von fossi-
len Energieträgern“, unterstrich
Wiesheu bei seiner Eröffnungs-
ansprache. Für den Aufbau der
Geothermie-Nutzung in Bayern
hat das Bayerische Wirtschafts-
ministerium allein in den letzten
fünf Jahren rund sechs Millionen
Euro zur Verfügung gestellt.

Die Geothermie-Anlagen in
Erding, Straubing, Simbach am
Inn, Unterschleißheim, Neu-
Riem und Pullach waren fündig.
Sie weisen nach Aussage des
Ministers den Weg in die Zu-
kunft einer geothermischen Wär-
meversorgung für den gesamten
Großraum München. „Kein an-
derer Großraum in Deutschland
hat ein derart gutes geothermi-
sches Potential“, betonte der Mi-
nister. Mittlerweile stünden
rund zwei Drittel der insgesamt
erschlossenen Geothermielei-

stung Deutschlands in Bayern.
Neben der Nutzung zur Wär-

meversorgung könne die Geo-
thermie mittlerweile auch zur
Stromgewinnung genutzt wer-
den, erklärte Wiesheu weiter.
Neue Technologien machen es
jetzt möglich, aus heißem Ther-
malwasser ab 100 °C und bei
Schüttungen ab 100 l/s Strom zu
erzeugen. Gut die Hälfte der
neuen Projekte, vor allem süd-
lich von München, seien solche
Stromprojekte.

„Wir werden die Potentiale
der Geothermie voll nutzen“,
betonte Wiesheu. Dazu werde
der im April diesen Jahres her-
ausgegebene „Bayerische Geo-
thermieatlas“, der mittlerweile
ein Standardwerk für Informati-
on und Planung geothermischer
Anlagen in Bayern sei, weiter-
entwickelt. „Wir erarbeiten dar-
aus ein neues regionales Modell
zu den thermischen und hydrau-
lischen Wechselwirkungen in
der Region“, kündigte der Mini-
ster an.

Ein Bürgermeister gibt (Erd-)Gas!
„Eine sichere und saubere Art zu fahren. Und einen Unter-
schied zu einem Benziner merkt man auch nicht. Der neue
Mercedes E 200 NGI fährt super und tankt Gas“, erklärte Ge-
org von Preysing, 1. Bürgermeister der Stadt Gmund am Te-
gernsee, zu seiner Premiere in einem Erdgasfahrzeug.

Der leidenschaftliche Jäger
und Naturschützer informier-
te sich an der Irschenberger
OMV-Ergastankstelle über die
Vorteile des sowohl preiswer-
ten als auch umweltschonen-
den Kraftstoffs.

Anlässlich des ersten Ge-
burtstags der Erdgastankstelle
Irschenberg ließ sich Bürger-
meister von Preysing von den
Mitarbeitern von Erdgas Süd-
bayern GmbH sowie dem Team
der Firma Waldschütz den alter-
nativen Antrieb Erdgas vorstel-

len und erkundete dabei den
„etwas anderen“ Tankvorgang.
Erdgas wird mit hohem Druck
in den Tank gepresst und in Ki-
logramm abgegeben.

Anschließend testete der Bür-
germeister den Erdgas-Merce-
des. Die Absatzzahlen mit knapp
10.250 kg getankten Erdgas
an der Erdgaszapfsäule am Ir-
schenberg belegen es zudem
eindeutig: Immer mehr Autofa-
hrer haben ihre Liebe zum um-
weltschonenden Fahren ent-
deckt.
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Mit uns geht Ihnen
ein Licht auf.

Die Lechwerke lassen Sie nicht im
Dunkeln stehen: Unsere Fachleute
helfen auch Ihrer Gemeinde, mit
individuellen Lösungen die Straßen-
beleuchtung optimal an Ihre Bedürf-
nisse anzupassen. Wir wollen, dass
alle sicher und gut nach Hause kom-
men. Mehr Informationen unter der
Telefonnummer 08 21/328-13 69.

Straßenbeleuchtung

für Kommunen.

BioMa Energie AG:

Mit der Kraft
erneuerbarer Energien

Aufsichtsratsvorsitzender Ferdinand Fiedler im Gespräch mit der GZ
Die Wende in der Energiepolitik ist unübersehbar. Die Ver-
knappung fossiler Brennstoffe und der globale Klimawandel,
unter dem verstärkt auch die dicht besiedelten Industriestaa-
ten leiden, haben ein Umdenken eingeleitet. Neben Effizienz-
steigerungen und Sparmaßnahmen sollen erneuerbare Energi-
en wie Wasserkraft oder Biomasse die Abhängigkeit von fossi-
len und atomaren Energieträgern mindern. Die BioMa Ener-
gie AG, eine Kraftwerkepool-Aktiengesellschaft mit Sitz in
Salzburg und Deutschland-Niederlassung in Traunstein, hat es
sich zur Aufgabe gemacht, diese Entwicklung aktiv zu beglei-
ten und dabei eigene Akzente zu setzen.

Wie Aufsichtsratsvorsitzen-
der Ferdinand Fiedler in einem
Gespräch mit der GZ erläuterte,
ist die 2004 gegründete BioMa
Energie AG ein Unternehmen,
das sich der Nutzung biogener
Energieträger - vorwiegend Bio-
masse und Biogas - sowie Was-
serkraft verschrieben hat. In
ihren Reihen finden sich ausge-
bildete Bankkaufleute bzw.
Bankfachwirte, die ihre Wur-
zeln bei den Genossenschafts-
banken und in der ehemali-
gen Hypo-Bank haben. Mit ei-
ner hervorragend qualifizierten
Mannschaft habe man sich
zunächst im Vermögensverwal-
tungsbereich selbstständig ge-
macht und die besten Kunden
als Financiers eingesetzt. Dar-
aus entstand die Neue Vermö-
gen AG, eine der drei großen
deutschen Gesellschaften, wenn
es um unabhängige Kapital-Be-
treuung und Beratung geht.

Regenerativ-Energie und
Vermögensverwaltung

Was aber hat nun Regenera-
tiv-Energie mit Vermögensver-
waltung zu tun? Spätestens auf
den zweiten Blick sehr viel, wie
Fiedler betonte. Schließlich ge-
be es „unglaublich viele gute
Ideen in Deutschland, wie man
Energie günstiger erzeugen
kann“. Das Hauptproblem dabei
sei jedoch stets die Finanzie-
rung: „Wenn der Ingenieur mit
seiner guten Idee heute bei einer
Bank vorstellig wird und um ei-
nen Kredit für sein Patent bittet,
wird er ohne den Nachweis ei-
ner Grundschuld sein Projekt
nicht finanzieren können.“

„Um diese beiden Tugenden -
Wärme und Strom auf der einen
sowie eine gute Verwaltung auf
der anderen Seite - sinnvoll zu
verbinden, sind wir in dieses

Geschäft eingestiegen“, erklärte
Fiedler. „Dabei betreiben wir
die von uns gebauten Kraftwer-
ke auch selbst - unterstützt
natürlich von einer großen An-
legerschar.“ Beeinflusst worden
sei die BioMa AG hierbei von
der Idee des 2001 in Betrieb
genommenen Biomasse-Heiz-
kraftwerks in Pfaffenhofen an
der Ilm, dessen Besonderheit
darin besteht, dass die Kraft-Wär-
me-Kältekopplung dort bundes-
weit erstmalig auf Basis eines
regenerativen Energieträgers
realisiert wird.

Pfaffenhofener Vorbild

Die Anlage versorgt kommu-
nale Einrichtungen (Schulen,
Krankenhaus etc.) sowie die
Firma HIPP mit Wärme bzw.
Dampf; durch Absorptionskäl-
temaschinen wird Prozesskälte
für eine Brauerei sowie Kälte
zur Klimatisierung (Kranken-
haus, Verwaltungsgebäude) er-
zeugt. Als Brennstoff kommt
naturbelassenes Holz mit hoher
regionaler Wertschöpfung zum
Einsatz. Und genau das ent-
spricht der Philosophie der Bio-
Ma AG: „Unter Biomasse ver-
stehen wir ausschließlich unbe-
handelte Festbrennstoffe -
Waldrestholz, Rapsstroh und
Hackschnitzel.“

Ökologie und Ökonomie
im Einklang

Das Biomasse-Heizkraftwerk
ist somit als Modellkonzept zu
verstehen, das Ökologie und
Ökonomie in Einklang bringt.
Und das Interesse der Investo-
ren ist groß, wie Fiedler berich-
tete: „Das Geld ist somit prak-
tisch zur Idee gekommen. Wir
haben das Thema voll getroffen.
Ich bin davon überzeugt, dass

die Energieerzeugung aus nach-
wachsenden Rohstoffen der Zu-
kunftsmarkt der nächsten 20
Jahre werden wird. Wir müssen
eine Alternative zur fossilen En-
ergieerzeugung finden und das
wird eine Alternative werden.“

Standort Österreich

Auf Basis des erfolgreichen
Pfaffenhofener Konzepts ent-
stehen in Ober- und Nieder-
österreich bis spätestens Som-
mer 2006 vier Biomasse-Heiz-
kraftwerke, die für eine Lei-
stung von jeweils 5 Megawatt
ausgelegt sind. Dies entspricht
je Standort in etwa dem jährli-
chen Strombedarf von 10.000
Haushalten. Österreich liegt
mittlerweile mit großem Vor-
sprung an der Spitze der EU-
Länder, wenn es um die Nut-
zung regenerativer Energieträ-
ger geht. Bis zum Jahr 2010 will
das Land den Anteil der erneu-
erbaren Energien an der Strom-
erzeugung von derzeit gut 70
Prozent auf rund 78 Prozent
steigern.

Enorme Einsparungen

Ein Heizkraftwerk ersetzt
Jahr für Jahr fossile Brennstoffe
mit einem Energieäquivalent
von 16 Mio. Litern Heizöl. Auf
diese Weise werden jährlich
mindestens 30.000 bis 40.000
Tonnen des klimaschädlichen
Treibhausgases Kohlendioxid
eingespart. Holz steht in unmit-
telbarer Nähe zu den Kraft-
werksstandorten ausreichend
zur Verfügung. Restmaterial aus
der Landschaftspflege wird zum
Wertstoff und muss nicht mit
hohen Kosten entsorgt werden.

„Regenerativ“
im besten Sinne

Bei der Nutzung von Biomas-
se als Energieträger wird Fied-
ler zufolge besonders deutlich,
was „regenerativ“ bedeutet: Es
kann nur so viel Masse genutzt
werden, wie auf natürlichem
Wege nachwächst. Dabei wird
nicht mehr Kohlendioxid frei-
gesetzt wie zuvor bei der Ent-
stehung der biogenen Energie-

träger gebunden wurde. Bio-
masse bietet aber auch insbe-
sondere für die Standorte weit-
reichende Vorteile: So verbleibt
die mit der Strom- und Wär-
meerzeugung verbundene Wert-
schöpfung überwiegend in der
Region. Bereits in der Bauphase
werden für regional und überre-
gional tätige Firmen Aufträge
geschaffen, zudem entstehen je
Standort und in der daran ange-
schlossenen Versorgungslogi-
stik zwischen zehn und 15 neue
Arbeitsplätze. Die direkte Nähe
des Kraftwerks zu den Strom-
und Wärmeabnehmern hat aber
auch den Vorteil, dass die nicht
unerheblichen Verluste, die
durch den Leitungstransport bei
Großkraftwerken hervorgerufen
werden, weitgehend zu vermei-
den sind.

Weitere Potenziale

Neben der Biomasse sieht die
BioMa Energie AG auch in Bio-
gasanlagen und im Bereich Ge-
othermie ein erhebliches Poten-
zial. Gerade bei letzterem wäre
nach Einschätzung Fiedlers
„noch sehr viel zu holen“. Hier
sei manches noch zu wenig er-
forscht und entwickelt. Das Ein-
zige, was man ab und zu nutze,
sei Wärme.

„Bewegliches Krafthaus“

Auch die Wasserkraft „als sau-
berste Energie überhaupt“ sei
nicht zu unterschätzen, fuhr der
Aufsichtsratsvorsitzende fort,
wenngleich sich Genehmigungs-
verfahren vor dem Hintergrund
des Landschaftsschutzes nicht
selten über ein Jahrzehnt hinzie-
hen. Doch auch hier gebe es ver-
nünftige Technologien wie das
„bewegliche Krafthaus“, ein flie-
gerbombenähnliches Turbinen-
Gebilde, das einfach bei einem
bestehenden Wehr ins Wasser
gehängt wird. Die Fließge-
schwindigkeit des Gewässers
sorgt für die Drehung des Laufra-
des, das einen Generator antreibt.
Einzig ein nach oben geführtes
Kabel lässt von außen den
Schluss zu, dass an dieser Stelle
Strom erzeugt wird. Je nach Be-
darf kann die „Fliegerbombe“
angehoben oder abgesenkt wer-
den. Selbst bei Hochwasser ist
die Anlage zu betreiben.

Tauglichkkeitsprüfung

Um zu prüfen, ob der „eige-
ne“ Fluss vor der Haustür
„Krafthaus“-tauglich ist, kön-
nen sich interessierte Betriebe
und Kommunen jederzeit an die

BioMa Energie AG wenden. Ge-
nerell, so Fiedler, gibt es für die
Kommunen jede Menge an
Möglichkeiten, ihre Energieko-
sten um die Hälfte zu reduzieren
- ob es sich dabei nun um die
kleine Rathausheizung oder das
große Schwimmbad handelt.

Idee eines Bio-Energieparks

Getragen von der positiven
Erfahrung mit Biomasse plant
das Unternehmen die Realisie-
rung von Biogasanlagen in
Deutschland. Zudem werden
Fiedler zufolge Engagements
bei mehreren Laufwasser- und
Speicherwasserkraftwerken im
In- und Ausland geprüft. Über

all dem throne freilich die Idee
des weltweit größten Bio-En-
ergieparks, der wichtige Kom-
ponenten wie die stationäre
und mobile Energieerzeugung
sowie die intensivere Berück-
sichtigung landwirtschaftlicher
Produkte vereinen soll, berich-
tete Fiedler. Dazu gehörten
u. a. Mais und die Tritikale, ei-
ne Gruppe von Getreidezüch-
tungen, die aus Kreuzungen
zwischen Weizen und Rog-
gen entstanden und sehr ener-
giereich sind. „Denn das“, so
Fiedler, „ist unser Ziel - die
immensen Chancen, die die er-
neuerbaren Energien eröffnen,
im Interesse unserer Aktionäre
zu nutzen.“ DK

Geschäftszweck der BioMa Energie AG:

Konzeption von Kraftwerken
Planung, Errichtung und Betrieb von Kraftwerken
Nutzung und Förderung regenerativer Energieträger, ins-
besondere von Biomasse
Entwicklung, Produktion und Vertrieb von Düngemitteln
auf biologischer Basis
Beteiligung an Kraftwerken (Kraftwerkepool) im In- und
Ausland
Handel mit Biomassebrennstoffen
Sonstige Beteiligungen an Kapitalgesellschaften. DK

E.ON Bayern:

Partner der Kommunen
Über 60 Bürgermeister beim Kommunalforum in Weiden

„Partnerschaft mit Perspektiven“ - unter diesem Motto stand
das ostbayerische Kommunalforum des Energiedienstleisters
E.ON Bayern in der Weidner Max-Reger-Halle. Der regel-
mäßige Informations- und Gedankenaustausch mit den Bür-
germeistern und Entscheidungsträgern von Städten und Ge-
meinden hat bei E.ON Bayern seit langem Tradition. In Wei-
den begrüßte Generalbevollmächtigter Max Binder über 60
Gäste vor Beginn der Tagung zu einer Besichtigung des Me-
dienhauses Der neue Tag.

Im Mittelpunkt des Kom-
munalforums standen aktuelle
Entwicklungen auf dem deut-
schen Energiemarkt und deren
Auswirkungen für die Region,
wobei Max Binder besonders
die wesentlichen Inhalte des
seit Juli gültigen neuen Ener-
giewirtschaftsgesetzes erläu-
terte.

Große Zufriedenheit

Zufrieden zeigte sich der
Generalbevollmächtigte mit
dem Ergebnis einer Befragung,
bei der bayerische Bürgermei-
ster ihre hohe Zufriedenheit
mit E.ON Bayern zum Aus-
druck gebracht hätten. Kriti-
sche Stimmen gab es aller-
dings zum Strompreis. Hier
machte Binder deutlich, dass
das Strompreisniveau von
E.ON Bayern für Privatkunden
nach wie vor unter dem Stand
von 1998 liege. Die staatlichen
Belastungen seien jedoch in
diesem Zeitraum um 72 Pro-
zent gestiegen, so dass von je-
dem Euro, den die Haushalts-
kunden für den Stromver-
brauch zahlen, 40 Cent an den
Staat gehen.

Einsatz mit Tradition

Schon traditionell, so Bin-
der, sei das Engagement von
E.ON Bayern für die Regionen
im Freistaat. So sei heuer erst-
mals der Kulturpreis Bayern
für Kunst und Wissenschaft
vergeben worden, eine Weiter-
entwicklung des Kulturpreises
Ostbayern.

E.ON Bayern-Umweltpreis

Jährlich werde der E.ON
Bayern-Umweltpreis, der sich
an Kommunen, Kirchen, Ver-
eine und ab 2006 auch an Un-
ternehmen richte, für ökologi-
sche Projekte ausgelobt. Bin-
der lud die Bürgermeister ein,
sich mit ihren ökologischen
Projekten um den Preis zu be-
werben. Viele positive Reak-
tionen erhalte das Unterneh-
men für die Schülerlotsen-Ak-

tion, bei der Schulweghelfer
mit Sicherheitskleidung ausge-
stattet werden. Mit einem In-
vestitionsvolumen von jährlich
rund 200 Millionen Euro trage
E.ON Bayern dazu bei, dass
bei den Auftragnehmern rund
3 000 Arbeitsplätze gesichert
werden.

Binder versicherte den Gä-
sten, dass E.ON Bayern auch
in Zukunft für Leistungsfähig-
keit bei gleichzeitiger regiona-
ler Präsenz stehe: „Diese Prä-
senz wird durch den Ausbau
von Dienstleistungen und die
Integration des Geschäftsfel-
des Gas in die E.ON Bayern
AG weiter gestärkt.“

Rahmenvereinbarung

Details der kommunalen
Rahmenvereinbarung, der sich
über 90 Prozent der bayeri-
schen Kommunen angeschlos-
sen haben, erläuterte Kommu-
nalbetreuer Markus Windisch.
Damit hätten die Städte und
Gemeinden Preissicherheit für
die nächsten vier Jahre. Einem
Wunsch vieler Bürgermeister
entspreche E.ON Bayern mit
einem neuen Straßenbeleuch-
tungsangebot. Kommunalbe-
treuer Johann Seebauer beton-
te hierzu, dass die Dienstlei-
stungen in diesem Bereich we-
sentlich flexibler gestaltet wur-
den, um den Kommunen Ko-
steneinsparungen zu ermögli-
chen.

Begleitender Industriepfad

Zum Abschluss informierte
der Schnaittenbacher Bürger-
meister Josef Reindl, ein
Preisträger des Umweltpreises
2005, über den „Geo-Park Ka-
olinrevier Hirschau-Schnait-
tenbach“, in dem die Besu-
cher auf die Nachhaltigkeit
von Landschaftsnutzung, Land-
schaftspflege und Naturschutz
hingewiesen werden sollen.
Der Industriepfad versteht sich
als Begleitmaßnahme zu dem
von den Rohstoffbetrieben in
Auftrag gegebenen Nachfolge-
nutzungskonzept.
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Wolf-Kersten Meyer,
Geschäftsführer SWP Stadtwerke Pforzheim GmbH & Co. KG

Durch eine Zusammenarbeit mit der Thüga-Gruppe sind wir in der Lage, Kundennähe und

Flexibilität jeden Tag neu zu leben und am Markt wettbewerbsfähig zu bleiben. Denn so können

wir auch unsere Rolle als Wirtschaftsmotor für Pforzheim und die Region weiter ausbauen –

und wichtige Arbeitsplätze sichern. Mehr unter www.thuega.de

Wer die Zukunft im Auge hat, hat in der Gegenwart Erfolg.

Contractingvertrag der Gemeinde Pommelsbrunn mit der N-ERGIE:

Erster Spatenstich für
neues Schulheizhaus

Das Schulgebäude von Pommelsbrunn erhält im Frühjahr 2006
ein neues Heizsystem. Zusätzlich wird der gesamte Stromver-
brauch der Schule optimiert. Dies sieht das Contracting vor, das
die Gemeinde Pommelsbrunn mit der N-ERGIE Aktiengesell-
schaft am 19. August unterzeichnet hat. Die Gesamtinvestitionen
der N-ERGIE für das kombinierte Energieliefer- und Einspar-
contracting belaufen sich für die Laufzeit von 20 Jahren auf
rund 350.000 Euro. Damit werden 34 Prozent der Wärmeener-
gie sowie 14 Prozent des Stromverbrauchs eingespart. Am 11.
November war der erste Spatenstich für den Bau des neuen
Heizhauses.

Die Ölheizungsanlage der
Grundschule ist 30 Jahre alt und
mit 500 Kilowatt Leistung deut-
lich überdimensioniert. Die Fol-
ge war ein schlechter Wirkungs-
grad der beiden bisherigen Heiz-
kessel. Das neue Heizsystem ei-
ne Hackschnitzelanlage, verfügt
über eine für die Schulgröße op-
timale Kesselleistung von 300
Kilowatt.

Moderne Regelungstechnik

Zusätzlich sorgt eine neue Re-
gelungstechnik dafür, dass jeder
Raum der Grundschule je nach
Nutzung und Bedarf geheizt
wird. Vom Bauamt im Pommels-
brunner Rathaus oder dem Büro
des Hausmeisters aus können die
Mitarbeiter die Regelungen
fernüberwachen und -steuern.

Eine neue Heizungsanlage
dieses modernen Typs erfordert
Investitionen, die die Gemeinde
Pommelsbrunn hätte vorfinan-
zieren müssen. Deshalb ent-
schieden sich der Gemeinderat
und die Verwaltung nach einge-
hender Prüfung für ein kombi-
niertes Energieliefer- und Ein-

spar-Contracting mit der N-ER-
GIE. Gegen einen vereinbarten
Grund- und Arbeitspreis, den die
Gemeinde während der Ver-
tragslaufzeit von 20 Jahren an
die N-ERGIE monatlich entrich-
tet, übernimmt der Energiever-
sorger die gesamten Investitions-
kosten, das unternehmerische
Risiko, die regelmäßige Wartung
sowie die Störungsbehebung der
Heizungsanlage.

Die Rechnung geht auf

Dies rechnet sich für die Ge-
meinde. Allein die neue Heizung
wird 34 Prozent des bisherigen
Wärmeverbrauchs einsparen. In
der Vorstudie beträgt die Ener-
giekosteneinsparung bei der Hei-
zung jährlich rund 16.100 Euro.
Seitdem ist der Ölpreis um rund
ein Viertel des damals zugrunde
gelegten Preises gestiegen - die
Einsparung also entsprechend
höher.

Mit der Entscheidung gegen
eine Ölheizung und für eine
Hackschnitzelanlage hat sich die
Gemeinde Pommelsbrunn aber
nicht nur für ein wirtschaftliches

sondern auch für ein ökologi-
sches Modell entschieden. Der
nachwachsende Rohstoff Holz
reduziert den Kohlendioxidaus-
stoß gegenüber der bisherigen
Ölheizung um 87 Prozent oder
160 Tonnen. Die Gemeinde wird
das Holz von heimischen Holz-
lieferanten beziehen.

Stromverbraucher
optimieren

Das Contracting sieht neben
der Erneuerung des Heizungssy-
stems auch die Optimierung aller
elektrischen Anlagen des Schul-
gebäudes vor. Der Austausch
der bisherigen Schulbeleuchtung
durch moderne Leuchtstoff-
lampen, eine über Außenlicht
und Bewegungssensor gesteuer-
te Turnhallenbeleuchtung und
andere Maßnahmen werden 14
Prozent des bisherigen Strom-
verbrauchs ohne Komfortverlu-
ste einsparen.

Werner Oberleiter, erster Bür-
germeister von Pommelsbrunn,
und der Gemeinderat haben sich
mit der N-ERGIE für einen Part-
ner entschieden, mit dem sie eine
langjährige und vertrauensvolle
Zusammenarbeit verbindet. „Ei-
ne Vertragslaufzeit von 20 Jahren
für ein solches Projekt ist zwar
riskant. Aber bei der N-ERGIE
weiß ich, dass sich Kompetenz
und Erfahrung mit der Sicherheit
eines großen Unternehmens der
Region verbindet“, erläuterte
Oberleiter beim Pressetermin.
„Für Pommelsbrunn bedeutet das

Contracting, dass Gemeindekapi-
tal nicht gebunden werden muss
und wir dennoch hochmoderne
Technik aus einer Hand erhalten,
die von lokalen Firmen eingebaut
und gewartet wird.“

Die Schüler der drei vierten
Klassen sind in die Modernisie-
rung „ihrer“ Schule aktiv mit
eingebunden. Gerda Hahn von
der N-ERGIE Schulinformation
initiierte gemeinsam mit Bri-
gitte Pötzsch, Schulleiterin der
Grundschule Pommelsbrunn, ein
Schulprojekt, das Kinder zum
effizienten und bewussten Um-
gang mit Energie animieren will.

Bis zum Einbau der neuen
Heizung und dem Austausch der
Schulbeleuchtung werden die
Kinder mit Hilfe von Strom-
messgeräten der N-ERGIE den
Stromverbrauch im Schulhaus
messen und die Einsparung nach
dem Austausch berechnen und
dokumentieren. Das Ergebnis
präsentieren die Kinder zur Inbe-
triebnahme der neuen Anlagen
im Frühjahr 2006.

Interaktives Erarbeiten
per Computeranimation

Gerda Hahn übergab der
Schulleitung eine CD-Rom mit
Lernsoftware zum Thema Strom
für die 3. und 4. Klassen. Das
Programm wurde von der N-ER-
GIE Schulinformation gemein-
sam mit Lehrern in Anlehnung
an den Grundschullehrplan ent-
wickelt. Mit der Computerani-
mation erarbeiten sich die Kin-
der das Thema Strom Schritt für
Schritt interaktiv, mit Spaß und
Erfolgserlebnis.

Die N-ERGIE ist außerdem
Pate für das Projekt „Klasse
2000“ an der Pommelsbrunner
Schule, das sich für Gesundheits-
förderung und Suchtvorbeugung
in Grundschulen engagiert.

Peter Saam (Leiter Kommunale Kunden der N-ERGIE) und
Werner Oberleiter (Bürgermeister Pommelsbrunn) beim
„Ersten Spatenstich“. Bild: N-ERGIE

Strom- und Gaswirtschaft:

Flottes Unbundling
Drei Monate nach Inkrafttreten des neuen EnWG ist das Un-
bundling in der deutschen Strom-und Gaswirtschaft weit fort-
geschritten, ergab eine Untersuchung der Münchener Sozietät
Nörr Stiefenhofer Lutz im Auftrag der EU-Kommission. Der
deutsche Gesetzgeber habe die europäischen Vorgaben zum
Unbundling exakt umgesetzt, teilweise deutlich über die An-
forderungen hinaus.

Eine Stichprobe bei acht
großen deutschen Übertragungs-
und Verteilnetzbetreibern bei
Strom und Gas habe gezeigt, dass
das Unbundling sehr ernst ge-
nommen werde, so die Wirt-
schaftsprüfer.

Vorzeitige
Umstrukturierung

Die Voraussetzungen fürs Un-
bundling seien organisatorisch,
personell und bilanziell überwie-
gend bereits geschaffen, die Aus-
gliederung des Netzbetriebs in
selbständige Gesellschaften, die
Anfang Juli 2007 fällig sei, in er-

staunlich vielen Fällen schon er-
folgt. Grund für die vorzeitige
Umstrukturierung sei, dass die
Energiewirtschaft das Unbund-
ling weniger als kostentreibende
Last als als Chance begreife, so
die Studie.

Ein sauberes Unbundling
nehme der Energiewirtschaft
das Image des Monopolisten.
Als Folge des Unbundling wer-
de sich der Strom- und Gas-
preis ausschließlich im Wett-
bewerb bilden, das natürliche
Monopol Netz werde reguliert,
die Durchleitungsentgelte wür-
den staatlich genehmigt wer-
den.
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E-Plus Mobilfunk GmbH&Co.KG
Geschäftsstelle Süd
Telefon +49-89 42 777-201, Fax +49-89 42 777-209
E-Mail: emvuinfo@eplus.de, www.eplus.de/umwelt

Über drei Viertel der Bevölkerung telefonieren mobil
Es gibt bereits mehr Handy- als Festnetzanschlüsse.
Mobile Kommunikation erweitert die Möglichkeiten,
sich schnell, flexibel und umfassend zu informieren –
beruflich und privat.

Mobilfunk ist Standortpolitik
Pflege- und Sozialdienste, Handwerksbetriebe, mittel-
ständische Unternehmen und Selbstständige sind auf
leistungsfähige Mobilfunknetze angewiesen.

Mobilfunk ist sicher
E-Plus betreibt eines der modernsten und sichersten
Mobilfunknetze in Deutschland. Im Dialog setzen wir
uns für eine breite Akzeptanz dieser Zukunftstechno-
logie ein. Wir informieren persönlich, sachlich und
umfassend.

Informieren und planen
Unsere regionalen Mitarbeiter betreuen die Abstim-
mungsprozesse in allen Kommunen. Sie stehen für
Fragen zu Umwelt und Netzaufbau zur Verfügung.
Sprechen Sie uns an. Wir sind für Sie da.

Bürger + Verwaltung,
Enkel + Großeltern,
Handwerker + Kunden,
Umwelt + Initiative...

Ein verbindet.

Große Jahresrevision im
Kernkraftwerk Gundremmingen

Gundremmingen (jdt). Auf die große Bedeutung der Kern-
energie als „Rückgrat einer das Klima schonenden Energiever-
sorgung in Bayern und Deutschland“ wies Dr. Helmut Bläsig,
Technischer Geschäftsführer des Kernkraftwerkes Gundrem-
mingen, bei einem Pressegespräch anlässlich der Revision von
Block C des KKW in Gundremmingen hin.

Wörtlich betonte Dr. Bläsig:
„Ohne Einschränkung ist fest-
zustellen, dass Deutschlands
mit rund 2700 Megawatt in-
stallierter elektrischer Leistung
größter Kernkraftwerksstand-
ort immer moderner wird und
sich auf dem aktuellen Stand
der Sicherheitstechnik befin-
det“. Allein die jetzige Revisi-
on von Block C erfordere ei-
nen Investitionsaufwand von
über 40 Millionen Euro.

Tragende Säule

Die Jahresrevision, der große
Check-up in einem Kernkraft-
werk, wurde bei einem mehr-
stündigen Informationsrund-
gang vorgestellt als „eine tra-
gende Säule der Sicherheits-
philosophie in Deutschland
beim Betrieb kerntechnischer
Anlagen“.

Prävention im Vordergrund

Hingewiesen wurde bei der
Jahresrevision auf übliche,
hunderte wiederkehrende Prü-
fungen mit vorbeugender In-
standhaltung und vorausschau-
ender Erneuerung von Bautei-

len und elektrischen Einrich-
tungen.

Seltene Einblicke

Live konnte die Presse unter
anderem dem Brennelement-
wechsel im geöffneten Reak-
tordruckbehälter beiwohnen
und anschließend Blicke auf
Notkühlsysteme, Ultraschall-
prüfungen, den entleerten Kühl-
turm, die geöffnete Turbine
und den noch offenen neuen
Generator werfen. Es waren
Einblicke möglich, die nur sel-
ten möglich sind. Zur Besichti-
gung freigegeben war auch auf
der Nordostseite des Kraft-
werkgeländes das in diesen
Wochen im Rohbau fertigge-
stellte Standortzwischenlager,
wie es im Atomkonsens von
2000 und dem geänderten
Atomgesetz vom 22. April
2002 festgelegt wurde.

Zweijähriger Turnus

Dr. Bläsig machte zu Beginn
der Pressekonferenz darauf
aufmerksam, dass seit dem 23.
0ktober 2005 im KKV Gun-
dremmingen die große Jahres-

revision und der 19. Brennele-
mentwechsel im Block C lie-
fen. Äußerlich erkennbar sei
die Revision an dem fehlenden
zweiten Kühlturmschwaden:
„Während wir in den Kraft-
werksblöcken jeweils einmal
pro Jahr neue Brennelemente
einsetzen, quasi Brennstoff
nachtanken, und eine ‘kleine’
Kurzrevision durchführen, fin-
den die großen Jahresrevisio-
nen in einem etwa zweijähri-
gen Turnus statt. Heuer ist
wieder eine solche große Revi-
sion im Gange, bei welcher der
Kraftwerksblock auf ‘Herz und
Nieren’ durchgeprüft wird“.

Ständige Schulung

Unterstrichen wurde vom
Technischen Geschäftsführer,
dass besonders die Kernkraft-
werke außerordentlich hohen
Sicherheitsanforderungen un-
terliegen. Damit der auf höch-
stem Sicherheitsniveau ablau-
fende Betrieb der Anlagen ge-
währleistet bleibe, würden nicht
nur die Mitarbeiter und Mitar-
beiterinnen ständig trainiert und
geschult, sondern auch Jahr für
Jahr zum Beispiel am Standort
Gundremmingen ein dreisteIli-
ger Millionenbetrag in die kon-
tinuierliche Optimierung, vor-
beugende Instandhaltung und
vorausschauende Erneuerung
gesteckt.

Beitrag zum Klimaschutz

Aufmerksam gemacht wur-
de darauf, dass der Block C
des Kernkraftwerkes Gun-
dremmingen eine Nennlei-
stung von 1344 Megawatt (=
1,344 Millionen Kilowatt) hat.
In Summe wurden von Block

C seit dem 27. September 2004,
also in etwa 13 Monaten, ohne
ungeplante Unterbrechungen
rund 12 Milliarden Milowatt-
stunden Strom produziert, eine
Menge, die dem durchschnittli-
chen Jahresstromverbrauch von
rund 3,4 Millionen Haushalten
entspricht. Nicht unerheblich sei,
wie Bläsig herausstellte, der da-
mit verbundene Beitrag zum Kli-
maschutz. Die Stromproduktion
im Block 0 habe der Umwelt die
Belastung mit ungefähr 12 Mil-
lionen Tonnen des Treibhausga-
ses Kohlendioxid (C02) erspart.
Dies entspreche etwa der Men-
ge, die der gesamte derzeitige
Pkw-Bestand Deutschlands mit
rund 45 Millionen Fahrzeugen
innerhalb von fast zwei Monaten
ausstoße.

152 neue Brennelemente

Im Rahmen des diesjährigen
19. Brennelementwechsels wer-
den insgesamt 164 von 784
Brennelementen ausgetauscht,
wie auch bei der Besichtigung
vorgeführt wurde. Ganz neu
sind davon 152 Brennelemen-
te. Zwölf Brennelemente wa-
ren schon einmal für mindes-
tens einen Zyklus im Reaktor
eingesetzt.

Generator kam auf
Schiff und Schiene

Der Austausch des Genera-
tors ist eines der wichtigsten
Vorhaben bei den Revisionsar-
beiten 2005. Er wurde nach
neuesten Erkenntnissen in
Deutschland hergestellt und
verfügt über eine maximale
Leistung von 1640 Megawatt.
Von einem Schubschiff wurde
das gesamte Gespann mit sei-
nem Gesamtgewicht von 673
Tonnen ab Mühlheim an der
Ruhr über Ruhr, Rhein und
Main in vier Tagen zum Nürn-
berger Hafen gebracht. Dort
wurde umgeladen auf zwei je
18,8 Meter lange 12-Achs-

Schienenfahrzeuge, die jeweils
350 Tonnen tragen können. Drei
Tage dauerte der Transport des
670 Tonnen schweren Schienen-
gespanns nach Gundremmingen.

Mehrschichtbetrieb

Bei der aufwendigen Revisi-
on 2005, die rund 40 Millionen
Euro kostet, sind u.a. bis zu 60
unabhängige Sachverständige
und Gutachter eingeschaltet.
Zu den 750 ständigen Mitar-
beitern und Mitarbeiterinnen
kommen während dieser Zeit
bis zu 1400 zusätzliche Fach-
leute von etwa 100 Fremd-
und Service-Firmen dazu. Zum
Großteil wird im Mehrschicht-
betrieb rund um die Uhr gear-
beitet. Dr. Bläsig wies darauf
hin, dass bei Auftragsvergaben
möglichst viele Firmen aus der
Region Berücksichtigung fän-
den. Rund ein Drittel der zu-
sätzlichen Beschäftigten bei
der Revision komme aus Baye-
risch-Schwaben.

Für 192 Castorbehälter

Voll im Zeitplan liegt der
Bau des 30 Millionen Euro ko-
stenden Standortzwischenla-
gers. Es soll ab Mitte 2006 für
die auf 40 Jahre genehmigte
Lagerung von 192 Castorbehäl-
tern mit jeweils 52 abgebrann-
ten Brennelementen zur Verfü-
gung stehen. Voraussetzung
ist, wie dargelegt wurde, dass
das gerichtliche Verfahren zum
Zwischenlager bis dahin posi-
tiv abgeschlossen ist („Beklagt
ist in dem Verfahren das Bun-
desamt für Strahlenschutz.“).

Auf 293 Bohrpfählen

Das Standortzwischenlager
ist zweischiffig, 104 Meter
lang, 38 Meter breit und 18
Meter hoch. Verarbeitet wur-
den ungefähr 21000 Kubikme-
ter Beton und 2850 Tonnen
Baustahl. Die Halle wurde er-

richtet auf 293 Bohrpfählen
aus Stahlbeton, die bis 26 Me-
ter in die Tiefe gehen. Jeweils
50 Tonnen schwer sind die
zwei Abschirmtore zu den bei-
den Hallenhälften, 8,40 Meter
hoch, 4,50 Meter breit, einen
halben Meter dick und mit Be-
ton ausgegossen.

Planungssicherheit nötig

Eine Kernaussage von Dr.
Bläsig war der Hinweis darauf,
dass „Energieerzeugungsanla-
gen wie zum Beispiel Kern-
kraftwerke zu den langlebigen
Wirtschaftsgütern gehören. Sie
erfordern hohe Anfangsinve-
stitionen und benötigen des-
halb belastbare Perspektiven
und ein hohes Maß an Pla-
nungssicherheit“. Die Bedeu-
tung der Kernenergie für die
ökologische Stromversorgung
gerade auch in Bayern verdie-
ne große Beachtung.

Unverzichtbarer Beitrag

Die Kernenergie trage mit
einem Anteil von über 60 Pro-
zent zur Strombedarfsdeckung
im Freistaat Bayern bei und
leiste zusammen mit dem fast
20-prozentigen Wasserkraftan-
teil in Bayern einen unver-
zichtbaren Beitrag zum Klima-
schutz und zur Wettbewerbs-
fähigkeit. Ein Ersatz durch ei-
nen Mix aus Erdgas und Stein-
kohle würde allein in Bayern
zu einer Verdreifachung der
jährlichen CO2-Emissionen bei
der Stromerzeugung führen.

Energie-Mix angemahnt

Von Dr. Bläsig wurde ein ge-
sunder Energie-Mix aus Kern-
energie, fossilen Kraftwerken
und regenerativen Energien
angemahnt („Wir müssen weg
von ideologischen Graben-
kämpfen hin zu einer ganzheit-
lichen, pragmatischen Energie-
politik“). jdt

„OHRIS“ für Kernkraftwerk
Gundremmingen

Gundremmingen - Als erstes Kernkraftwerk wurde das Kern-
kraftwerk Gundremmingen vom Bayerischen Staatsministeri-
um für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz mit dem
Zertifikat für das Arbeitsschutz-Management-System „OHRIS“
ausgezeichnet. Bei der Übergabe der Ehrenurkunde an Dr. Hel-
mut Bläsig (Technischer Geschäftsführer des Kernkraftwerkes
Gundremmingen, rechts im Bild) nannte Staatssekretärin Emi-
lia Müller „OHRIS in Gundremmingen ein gutes Beispiel.“

„OHRIS“ (Occupational Health- and Risk-Managementsystem)
wurde von der Bayerischen Gewerbeaufsicht, die zum Umweltmi-
nisterium gehört, und der Bayerischen Wirtschaft gemeinsam als
betriebliches Arbeitsschutz-Management-System entwickelt. Ver-
liehen wird das Zertifikat auf drei Jahre. Staatssekretärin Müller
stellte fest, Ziel der Bayerischen Staatsregierung sei es, die Eigen-
verantwortung der Unternehmen verstärkt zu fordern und zu för-
dern, um zugleich staatliche Regulierungen, wo immer es möglich
sei, zurück zu nehmen. Technischer Geschäftsführer Dr. Bläsig hob
hervor: „REW Power, und damit natürlich auch ihre Kernkraftwer-
ke, haben im Jahr 2004 beschlossen, dem Thema Arbeitssicherheit
eine noch höhere Bedeutung zu geben. Das gesundheitliche Wohl-
befinden der Betriebsangehörigen steht im Kernkraftwerk Gun-
dremmingen ebenso im Mittelpunkt wie der auf höchstem Sicher-
heitsniveau ablaufende Betrieb der Anlagen“ Text und Bild: jdt

Straubing-Sand:

„Mini-Holz-Briketts“
als Ölersatz

Produktionsstart von Europas größtem Pelletwerk

Nachwachsende Rohstoffe sorgen in Niederbayern für um-
weltfreundliche Energie und überdurchschnittliches Wirt-
schaftswachstum. Herz der Entwicklung ist ein deutschland-
weit beispielloses Kompetenzzentrum. Wissenschaftler und
Techniker erforschen dort, wie das Leben ohne Öl und Gas
funktionieren kann. Beflügelt von den Ideen der Alternativ-
Energie-Visionäre entsteht zurzeit nahe Straubing Europas
größtes Pelletwerk. Die Produktion soll in Kürze beginnen.

Pro Jahr sollen in dem Unter-
nehmen ab kommendem Mai
120.000 Tonnen der „Mini-Bri-
ketts“ aus gepressten Holzabfäl-
len hergestellt werden. Weil die
Nachfrage seit den ständig stei-
genden Ölpreisen so groß ist,
will die Unternehmensleitung
den Werksausbau jetzt be-
schleunigen. Die geplante maxi-
male Produktionskapazität soll
bereits 2006 erreicht werden -
ursprünglich war das Jahr 2010
geplant.

Monatelange Wartezeit

Wer eine Holzpellet-Heizung
hat, kann über Ölpreissteige-
rung und die Preis-Treibereien
auf dem Gasmarkt nur müde
lächeln. Immer mehr Bauher-
ren setzen deshalb jetzt auf die
kleinen Pressspan-Stäbchen als
neuen Energieträger für die Hei-
zung im Eigenheim. Die Nach-
frage boomt: Derzeit gibt es für
Pellet-Heizungsanlagen mona-
telange Wartezeiten.

Visionen bestätigt

„Der Markt wächst im Mo-
ment um gut 50 Prozent pro
Jahr“, betont Thomas Schmid-
meier, Chef der Schmidmeier

UmweltTechnologie AG in
Straubing, deren Tochterunter-
nehmem CompacTec das neue
Pelletwerk auf dem 19.000
Quadratmeter großen Betriebs-
gelände betreibt. „Unsere Vi-
sionen werden damit mehr als
bestätigt“, meint der Unterneh-
mer.

Marktführer

Das junge Unternehmen ist
bereits heute Marktführer bei
dem Ölersatz aus Holzabfällen.
Mehr als 7000 Kunden quer
durch das Bundesgebiet belie-
fert die Firma von Straubing
aus, langfristig sollen es bis zu
40.000 Haushalte werden.

Pläne für weitere Anlage

Schmidmeier schmiedet be-
reits Pläne für den Bau einer
weiteren Anlage in Deutsch-
land. Ende des Jahres fällt die
Entscheidung. Der Standort des
neuen, größten Pelletwerkes auf
dem Kontinent ist nach Über-
zeugung des Unternehmers op-
timal. „Hier in Straubing-Sand
liegt uns durch die exzellente
Verkehrsanbindung logistisch
ganz Deutschland und Europa
zu Füßen.“ DK
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Komplexe Fragen fordern
verständliche Antworten

Wie vielschichtig eine Frage auch ist – gemeinsam mit Ihnen erarbeiten
wir transparente und individuelle Lösungen. Wir informieren Sie unter
anderem zu Rechten und Pflichten kommunaler Aufsichtsräte und bera-
ten Sie zum Thema Risikomanagement bei kommunalen Unternehmen.
Dabei greifen wir auf unser breites Leistungsspektrum zurück – denn
nur wer das Ganze im Blick hat, erkennt Zusammenhänge.

Diese Philosophie hat uns zu dem gemacht, was wir heute sind: eine der
führenden Prüfungs- und Beratungsgesellschaften in Deutschland. Als
Mitglied von Deloitte Touche Tohmatsu stützen wir uns auf das Know-
how von 120.000 Mitarbeitern in der ganzen Welt – zu Ihrem Nutzen.

Business Tower, Ostendstraße 100, 90482 Nürnberg,
Tel +49 911 23074 -17, Fax +49 911 23074 -26, www.deloitte.com/de

© 2005 Deloitte & Touche GmbH

Forschungsprojekt:

Alterungsmechanismen von
ölisolierten Stromkabeln

Wissenschaftliche Kooperation zwischen Uni Erlangen-Nürnberg und der N-ERGIE
sowie der amerikanischen Firma IMCORP für die nächsten vier Jahre vereinbart

Die Liberalisierung des Strommarktes zwingt zukünftig die
Stromversorgungsunternehmen, ihr Stromnetz bei sinkenden
Investitionen in einem versorgungssicheren Zustand zu halten.
Aus diesem Grund haben der Rektor der Universität Erlangen-
Nürnberg, Prof. Dr. rer. pol. Karl-Dieter Grüske, Prof. Dr.-Ing.
habil. Gerhard Herold, N-ERGIE Vorstandsmitglied Werner
Juling, NexaTec-Geschäftsführer Gerhard Schwarz und Frank
Verschraegen, technischer Direktor IMCORP-Europa, ein For-
schungsprojekt zwischen dem Lehrstuhl für Elektrische Ener-
gieversorgung an der Universität Erlangen und dem regionalen
Energieversorger vereinbart.

Das Forschungsprojekt ist auf
eine Zeit von vier Jahren ausge-
legt und beschäftigt sich mit der
zerstörungsfreien Untersuchung
von verschiedenen Kabeltypen.
Weiter sollen konkrete Aussagen
über den Zustand und die Alte-
rung sowie die störungsfreie Be-
triebsdauer (Durchschlagswahr-
scheinlichkeit) von Hoch- und
Mittelspannungskabeln getrof-
fen werden können. Zuerst soll
ein Modell für die Alterung von
Massekabeln entwickelt und
anschließend untersucht werden,
welche Rückschlüsse man mit
Hilfe von Teilentladungshäufig-
keit und Verlustwinkel (Tan-
gens-delta tand)-Messung auf
die Alterung ziehen kann.

Diagnoseverfahren

Insgesamt wird angestrebt, ein
zuverlässiges Diagnoseverfah-
ren zu entwickeln, um Aussagen
über die Restlebensdauer von
Kabeln aller Art treffen zu kön-
nen. Die Forschungsergebnisse
sollen durch praktische Versuche
untermauert werden.

Die NexaTec GmbH und die
N-ERGIE Aktiengesellschaft ha-
ben als einziges deutsches Ener-
gieversorgungsunternehmen be-
reits vor einem Jahr einen Ko-
operationsvertrag mit dem ame-
rikanischen Unternehmen Im-
corp über Messdienstleistungen
im Mittelspannungsbereich ge-
schlossen und Erfahrungen ge-
sammelt. Viele Gemeinde- und
Stadtwerke nutzten bereits die
Dienstleistungen zur zerstö-
rungsfreien Kabeldiagnose.

Bis in die siebziger Jahre wur-
den im Mittelspannungsbereich
vor allem ölisolierte Stromkabel
eingesetzt, die seitdem mehr und
mehr von den Kunststoffkabeln
verdrängt werden. Bei einer
durchschnittlichen Lebensdauer
von ca. 50 Jahren stellen die
Massekabel immer noch einen
erheblichen Anteil an den bereits
verlegten Netzen dar. Bei Mas-
sekabeln besteht die Isolierung
nicht aus Kunststoff, sondern aus
ölgetränktem Papier. Die Papier-
Öl-Isolierung verliert aber sehr
schnell ihre elektrische Festig-
keit, wenn Feuchtigkeit in das
Kabel eintritt.

Weiterentwicklung der
Messtechnik im Visier

Eine Weiterentwicklung der
Massekabel stellen die Ölkabel
dar, die im Hoch- und Höchst-
spannungsbereich bisher recht
häufig verwendet worden sind.
Zusätzlich zur Isolierung aus öl-
getränktem Papier wird durch
Ölkanäle dünnflüssiges Öl in das
Kabel gedrückt. Es dringt in
eventuelle Hohlräume ein, so
dass die Gefahr von Teilentla-
dungen entfällt. Das amerikani-
sche Messunternehmen Imcorp
erhofft sich von den Ergebnissen
eine Weiterentwicklung ihrer
Messtechnik. Dabei spielt das
Kundeninteresse in Form einer
gezielten Investitionssteuerung
eine entscheidende Rolle.

„Aus der Zusammenarbeit mit
der Universität Erlangen-Nürn-
berg und mit den Ergebnissen
aus dem Forschungsprojekt er-

wartet die N-ERGIE Rückschlüs-
se auf genauere Investitions-
planungen im Mittelspannungs-
netz,“ so N-ERGIE Vorstand
Werner Juling. „Durch die Regu-
lierungsbehörde werden sich die
Netznutzungsentgelte senken und
damit sind wir in Zukunft ge-
zwungen, Kapital für Ersatz- und
Neuinvestitionen im Stromnetz-
bereich vorausschauend und ge-
zielt einzusetzen.“

Fruchtbare Anregungen

Der Lehrstuhl für Elektrische
Energieversorgung hofft, mit

den Ergebnissen des For-
schungsprojektes zu einer zuver-
lässigen und wirtschaftlichen
Stromversorgung beitragen zu
können und damit den Erwartun-
gen der Vertragspartner zu ent-
sprechen. Aus einer solchen Zu-
sammenarbeit mit Praxispart-
nern verspricht sich die Univer-
sität außerdem fruchtbare Anre-
gungen für die wissenschaftliche
Arbeit.

Profitable
Zusammenarbeit

„Es ist sehr erfreulich, dass der
an der Universität Erlangen-
Nürnberg vorhandene Sachver-
stand abgerufen wird, um ein
konkretes Problem der Energie-
versorgung in der Region mit
wissenschaftlichen Methoden zu
lösen. Von dieser Zusammenar-
beit können alle Partner nur pro-
fitieren,“ so Prof. Dr. Karl-Dieter
Grüske, Rektor der Friedrich-
Alexander-Universität Erlangen-
Nürnberg.

Stadt Nürnberg:

Energiepässe für städtische Gebäude
Auf Initiative des Baureferats beteiligt sich die Stadt Nürnberg
an einem bundesweiten Feldversuch zur Erstellung von Ener-
giepässen für Nichtwohngebäude. Das Projekt dient der Vorbe-
reitung der neuen Energieeffizienzverordnung 2006 - diese soll
die gegenwärtig gültige Energieeinsparverordnung ablösen.

Baureferent Wolfgang Bau-
mann erläutert die Hintergrün-
de: „Die Ermittlung und Doku-
mentation der Gebäudeenergie-
effizienz in Energiepässen soll
mehr Transparenz am Immobi-
lienmarkt schaffen. Käufer, Mie-
ter und Nutzer sollen künftig so-
fort erkennen können, wie die
Energiebilanz eines Gebäudes
aussieht. Die Hausbesitzer sol-
len darüber hinaus dazu veran-
lasst werden, in die Energieeffi-
zienz der von ihnen vermieteten
Gebäude zu investieren. Beides
ist nicht nur in Zeiten hoher En-
ergiepreise sehr sinnvoll. Die
Stadt Nürnberg beteiligt sich
daher mit dem ‚Alten Rathaus’
an dem Versuch.“ Bis Ende No-
vember diesen Jahres wird ein
Energiepass für das Gebäude
erstellt und für die Öffentlich-
keit sichtbar ausgehängt.

Neuer Bilanzierungsansatz

Während die derzeit gültige
Energieeinsparverordnung für
die Bereiche Heizung und
Warmwasser bereits eine ganz-
heitliche Betrachtungsweise ein-
geführt hat, musste zur Integra-
tion der Themen Kühlung und

Beleuchtung ein neuer Bilanzie-
rungsansatz entwickelt werden.
Dies wurde in Form der neuen
DIN V 18599 realisiert. Um die
praktische Anwendbarkeit die-
ser Norm zu testen und den er-
forderlichen Aufwand für die
Energiepasserstellung zu ermit-
teln, startete die Deutsche Ener-
gie-Agentur (dena) im Septem-
ber 2005 einen Feldversuch mit
Nichtwohngebäuden. Dazu wur-
den aus einer Bewerberliste
bundesweit etwa 40 Gebäude
mit unterschiedlichsten Nutzun-
gen, Baualtersstufen und Stan-
dorten ausgewählt.

Feldversuch

Das Baureferat der Stadt
Nürnberg beteiligt sich an die-
sem Feldversuch mit dem „Al-
ten Rathaus“ - dem so genann-
ten Wolffschen Bau -, dessen
Entstehungsgeschichte ins Jahr
1340 zurückreicht. Bis in die
Gegenwart wurden zahlreiche
Um- und Anbauten durchge-
führt, nicht zuletzt beim Wie-
deraufbau in den 50er und 60er
Jahren nach dem Ende des 2.
Weltkriegs.

Gemeinsam mit dem Ingeni-

eurbüro für Bauphysik Wolf-
gang Sorge GmbH in Nürnberg
erstellt das Kommunale Ener-
giemanagement beim Hochbau-
amt für das „Alte Rathaus“ ei-
nen Energiepass nach der DIN
V 18599. Parallel dazu wird zur
Überprüfung des Berechnungs-
ansatzes und der Methodik des
bedarfsbasierten Passes zusätz-
lich über die aktuellen Gebäu-
deverbrauchswerte ein soge-
nannter verbrauchsorientierter
Energiepass erstellt. Die Stadt
Nürnberg besitzt etwa 300 wei-
tere Gebäude wie Schulen, Kin-
dertagesstätten, Ämtergebäude,
Altenheime, Bäder, usw. für die
in den nächsten Jahren Ener-
giepässe erstellt und ausgehängt
werden müssen.

Niveau überschritten

Die neuen europäischen An-
forderungen gehen über das Ni-
veau der bisherigen deutschen
Energieeinsparverordnung hin-
aus. Unter anderem wird gefor-
dert, dass bei Gebäuden von
Behörden und öffentlichen Ein-
richtungen mit Parteiverkehr
und einer Gesamtnutzfläche
von über 1.000 Quadratmetern
ein Energiepass, also ein Aus-
weis über die Gesamtenergieef-
fizienz, an einer für die Öffent-
lichkeit gut sichtbaren Stelle
ausgehängt werden muss. DK

Prof. Dr. rer. pol. Karl-Dieter Grüske, Rektor der Universität
Erlangen-Nürnberg (l.) und N-ERGIE-Vorstand Werner Ju-
ling (r.) bei der Vertragsunterzeichnung. Bild: N-ERGIE AG

Interesse Bayerns an
vermehrtem Erdgaseinsatz
Bayern hat großes Interesse an einem vermehrten Erdgas-
einsatz und setzt dabei auch künftig auf Lieferungen aus Rus-
sland. Es sei bei seiner Energieversorgung zu 75 Prozent von
Importen abhängig. Das Erdgas werde zu 100 Prozent einge-
führt und stamme vollständig aus Russland. Die seit 30 Jah-
ren bestehenden bayerisch-russischen Lieferbeziehungen
hätten sich als sehr stabil erwiesen und sogar Kalten Krieg
und Umbruchzeiten problemlos überdauert. Diese Zahlen
förderte eine Anhörung im Bayerischen Landtag zu Tage.

Erdgas könne einen wesentlichen Beitrag zu einem breiter an-
gelegten Energiemix und damit zur Sicherheit und Stabilität der
Energieversorgung insgesamt leisten. Zu diesem Schluss kom-
men Franz Pschierer, der Vorsitzende des Ausschusses für Wirt-
schaft, Infrastruktur, Verkehr und Technologie im Bayerischen
Landtag, und Henning Kaul, Vorsitzender des Ausschusses für
Umwelt und Verbraucherschutz. Gas bietet gegenüber Öl laut
Kaul die Chance, wegen seiner längerfristigen Verfügbarkeit und
seiner Umweltfreundlichkeit die Klimaschutzpolitik Bayerns zu
unterstützen und den CO2-Ausstoß zu verringern. „Wirtschaft und
Verkehr brauchen sichere, preisgünstige und umweltfreundliche
Energieformen, um das notwendige Wachstum verantwortungs-
voll bewältigen zu können“, sagte Pschierer. „Erdgas kann als
wirtschaftlich realistischeAusgangsenergie die Grundlage für die
Erzeugung von Wasserstoff und den Einsatz der Brennstoffzelle
sein“, blickte Kaul in die Zukunft.

103.000 Euro für Biomasse-
Heizwerk Feuchtwangen

Für den Bau eines Biomasseheizwerks hat Landwirtschaftsmi-
nister Josef Miller den Stadtwerken Feuchtwangen, Lkr. Ans-
bach, einen Zuschuss von rund 103 000 Euro aus Mitteln der
Europäischen Union zugesagt. Die Gesamtkosten für die Anla-
ge liegen bei etwa 700 000 Euro.

Sie versorgt das Schulzen-
trum in Feuchtwangen, das aus
Volksschule, Hallenbad, Gym-
nasium, Realschule und Turn-
halle besteht, mit umwelt-
freundlicher Biowärme. Herz-
stück des neuen Heizwerks ist
ein Holzhackschnitzelkessel mit
600 Kilowatt Leistung.

Miller bezeichnete die Inve-
stition als hervorragendes Bei-
spiel für eine Klima und Res-
sourcen schonende Energie-
versorgung. Der Einsatz von
Biomasse spart jährlich 225
000 Kubikmeter Erdgas und
ver-meidet so den Ausstoß von
rund 500 Tonnen Kohlendio-
xid. Denn bei der Verbrennung
von Holz wird nur so viel des
Treibhausgases freigesetzt,
wie vorher beim Aufwuchs ge-
bunden wurde. Landesweit
gibt es derzeit 246 geförderte
Biomasseheizwerke und -heiz-
kraftwerke.

Angesichts knapper werden-
der fossiler Brennstoffe kommt

laut Miller der energetischen
Nutzung nachwachsender Roh-
stoffe eine immer größere Be-
deutung zu. Von 1990 bis Ende
2004 hat die Staatsregierung
insgesamt 209 Millionen Euro
dafür investiert, 171 Millionen
Euro davon aus Landesmitteln
Biomasse deckt im Freistaat be-
reits vier Prozent des Primär-
energieverbrauchs, bundesweit
sind es zwei Prozent.
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Risikomanagement bei
kommunalen Unternehmen

Von Herbert Reiß und Prof. Dr. Thomas Edenhofer, Deloitte & Touche GmbH

Die Kontrollorgane deutscher Unternehmen sind seit einigen Jah-
ren in die Kritik geraten. Weder Aufsichtsräte noch Abschluss-
prüfer werden ihren Überwachungsaufgaben gerecht, so lautet
der Vorwurf in der veröffentlichten Meinung und aus der Politik.
Daher wurde den Vorständen durch das Gesetz zur Kontrolle und
Transparenz im Unternehmensbereich (KonTraG) in § 91 Abs. 2
AktG auferlegt, im Rahmen der bestehenden Sorgfaltspflichten
für ein angemessenes „Risikomanagement“ zu sorgen.

Das Management hat geeigne-
te Maßnahmen zu treffen um zu
gewährleisten, dass den Fortbe-
stand der Gesellschaft gefähr-
dende Entwicklungen frühzeitig
erkannt werden. Zu den zu er-
greifenden Vorkehrungen gehört
auch die Einrichtung eines Sys-
tems, das die Aufgabe hat, die
Einhaltung der zu treffenden
Maßnahmen zu überwachen. Bei
kommunalen Unternehmen wird
das Risikomanagementsystem
im Rahmen der Prüfung der
Ordnungsmäßigkeit der Ge-
schäftsführung (53 HGrG) beur-
teilt. Bei börsennotierten Gesell-
schaften ist das im Rahmen der
Jahresabschlussprüfung zu beur-
teilen und für alle anderen Ge-
sellschaften ohne Beteiligung ei-
ner Kommune geht der Gesetz-
geber von der Ausstrahlwirkung
des § 91 Abs. 2 AktG aus.

Was ist „Risiko“ und
„Risikomanagement“?

Als Risiko wird nach allge-
meinem Sprachgebrauch eine
Gefahr, also der mögliche Ein-
tritt eines schädigenden Ereig-
nisses bezeichnet. Der Risi-
komanager muss wissen, was
schiefgehen kann und wo sich

Chancen bieten. Unbekannte
Einflüsse sind dabei kreativ ab-
zutasten: Gute Erfahrungen be-
ruhigen. Aber wann ist diese Ru-
he in einer Zeit des permanenten
Wandels gerechtfertigt? Dafür
dient das Risikomanagement, al-
so die systematische und konti-
nuierliche Analyse und Bewer-
tung der Erfolgsbedingungen
unter denen ein Unternehmen
tätig ist sowie die Ergreifung ge-
eigneter Maßnahmen zur Risiko-
handhabung. Für die praktische
Umsetzung ist es ganz wichtig,
dass die „geeigneten Maßnah-
men“ unter Berücksichtigung
von „Art und Größe“ der Gesell-
schaft, in Abhängigkeit von der
Branche und den tatsächlichen
Geschäften sowie von der Struk-
tur des Unternehmens zu bestim-
men sind. Jedes Risikomanage-
ment vollzieht sich in 5 typi-
schen Phasen:

Phase 1:
Unternehmensziele festlegen

Unternehmensziele finden
sich in den Kernstrategien eines
Unternehmens wieder, Strategi-
en die das Leistungsangebot, Be-
ziehungen zu Kunden, Lieferan-
ten, Mitarbeitern und nicht zu-

letzt zu Anteilseignern definie-
ren. Es ist Aufgabe des Manage-
ments, Strategien zur Erreichung
der Unternehmensziele zu ent-
wickeln und die damit verbunde-
nen operationalen Planungen
(,‚Business-Plan“) aufzustellen.

Phase 2:
Schlüsselrisiken des
Unternehmens identifizieren

Die Risikoidentifizierung ist
eine der Voraussetzungen für die
spätere Risikosteuerung. Hier
werden erfahrungsgemäß schwer-
wiegende Fehler gemacht, wenn
man den Vorgang nicht hinrei-
chend systematisiert und doku-
mentiert. In der Praxis ist es von
Nutzen, in sog. Strategische Ri-
siken, Operative Risiken und ln-
formationsrisiken zu unterschei-
den. Wichtig ist, dass man sich
bei all diesen Betrachtungen und
Analysen auf die Schlüsselrisi-
ken konzentriert und beschränkt
und systematisch vorgeht.

Phase 3:
Generelle Auswirkungen
der Risiken beurteilen und
die Wahrscheinlichkeit des
Eintritts dieser Risiken
abschätzen

Wenn ein geschäftliches Risi-
ko identifiziert ist, müssen von
der Geschäftsführung die beiden
Schlüsseldimensionen eines Ri-
sikos, nämlich die generelle Aus-
wirkung eines Risikos auf die

Erreichung der Unternehmens-
ziele und die Wahrscheinlichkeit
des Eintritts dieses Risikos ana-
lysiert werden. In vielen Fällen
können diese Schlüsseldimen-
sionen aber nur grob einge-
schätzt werden.

Das Ergebnis der vorgenom-
menen Beurteilung ist Grundla-
ge für die Definition und Aus-
wahl der anzuwendenden Hand-
lungsalternativen.

Phase 4:
Regeln für den Umgang mit
Risiken definieren
und anwenden

Hat ein Risiko eine hohe Ein-
trittswahrscheinlichkeit und eine
hohe Auswirkung würde man si-
cher die Strategie der Risikover-
meidung fahren, also z.B. ein
Geschäft erst gar nicht eingehen.
Hat ein Risiko dagegen umge-
kehrt nur eine geringe Eintritts-
wahrscheinlichkeit und eine ge-
ringe Auswirkung, dann kann
man das Risiko eingehen und
auch tragen, weil andere Maß-
nahmen ineffizient wären. In al-
len anderen Fällen ist die Strate-
gie der Risikosteuerung/Risiko-
beherrschung/Risikokontrolle
erforderlich, also z.B. das Liqui-
ditätsmanagement, das Ver-
tragsmanagement, die sorgfälti-
ge Mitarbeiterauswahl, das Inter-
ne Kontrollsystem oder die In-
terne Revision.

Phase 5: Kontinuierliche
Beobachtung des
Risikomanagement-Prozesses

Risikomanagement ist keine
einmal wahrzunehmende oder
ad-hoc auszuübendeAufgabe der
Geschäftsführung eines Unter-
nehmens, sondern ein kontinuier-
licher Prozess. Zur Beurteilung
des Zielerreichungsgrades und
zur Identifizierung von Verände-
rungen der internen Organisati-
onsanforderungen und des exter-
nen Unternehmensumfeldes be-
darf es einer kontinuierlichen Be-
obachtung des gesamten Risi-
komanagement-Prozesses und
des Unternehmensumfeldes. Nur
mit dem erforderlichen Wissen
über Entwicklungen und Verän-
derungen kann angemessen rea-
giert und angepasst werden.

Risikomanagement
in Theorie und Praxis

Theoretisch hat man alles ge-
tan. Und dennoch: Risiken wer-
den Wirklichkeit. Aus der Be-
drohung wird eine Tatsache.
Nicht erreichte Ziele und erlitte-
ne Schadensfälle beweisen, dass

etwas nicht stimmt. Natürlich hat
jedes derartige Ereignis seine be-
sonderen, unternehmens- und
branchenspezifischen Aspekte,
die zu untersuchen sind. Aber
unabhängig davon haben Verlu-
ste oder Schäden Gründe, die
nicht unbedingt durch Risikoma-
nagement bewältigt werden kön-
nen. Hierzu gehören z.B.: Unzu-
reichendes Risiko- und Kontroll-
bewusstsein der Unternehmens-
leitung, weil dadurch der Wir-
kungsgrad des Risikomanage-
ments geschwächt wird. Oder:
Menschen können unter Druck
Schwächen zeigen, die man
nicht erwartet hätte. Charakter-
schwächen bleiben unerkannt.
Unachtsamkeit führt zu Unfäl-
len. Oder: Irren ist menschlich,
d.h. auch bei perfekter Entschei-
dungsgrundlage kann die Ent-
scheidung selbst falsch sein.
Oder: Die Beaufsichtigung von
Mitarbeitern wird eher nachläs-
sig gehandhabt, Anweisungen
und Aussagen von Vorgesetzten
sind unklar oder gar wider-
sprüchlich, Vorfälle werden
nicht berichtet.

Durch all diese „Zufälle“ kön-
nen Risiken Wirklichkeit wer-
den. Damit die Unternehmens-
leitung aber so viele Chancen
wie möglich wahrnehmen kann,
sollte durch ein geeignetes Risi-
komanagement dafür gesorgt
werden, dass so wenige offene
Flanken für Risiken wie möglich
bestehen.
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München
leuchtet am

Gasteig
Zwanzig Jahre alt geworden

ist das Münchner Kulturzen-
trum Gasteig. Grund genug für
die Landeshauptstadt, ihren
Musentempel mit zahlreichen
Ehrengästen und der Bevölke-
rung ausgiebig zu feiern.

Obwohl das Mammut-Ge-
bäude, als „Palazzo Protzo“ und
„Kunstbunker“ verschrien, von
Leonard Bernstein mit einem
„burn it!“ verteufelt und von
namhaften Kritikern ob seiner
defizitären Aussicht auf die
Landeshauptstadt mindestens
ebenso verflucht wurde wie we-
gen seiner Akustik, wurde es
von den Münchnern hervorra-
gend angenommen.

In der festlichen Matinée am
vergangenen Samstag zeigte
sich Oberbürgermeister Christi-
an Ude sichtlich stolz darüber,
dass der Kulturtempel deutsch-
landweit allerbeste Zahlen auf-
weisen kann: Mehr als eine
dreiviertel Million Menschen
kommen jährlich in die Stadt-
bibliothek, die Philharmonie,
die städtische Sing- und Musik-
schule, das Richard-Strauss-
Konservatorium, zur Volks-
hochschule; sie besuchen Kon-
zerte, Theatervorführungen, Le-
sungen, Kabarett ...

Udes Dank galt nicht zuletzt
seinem Vorgänger Georg Kro-
nawitter, der die Kulturfabrik
allen Unkenrufen zum Trotz er-
kämpfte. Die Lacher auf seiner
Seite hatte der Oberbürgermeis-
ter, als er versicherte, dass der
Musenbunker die Münchner
Stadtsilhouette nicht verschan-
delt - trotz der exponierten Lage
am Isar-Hochufer übersteigt
er die 100-Meter-Höhengrenze
nicht, die der Alt-OB seinem
Nachfolger via Bürgerenscheid
abgezwungen hat.

Lob und Anerkennung zollte
auch Kunstminister Dr. Thomas
Goppel, der für seine launige
Rede ebenso mit begeistertem
Beifall bedacht wurde, wie zu-
vor der OB. Gemeinsam gestal-
teten Staat und Stadt ein heraus-
ragendes Kunst- und Kulturpro-
gramm.

Dass die Kulturfabrik zu
Höchstleistungen fähig ist, be-
wies in wohltuender Vielfalt ein
exquisites Festprogramm, das
gemeinsam von der Geschäfts-
führerin der Gasteig München
GmbH, Brigitte von Welser,
und ihrem Aufsichtsratsvorsit-
zenden, 3. Bürgermeister Hep
Monatzeder, moderiert wurde.

Eingestimmt wurden die Gä-
ste mit Alphornspiel von Horn-
roh. Es folgte ein Geburtstags-
ständchen des Kinderchors der
Städtischen Sing- und Musik-
schule. Margarita Burkhart ließ
in einem eigens für den Anlass
komponierten und getexteten
Lied den Gasteig hochleben.

Nach den launigen Fest-
ansprachen präsentierten die
Münchner Philharmoniker unter
der Leitung von Zubin Metha
Camille Saint-Saëns: Sympho-
nie Nr. 3 c-moll op. 78 „Orgel-
symphonie“. Friedemann Winkl-
hofer war der Solist an der re-
staurierten Orgel. Begeiste-
rungsstürme ernteten Salome
Kammer und Peter Ludwig, die
als „Gasteig-Gurgler“ mit eben-
soviel stimmlichem wie intel-
lektuellem Volumen die Kultur-
referentin der Landeshauptstadt,
Prof. Dr. Dr. Lydia Hartl, musi-
kalisch umrahmten und die
Vielfalt des Kulturbunkers be-
sangen. Es folgte das Jazzen-
semble des Richard-Strauss-
Konservatoriums: „Two-O“ un-
ter der Leitung von Kurt Maas.
Der Philharmonische Chor
München unter der Leitung von
Andreas Herrmann verzückte
das Publikum mit seinem Quer-
schnitt aus Carl Orffs „Carmina
Burana“.

Hilfe für „Ärzte
ohne Grenzen“

„Zwanzig Jahre Äktsch’n
pur im Kreiskrankenhaus“

Zwei Jahrzehnte erfolgrei-
cher Betrieb im Kreiskran-
kenhaus Günzburg waren
Anlass zu feiern. Fachvorträ-
ge von Chef- und Belegärz-
ten, Aktionen mit viel Infor-
mationen und ein Tag der of-
fenen Tür gingen einer Ver-
anstaltung im Legoland vor-
aus, an der Personal, Kosten-
träger, Kooperationspartner
und verantwortliche Kom-
munalspitzen - allen voran
Landrat Hubert Hafner - teil-
nahmen.

Mit „20 Jahre Äktsch’n im
KA KA HA“ nahm sich das
Personal selbst kräftig auf die
Schippe. Begeistert wurde
die Präsentation aufgenom-
men, die als CD-Rom, DVD
oder Buch für 10 Euro erhält-
lich ist. Der Betrag geht ohne
Abzug an die Organisation
„Ärzte ohne Grenzen“. hj

Fax-Coupon
Simon/Busse, Bayerische Bauordnung
Herausgegeben von Dr. Jürgen Busse, Direktor des
Bayerischen Gemeindetages, vormals herausgegeben von
Dr. Alfons Simon, Abteilungsdirektor a.D.

81. Aufl. 2005. Rund 8120 Seiten. In 2 Ordnern.

❏ Vorzugspreis für das Grundwerk bei Bezug von
3 fortlaufenden Ergänzungslieferungen e 118,–
(danach jederzeit kündbar). ISBN 3-406-44019-3

❏ ohne Ergänzungslieferungen e 240,–.
ISBN 3-406-50080-3

Name

Straße

PLZ/Ort

Datum/Unterschrift 136854

Bei schriftlicher oder telefonischer Bestellung haben Sie das Recht, die Ware inner-
halb von 2 Wochen nach Lieferung ohne Begründung an Ihren Lieferanten (Buch-
händler oder Verlag C.H.Beck, c/o Nördlinger Verlagsauslieferung, Augsburger
Str. 67a, 86720 Nördlingen) zurückzusenden, wobei die rechtzeitige Absendung
genügt. Kosten und Gefahr der Rücksendung trägt der Lieferant.
Ihr Verlag C.H.Beck oHG, Wilhelmstr. 9, 80801 München.

Bestellen Sie bei Ihrem Buchhändler oder bei:
Verlag C.H.Beck · 80791 München · beck.de
E-Mail: bestellung@beck.de · Fax: 089/38189-402

Für alle Fragen des
bayerischen Baurechts
Kernstück des Werks ist die
ebenso ausführliche wie gut
strukturierte Kommentierung
der Bayerischen Bauordnung.
Wegen der umfassenden und
grundlegenden Erläuterungen
fast aller bauordnungsrecht-
lichen Aspekte und der Synop-
se mit den Bauordnungen
anderer Bundesländer ist der
»Simon/Busse« auch außer-
halb Bayerns ein wertvolles
Werkzeug.

Neu mit Stand
September 2005:
Im Band I u.a.
■ Eingearbeitet wurden die
Neuregelungen durch das
Bayerische Behinderten-
gleichstellungsgesetz.
Betroffen war in diesem
Zusammenhang die Kom-
mentierung des Art. 46
BayBO (Wohnungen)
hinsichtlich des barrierefreien
Wohnens.

■ Aktualisierung der Erläute-
rungen zu Art. 89 BayBO
(Ordnungswidrigkeiten).
Der zugehörige Bußgeld-
katalog wurde ebenfalls den
neuen Verhältnissen ange-
passt.

In Band II (Sonstige wichtige
Regelungen) wurden die dort
enthaltenen Gesetze, Verord-
nungen und Richtlinien zum
Baurecht in einem weiteren
Schritt umfassend aktualisiert.

Starke Stütze im Baurecht
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Wir bleiben bayerisch.
Versprochen.

Kundennähe hat auch etwas mit Entfernung zu tun. Viele

bayerische Kommunen und kommunale Unternehmen wissen

das. Deshalb bleiben wir von der BayernLB auch in Zukunft

Herr im eigenen Haus – und die Geschäftsstellen unserer

Sparkassenpartner überall in Bayern für Sie erreichbar.

Versprochen. Die Sparkassen-Finanzgruppe Bayern: Ihr Partner
im Kommunalgeschäft.

Forderung des Mittelfränkischen Landkreistags:

Kurswechsel in bayerischer
Kommunalpolitik!

Das achtjährige Gymnasium (G8) entpuppt sich immer mehr als
eine neue Schuldenfalle für die Landkreise. Nach derzeitigen Be-
rechnungen bleiben die mittelfränkischen Landkreise auf meh-
reren Millionen Euro sitzen. War zunächst davon die Rede, dass
der Staat 100 Prozent der Kosten für Um- und Anbaumaßnah-
men für den Betrieb des G8 übernimmt, also das Konnexität-
sprinzip angewandt wird, sieht die Situation nun vollkommen
anders aus: „Wie wir bei einer Umfrage unter allen mittelfrän-
kischen Landkreisen erfahren haben, erhält niemand die volle
Förderung. Zwischen den Kosten für Baumaßnahmen, die die
Landkreise an ihren Gymnasium durchführen müssen und der
Förderung die der Freistaat bezahlt, klafft mittlerweile eine
Lücke von sagenhaften 7,5 Millionen Euro“, erklärt die Vorsit-
zende des mittelfränkischen Landkreistages, Fürths Landrätin
Dr. Gabriele Pauli.
Bei einem Gespräch bei der

Regierung von Mittelfranken
wurde deutlich, dass das Pro-
blem nur auf politischer Ebene
gelöst werden kann. „Die Re-
gierung hat bei den Zuwen-

dungsbescheiden korrekt gear-
beitet, sich an die politischen
Vorgaben gehalten. Doch genau
letztere müssen sich ändern,
wenn eine gerichtliche Ausein-
andersetzung vermieden wer-

den soll“, so die Landrätin. Der
Fürther Kreistag hat bereits sig-
nalisiert, den Rechtsweg be-
streiten zu wollen, sollte es zu
keinem Umdenken kommen.
Die Stadt München hat ein
Rechtsgutachten in Auftrag ge-
geben, das ebenfalls noch abge-
wartet wird.

Verhältnis klären

Landrätin Dr. Gabriele Pauli
fordert daher einen sofortigen
Kurswechsel in der bayeri-
schenKommunalpolitik. „Mini-
sterpräsident Dr. Edmund Stoi-
ber hat zwar beim Bund gut für
dieKommunen verhandelt, jetzt
muss er im eigenen Land das
Verhältnis zu seinen Kommu-

nalpolitikern klären“, fordert
Dr. Gabriele Pauli. Es sei Zeit,
im eigenen Bereich dasVertrau-
en wiederherzustellen. „Wer das
Konnexitätsprinzip für den
Bund fordert - und da sind wir
dem Ministerpräsidenten sehr
dankbar - der muss es auch zu-
hause in Bayern konsequent
umsetzen. Bisher windet sich
die Staatsregierung bei dem
Thema aber wie ein Aal.“ So
teilte der Leiter der Bayerischen
Staatskanzlei, Erwin Huber, der
Landrätin im Auftrag des
bayerischen Ministerpräsiden-
ten mit Schreiben vom 02. Sep-
tember diesen Jahres mit, dass
„die Bayerische Staatsregierung
sich an die Zusage hält, die
Sachaufwandsträger bestmög-
lich bei der Einführung des G8
zu unterstützen“, und weist
gleichzeitig daraufhin, dass in
der derzeit außerordentlich
schwierigenHaushaltslage, eine
über diese Zusage hinausgehen-
de Bereitstellung von Haus-
haltsmitteln nicht möglich sei.
„Das wollen wir auch gar nicht,
wir wollen, dass das Konne-
xitätsprinzip überhauptAnwen-
dung findet“, erklärt Dr. Gabri-
ele Pauli.

Blick zurück

Die Landrätin erinnert an die
Gespräche, die vor Einführung
des G8 mit der Regierung ge-
führt worden waren: So hatte
Kultusministerin Hohlmeier im
Kabinett laut einer Pressemel-
dung der Staatskanzlei bereits
am 30. März 2004 verkündet :
„Der Freistaat Bayern nehme
das in der Verfassung veranker-
te Konnexitätsprinzip ernst und
stehe zu seiner Verantwortung.
Der den Kommunen durch das
achtjährige Gymnasium entste-
hende Mehraufwand soll nach

Projekt im Landratsamt und Landkreis Günzburg:

„Beauftragter für Familie,
Demographie und Integration“

Altersgerechtes Arbeiten - Ein Projekt im Landratsamt und
Landkreis Günzburg Familien zu unterstützen, sie zu fördern
und gute Lebensbedingungen für sie zu schaffen, steht nach Aus-
sage von Landrat Hubert Hafner im Focus des neuen Beauf-
tragten für Familie, Demographie und Integration. Der Sozial-
pädagoge Meinrad Gackowski übernahm im Sommer die Stelle
des Familienbeauftragten, die durch die Themenbereiche Inte-
gration ausländischer Mitbürger und demographische Entwick-
lung erweitert wurde.
Landrat Hafner möchte den

Aufbau eines lokalen Familien-
bündnisses anstoßen. Denn um
etwas bewegen zu können, so
der Landrat, benötige man ver-
schiedensteAkteure ausVerwal-
tung, sozialen Organisationen,
Kirchen, Politik, Verbänden und
Wirtschaft. Es gehe darum,
„durch Kooperation auf breiter
Ebene Stärken und regionale
Kräfte insgesamt zu bündeln und
zu vernetzen, aber auch unge-
ahnte Potentiale zu entfalten -
zum Nutzen aller Betroffener:
Eltern und Kindern, Senioren,
pflegendeAngehörige,Arbeitge-
ber und Träger familienunter-
stützenderAngebote. Durch ak-
tive und gemeinsameGestaltung
des Sozialraums müssen wir
weg vom „entmündigenden Für-
sorgeprinzip“ hin zur Aktivie-
rung von Ressourcen. Eigenver-
antwortung und bürgerschaftli-
ches Engagement sind hierbei
zentrale Punkte.“

Umsteuerung

Im Bereich der demographi-
schen Entwicklung besteht die

Aufgabenstellung darin, gemein-
sam Entwicklungen und Proble-
me des demographischen Wan-
dels im Hinblick auf dieAuswir-
kungen für den Landkreis Günz-
burg näher zu betrachten und
zu verdeutlichen. Vorschläge zur
Umsteuerung sollen gemeinsam
in einer Projektgruppe erarbeitet
und auch im Rahmen der Mög-
lichkeiten verwirklicht werden.
Die Projektgruppe spiegelt die
Berührungspunkte zu verschie-
densten Fachbereichen im Land-
ratsamt wieder. Fragen wie Ab-
wanderung, Zuwanderung, Ver-
besserung der wirtschaftlichen
Struktur, Fragen der sozialenVer-
sorgung oder der Lebensqualität
sind dabei u.a. wichtigeThemen.
In der Projektarbeit sind u. a.

das Seniorenamt und die Fach-
stelle Sozialdienst, auch das
Bauamt der Fachbereich Perso-
nalwesen oder die Wirtschafts-
förderstelle vertreten. Ein weite-
res Mitglied der Projektgruppe
kommt vonAußen: Der Diplom
Geograph Markus Schöfer mit
den Themen Wirtschafts- und
Sozialgeographie war einige
Jahre in der Forschung an der
Universität Kaiserslautern tätig.
Mittlerweile ist er mit seinem ei-
genenUnternehmen in der kom-
munalen und regionalen Bera-
tung hier in Günzburg tätig. Ei-
ner seiner Schwerpunkte ist die
demographische Entwicklung.

Ansatzpunkte

Landrat Hafner nennt für die
Projektarbeit als Ziel, den demo-
graphischen Wandel für den
Landkreis günstiger zu gestalten.
Patentrezepte gebe es hier keine,
jedoch Ansätze, die in anderen
Kommunen bereits mit Erfolg
verwirklicht werden. Diese
könnten adaptiert werden.
Ein weiteres wichtigesAnlie-

gen ist Hubert Hafner der Be-
reich der Integration ausländi-
scherMitbürger. Fragen der Inte-
gration und der interkulturellen
Verständigung sind in der letzten
Zeit zunehmend in den Blick-
punkt von Politik und Öffent-
lichkeit getreten. Insbesondere
mit dem neuen Zuwanderungs-
gesetz sind dabei Rahmenbedin-
gungen geschaffen worden, die
wirksam zu nutzen sind. Integra-
tionsförderung, die vom Bund

angeboten wird, soll im Land-
kreis direkt vor Ort ergänzt wer-
den. Integration in Form ge-
meinsamen Zusammenlebens
zwischen Bürgern unterschied-
licher Herkunft verschiedener
fremdenfeindlicher und rassisti-
scherDenkweisen sei ein wichti-
ges Ziel.

Sprachförderung

Ansetzen will der Landkreis
Günzburg unter anderem bei der
Sprachförderung, insbesondere
von Kindern im Elementarbe-
reich, aber auch bei Erwachse-
nen.Gezeigt hat sich, dass junge
Menschen mehr als nur eine rei-
ne Sprachförderung benötigen.
Bei jungen Migranten zum Bei-
spiel ist die Grundlage einer ge-
sellschaftlichen Integration eine
erfolgreiche berufliche Integrati-
on. Wobei hier natürlich wieder
SprachkenntnisseVoraussetzung
sind. Aber auch die eigene Ver-
waltung imLandratsamt steht im
Fokus von Landrat Hafner und
Meinrad Gackowski. Es geht
zum Beispiel in einem von der
EU geförderten Projekt („smart
region“) um altersgerechtesAr-
beiten, bei welchen auch kreisei-
gene Betriebe wie das Kranken-
haus Günzburg und Krumbach
sowie dasLandratsamt selbst ak-
tiv beteiligt werden. Weiterer
Schwerpunkt bezogen auf die
Mitarbeiter des Landratsamtes
ist dasAudit „Beruf& Familie“,
die Zertifizierung der eigenen
Behörde als familienfreundliche
Verwaltung. „Damit wollen wir
natürlich auchAußenwirkung er-
zielen und unseren Betrieben im
Landkreis den Nutzen einer be-
lebten Familien- undKinderregi-
on deutlich machen und einer
Sichtweise „familienbewusste
Personalpolitik alsWettbewerbs-
vorteil“Vorschub leisten.“

Nutzen für die Region

DiesesProjekt wird mitMitteln
ausDonautalAktiv und der gem-
einnützigenHertieStiftung finan-
ziert. Für den Landkreis Günz-
burg bzw. die Region des schwä-
bischen Donautals ist dies eine
großeChance.DerNutzen für die
Region ist vielfältig: Zum einen
erhalten die regionalen Akteure
aktuelleAnalysen derSozial- und
Arbeitsmarktstruktur sowie der
demographischen Entwicklung
und zum anderen erhalten Sie die
Möglichkeit, sich europaweit zu
präsentieren und neben der Stär-
kung eines nordschwäbischen
Netzwerkes auch mit anderen eu-
ropäischen Regionen in Erfah-
rungsaustausch zu treten hj

den Grundsätzen des Konne-
xiätsprinzips ausgeglichen wer-
den. Wir werden die erforder-
lichen Regelungen auch im
Schulfinanzierungsgesetz ver-
ankern“. In einem Schreiben
des Kultusministeriums vom
06.04.2004 hieß es dann auch,
dass „im Zuge der Einführung
des achtjährigen Gymnasiums
in der Normalform insbesonde-
re an Investitionen in die Mit-
tagsversorgung (zum Beispiel
Verteilungsküchen, Speise- und
Aufenthaltsräume) und in zu-
sätzliche Gruppen- und Schüler-
arbeitsräume zu denken sei“. In
diesem Schreiben enthalten war
eine sehr detaillierte Aufstel-
lung darüber, was im Rahmen
eines fundierten pädagogischen
Konzeptes alles zu bauen sei
(z.B. auch „Studien- und Silen-
tiumräume, Lese- oder Medita-
tionsräume“), damit eine Förde-
rung - wohlgemerkt in vollem
Umfang - gewährleistet sei.

Auf den Schultern
der Landkreise

Nachdem sich die mittelfrän-
kischen Landkreise sehr genau
an diese Vorgaben gehalten ha-
ben, seien die Zuwendungsbe-
scheide der Regierung nun aber
ganz anders ausgefallen. „Das
Kultusministerium hatte in
einer Bekanntmachung vom
27.12.2004 nämlich „Richtlini-
en für die Förderung von Inve-
stitionen im Hinblick auf die
Einführung des achtjährigen
Gymnasiums“ veröffentlicht und
darin auf einmal Kosten für be-
stimmte Räumlichkeiten (z.B.
Aufenthalts- und Studierräume)
als „nicht demKonnexitätsprin-
zip unterliegend“ erklärt, die
vorher ausdrücklich als voll fi-
nanziell ausgleichbar bezeich-
net waren.

Da fühlen sich die Landkreise
reingelegt“, so die Bezirksvor-
sitzende der mittelfränkischen
Landräte. Fast acht Millionen
Euro müssen alle mittelfränki-
schen Landkreise demnach sel-
ber schultern, werden entgegen
derVersprechen nicht gefördert.
In mehreren Fällen wurde der
Zuwendungsbetrag einfach pau-
schal, ohne nähere Begründung
gekürzt. Aber auch notwendige
Baumaßnahmen für erforderli-
che Flure und WC-Anlagen
werden nun, wie beim Land-
kreis Fürth oder LandkreisNeu-
stadt/Aisch, nur über eine - un-
ter den tatsächlichenKosten lie-
gende - „allgemeineKostenpau-
schale“ berücksichtigt.

Vertrauensverlust

„Der Ministerpräsident muss
hier endlich die Zusagen einlö-
sen! Nur wenn die G8-Finanzie-
rung wie versprochen läuft, kön-
nen wir wieder zu einem norma-
len Umgang zwischen Staatsre-
gierung und Kommunalpoliti-
kern kommen“, so Landrätin Dr.
Gabriele Pauli, die auch auf den
großen Vertrauensverlust ver-
weist, der inzwischen entstanden
sei. Das monatelange „Feil-
schen“ um dasG8 habe sehr viel
Ärger verursacht.

Chance zu neuem Anlauf

Die Landrätin sieht allerdings
jetzt eine große Chance, zu ei-
nem neuen Anlauf. Edmund
Stoibers Einsatz bei den Koali-
tionsgesprächen in Sachen Hartz
IV habe gezeigt, dass er die In-
teressen der Kommunen massiv
unterstützt. „Diese Kommunal-
freundlichkeit sollte aber nicht
nur in Berlin eingefordert, son-
dern auch in München prakti-
ziert werden“.

Gemeinde Grainet:

Staatlich anerkannter
Erholungsort

Innenstaatssekretär Ge-
org Schmid überreichte in
Grainet (Landkreis Fre-
yung-Grafenau) der Ge-
meinde die Anerkennungs-
urkunde für den gesam-
ten Gemeindebereich als
staatlich anerkannter Er-
holungsort. Ein großer Teil
von Grainet ist bereits seit
1996 als Erholungsort an-
erkannt. Die Gemeinde-
teile Oberseilberg, Unter-
seilberg, Obergrainet und
Gschwendet waren noch
wegen der trinkwasser-
bzw. abwasserhygienischen
Verhältnisse von derAner-
kennung ausgenommen.
„Inzwischen hat sich aber
einiges getan. Einer Aner-
kennung des gesamten Ge-
meindegebietes als Erho-
lungsort steht nun nichts
mehr im Wege“, betonte-
Staatssekretär Schmid.
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Verleihung des Frankenwürfels
Kreuzberg/Rhön (wefa) - Zum 21. Mal haben die Regierungspräsidenten aus Mittel-, Ober- und
Unterfranken gemeinsam den „Frankenwürfel“ an drei Persönlichkeiten verliehen, bei denen
das Prägende des fränkischen Charakters besonders deutlich zum Ausdruck kommt. Die Aus-
zeichnung ging an den Landwirt Erwin Kolb aus Gundelshalm (Landkreis Weißenburg-Gun-
zenhausen), an Josef Motschmann aus Bad Staffelstein (er hat die Judengeschichte der Region
erforscht und publiziert) sowie an Cilli Pigor aus Unsleben, die als Kreisheimatpflegerin be-
wirkt hat, dass heute die Laienspieltheater ausschließlich in unterfränkischer Mundart spielen.
Unser Foto zeigt von links: Regierungspräsident Karl Inhofer (Mittelfranken), die Preisträger
Erwin Kolb, Josef Motschmann und Cilli Pigor sowie die Regierungspräsidenten Dr. Paul Be-
inhofer (Unterfranken) und Hans Angerer (Oberfranken). Foto: Falk

Deutschland 2006 - Schulen
spielen die Fussball-WM

Gemeinschaftsprojekt der Landkreise Cham und Bautzen nimmt Gestalt an

Cham/Landkreis: Wegen der bevorstehenden Schul-WM ha-
ben Vertreter der Landkreise Cham und Bautzen zu weiteren
Sondierungsgesprächen im Landratsamt getroffen. Landrat
Theo Zellner begrüßte die Gäste aus dem Partnerlandkreis, in-
formierte sich über den aktuellen Stand der Organisation und
sicherte dem Gemeinschaftsprojekt seine vollste Unterstützung
zu. „Deutschland 2006 - Schulen spielen die WM wird in unse-
ren beiden Landkreisen sicher den gleichen Stellenwert haben
wie die eigentliche FIFA-WM“, so Landrat Zellner „und ich
danke allen, die zur Verwirklichung dieser hervorragenden
Idee beitragen.“

In der Zeit vom 25. bis 28.
Mai 2006 werden Schulklassen
(Geburtsjahrgänge 1990 und jün-
ger) in die Trikots der an der
WM teilnehmenden Nationen
schlüpfen und analog zum Ori-
ginalspielplan einen eigenen
(Schul-)Weltmeister ermitteln.

Zwei Maskottchen aus bei-
den Landkreisen (der Chamer
Waldschrazl und der Bautze-
mann) wurden zu einem ge-
meinsamen Logo zusammenge-
führt und sollen der von Bundes-
präsident Horst Köhler be-
schirmten Veranstaltung Glück
und passendes Wetter bringen.
Insgesamt 34 Schulen haben
sich für die Teilnahme bewor-
ben, obwohl nur 32 Startplätze
zur Verfügung stehen.

Teilnehmerkreis

Das Organisationskomitee wer
tete nun die Bewerbungsunter-
lagen aus und legte den endgül-
tigen Teilnehmerkreis fest. Aus
dem Landkreis Cham werden
folgende Schulen daran teilneh-
men: Maristen-Realschule Cham,
Johann-Brunner-Volkschule
Cham, Benedikt-Stattler-Gym-
nasium Kötzting, Realschule
Kötzting, Volksschule Rötz,
F r a n z - X a v e r - W i t t s c h u l e
Walderbach und Volksschule
Wald. Darüber hinaus haben
sich gleich drei Schulen aus
Cham in der Schweiz, die Cha-
merauer Partnerschule aus Köz-
pont (Ungarn) und die Gemein-
de Wald aus Baden-Württem-
berg (Partnergemeinde der Ge-
meinde Wald) beworben. Kom-
plettiert wird das Teilnehmer-
feld von Schulen aus München
und Bautzen, aus Hessen, Sach-
sen, Tschechien und Polen.

Kulturwettstreit

Neben den sportlichen Wett-
kämpfen auf den Fußballplätzen
sollen die Schülerinnen und
Schüler in einem speziellen
Kulturteil „ihr“ zugelostes Land
charakterisieren und in einem
separaten Kulturwettstreit auf
der Bühne portraitieren. Nach
diesem Konzept könnte z.B. ei-
ne Partner-Schule aus der
Schweiz in Deutschland das
südamerikanische Teilnehmer-
land Togo darstellen. Damit soll
erreicht werden, dass sich nicht
nur die aktiven Fußballer, son-

dern die gesamte Jahrgangsstu-
fe, im Idealfall sogar die ganze
Schule mit ihrem WM-Teilneh-
merland identifiziert, im Unter-
richt beschäftigt und kulturelles
Verständnis und Sympathie für
das darzustellende Land und de-
ren Bewohner entwickelt.

Sensibilisierung

Durch das Darstellen einer
fremden Nation und die Ausein-
andersetzung mit deren Tradi-
tionen sollen die Jugendlichen
für mehr Toleranz, Solidarität
und Verständnis sensibilisiert
werden. „Der Entwicklung und
Zunahme von Rassismus und
Fremdenfeindlichkeit wollen
wir durch die aktive Auseinan-
dersetzung entgegenwirken“,
sagt Landrat Theo Zellner. „Die
Entstehung neuer Partner- und
Freundschaften sollen nachhal-
tig über dieses Projekt hinaus-
führen und wir wollen damit er-
reichen, dass die WM nicht nur
in den Metropolen stattfindet.“
Dabei wird das Turnier zweige-
teilt. Die WM-Gruppen A-D
spielen bis hin zu den Viertelfi-
nalbegegnungen in Bautzen, die
Gruppen E-H in Cham. Zu den
Halbfinalspielen und zum End-
spiel kommen die Bautzener
Teilnehmer dann nach Cham.

Firmen unterstützen

Welche Schule letztendlich
welches Teilnehmerland dar-
stellen soll, wird parallel zur
Leipziger WM-Auslosung am
9. Dezember 2005 in Bautzen
ausgelost. Auch dazu haben die
Verantwortlichen die Eckdaten
festgelegt. Während der Fern-
sehübertragung der „richtigen
WM“ sollen die Schulen ihre
Nation zugelost bekommen. So
steigt die Spannung nicht nur
bei den Fußballfans der ganzen
Welt, sondern auch bei Teilneh-
mern von Deutschland 2006 -
Schulen spielen die WM.

Unterstützt wird das Projekt
von 16 Unternehmen aus dem
Landkreis, die als Pate eines
WM-Teilnehmers fungieren.
„Ohne die Unterstützung unse-
rer Firmen könnten wir die-
se Großveranstaltung finanziell
nicht schultern“, machte der
Landkreischef deutlich. Dabei
wird der Landrat selbst die Fuß-
ballstiefel schnüren. Im Eröff-

nungsspiel wird eine Landkreis-
auswahl gegen das Filmteam
„Das Wunder von Bern“ antre-
ten und der Landrat an der Seite
des 54er Weltmeisters Horst
Eckel erstmals das Trikot mit
dem Adler tragen.

Landrat Theo Zellner (Bildmitte) mit den Hauptverantwortli-
chen der beiden Landkreise. Die Bautzener Gäste haben Land-
rat Theo Zellner sowie seinen beiden Mitarbeitern Karlheinz
Sölch und Bernhardt Nagelschmidt einen „Bautzemann“, das
Bautzener Maskottchen, mitgebracht.

Zehn Jahre „Kulturverein im Landkreis Rosenheim“:

Kulturelle Kräfte bündeln
„Seit Bestehen des Vereins sind weit über eine Million Euro
über den Verein in die Kulturlandschaft unseres schönen
Landkreises geflossen“, so der erste Vorsitzende Dietmar Dam-
bach bei der Jahreshauptversammlung des Kulturvereins im
Landratsamt Rosenheim. Damit konnten die kulturelle Qua-
lität und Vielfalt in der Region ausgebaut werden. Mit einer
modernen Datenbank wird das kulturelle Angebot der Region
demnächst zu den Spitzenreitern in Bayern zählen.

In einem kurzen Rückblick
stellte Dambach die Verknüp-
fung und positive Wechselwir-
kung zwischen der regionalen
Kultur und der heimischen
Wirtschaft dar: „Jährlich knapp
150.000 Besucher verdeutli-
chen die enorme Kraft, die von
der Kultur im Landkreis aus-
geht.“

Signale für Tourismus

Die überregionale Bedeutung
der kulturellen Vielfalt hoben
auch Landrat Dr. Max Gimple,
sein Stellvertreter Lorenz Koll-
mannsberger und Bürgermeister
Rudolf Zehentner hervor. Koll-
mannsberger betonte vor allem
die Signale für den Tourismus,
der von einem solchen künstle-

rischen Angebot wesentlich
profitiert. Zehentner verwies
besonders auf den Standortfak-
tor Kultur, der den Raum in sei-
ner Gesamtheit attraktiv macht.

Keine Qualitätseinbußen

Ohne Qualitätseinbußen ist
es dem Verein gelungen, einen
leichten Rückgang des Etats
durch Anpassung der Ausga-
ben im vergangenen Vereins-
jahr auszugleichen. Dabei be-
dankte sich Dambach vor al-
lem für die Spenden 2004 in
einer Gesamthöhe von 25.000
Euro, „ohne die eine so heraus-
ragende Arbeit nicht möglich
gewesen wäre“.

Ein Fazit nach zehn Jahren
Kulturverein zog auch der zwei-

te Vorsitzende Klaus Jürgen
Schönmetzler: „Mit 14 indivi-
duell geprägten Festivals haben
wir es geschafft, deutschland-
weit einzigartig zu sein“, so
Schönmetzler. Die Region habe
sich in den vergangenen Jahren
zu einer der größten und renom-
miertesten Festspiel-Region
Deutschlands entwickelt.

Beispiele für Vielfältigkeit

Als Beleg für die Vielfältig-
keit führte der „Vize“ dabei die
Opernfestspiele Gut Immling,
die Herrenchiemsee-Festspiele,
das Kammermusikfestival Fest-
ivo in Aschau, die Seebühne
Bernau/Felden, die Ameranger
Schlosskonzerte, das Bad Aib-
linger Gitarrenfestival Saiten-
sprünge, die Opernbühne und
den Kultursommer Maxlrain,
die Oberaudorf-Reisacher Mu-
siktage, das Theater am Stoa in
Edling, das Oberbayerische
Theatertreffen in Wasserburg,
das Circus Narrenschiff in Was-
serburg, den Musiksommer
zwischen Inn und Salzburg so-
wie die Rock- und Pop-Wettbe-
werbe „Simply the Best“ und
„Simply the Rest“ an.

Beachtliches Angebot

Schönmetzler beeindruckte
mit Zahlen, die das beachtliche
kulturelle Angebot in der Regi-
on verdeutlichen: Alleine in den
Festspiel-Monaten Juli und Au-
gust gab es in der Region 58
große Opern-, Ballett- und Mu-
sicalaufführungen, 100 klassi-
sche Konzertveranstaltungen,
60 Rock-, Pop- und Jazzveran-
staltungen sowie 150 Theater-
aufführungen.

Vermarktung hat Priorität

Als wichtige Aufgabe in den
kommenden Jahren sieht Klaus
Jürgen Schönmetzler für den
Verein vor allem, Vorhande-
nes bestmöglich zu vermarkten.
Dafür nannte er unter anderem
neben der Modernisierung des
Internet-Auftrittes und der Her-
ausgabe des Veranstaltungska-
lenders auch die Überarbeitung
der Kulturzeitung „Momente“,
deren Geschäftstätigkeit zum 1.
Januar 2005 vom Kulturverein
übernommen wurde, als geeig-
nete Mittel. DK

Wilhelm-Hoegner-Preis
an Hans Schuierer

In einer Feierstunde im Bayerischen Landtag wurde der
diesjährige Wilhelm-Hoegner-Preis der SPD an den ehe-
maligen Oberpfälzer Landrat Hans Schuierer für dessen
langjähriges Engagement gegen den Bau der atomaren
Wiederaufbereitungsanlage Wackersdorf verliehen.

SPD-Fraktionschef Franz Maget bezeichnete den dies-
jährigen Preisträger als Pionier des Ausstiegs aus der Atom-
energie. Als überzeugter Atomkraft-Gegner wurde Schuierer
zur Symbolfigur und Spitze des friedlichen Protestes gegen
die geplante Wiederaufbereitungsanlage. Zusammen mit der
oberpfälzischen Bevölkerung stellte er sich damals offen ge-
gen die Energie-Politik der CSU-Staatsregierung. Gewalt-
freie Demonstrationen und der friedfertige Dialog zwischen
Polizei und Demonstranten spielten für Schuierer dabei eine
zentrale Rolle.

Einsatz für bürgerfreundliche Region

Neben seinem Engagement für die Verbesserung der Um-
welt und der Lebensbedingungen der Menschen, das ihn zur
Spitze der Anti-WAA-Bewegung machte, setzte sich Schuie-
rer stark für den Aufbau des Großlandkreises Schwandorf zu
einer modernen und bürgerfreundlichen Region ein. Ein tief
ausgeprägtes soziales Denken und seine starke Bürgernähe
kennzeichnen den bis heute beliebten Kommunalpolitiker.
Während seiner Amtszeit als Landrat von 1970 bis 1996 wur-
de seine Arbeit von den Bürgerinnen und Bürgern mit außer-
gewöhnlich hohen Wahlergebnissen honoriert. DK

Stadtmarketingpreis
Bayern

Fünf bayerische Städte und
Gemeinden sind im neuen Kon-
gresszentrum Bamberg mit dem
ersten Stadtmarketingpreis Bay-
ern ausgezeichnet worden. Un-
ter 27 eingereichten Vorschlä-
gen wurden die Städte Markt-
redwitz, Unterschleißheim, Ro-
senheim und Regensburg für
besonders kreative Ideen geehrt.
Durch die Konzepte soll nach-
haltig Kaufkraft in die Innen-
städte gebracht werden. Ein
Sonderpreis ging an den Markt
Langquaid (Landkreis Kel-
heim). Die Auszeichnung ist
nicht dotiert. DK
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„Es gibt Situationen, da
muss man einfach den Stahl-
helm enger zurren und den
Entrüstungssturm über sich
ergehen lassen.“ Mein Chef,
der Bürgermeister, musste am
Tag zuvor eine anstrengen-
de Bürgerversammlung hinter
sich bringen.

Seit ein paar Jahren bekom-
men wir in dem betreffenden
Stadtteil Prügel, weil an der
dortigen Schule ein Teil des
Unterrichts in Containern abgehalten wird.
Natürlich sind es 1-A-Bürocontainer mit allem
Komfort, aber die Eltern nehmen dieses er-
zwungene Provisorium irgendwie persönlich
und meinen, ihre Sprösslinge seien die Stiefkin-
der der Stadt. Deshalb wird auch vehement ein
Anbau an die Schule verlangt.

Bis jetzt ist es immer noch gelungen, die Leu-
te mit Hinweis auf die leeren Stadtkassen zu be-
ruhigen, die einen Neubau nicht zulassen. Dazu

Hinweise auf fehlende oder sinkende Zuschüs-
se von Land und Bund - das zog. Schön lang-
sam aber werden die guten Leutchen unruhig
und das Mosern wird deutlicher. Mein Rat an
den Bürgermeister: Hosen runter lassen und
die Wahrheit sagen: Bei der sinkenden Gebur-
tenrate lohnt ein Schulhausanbau einfach nicht.

Das möchte er aber noch nicht und setzt
mehr auf das Prinzip Aussitzen. Denn sicher-
lich wäre das eine bittere Pille für eine Bevöl-
kerung, die über Jahrzehnte gewohnt war, dass
Ansprüche und Wünsche an öffentliche Einrich-
tungen mit Blick auf stetige Wachstumszahlen
erfüllt wurden. Und so war es ja auch bei uns
gang und gäbe: Die Folgen des Pillenknicks in
der eingesessenen Bevölkerung wurden durch
Zuwanderung aller Art ausgeglichen. Kinder-
gärten und Schulen waren immer gut gefüllt
und eher beherrschte Enge und der Wunsch
nach noch einem Fachraum die Diskussion als
Leerstand. Doch das wird sich mit präziser ma-
thematischer Sicherheit in den kommenden
Jahren ändern. Die Geburten nehmen ab, die
Zuwanderung aus anderen deutschen Ländern
wird abflachen, da ja einige Gegenden im

Osten bereits so entvölkert
sind, dass die dortigen Lan-
desregierungen gegensteuern
und auf die Einwanderung in
unsere Sozialsysteme aus allen
Herren Länder können wir ge-
trost verzichten.

Also wird es in Zukunft nicht
mehr darauf ankommen, Schu-
len und Kindergärten zu bau-
en, sondern Einrichtungen, die
zumindest auch von Senioren
benutzt werden können. Wir

werden uns verstärkt mit dem Thema Rückbau
von Wohnungen befassen müssen. Die weniger
werdenden Nachfrager nach Wohnraum wer-
den anspruchsvoller: Wohnknäste aus den 70er
Jahren, wie sie auch unsere städtische Woh-
nungsbaugesellschaft hingeklotzt hat, finden
heute keine Abnehmer mehr. Man zieht größere,
stadtnahe und barrierefreie Wohnungen vor,
wenn es schon nicht zum eigenen Häuschen
reicht. Darauf müssen wir als Kommunen Ant-
worten finden.

Oh, ich weiß, in Bayern haben wir immer
noch Wanderungsgewinne und Leerstandspro-
bleme wie in einigen ostdeutschen Kommunen
oder Städten im Ruhrgebiet sind bei uns unbe-
kannt. Aber wie lange noch? Und wollen wir
erst dann, wenn die Probleme vor unserer Tür
stehen, das Rad neu erfinden und nach Lösun-
gen suchen oder wäre es sinnvoller, jetzt schon
Vorsorge zu treffen?

Mein Chef, der Bürgermeister, ist skeptisch.
Erstens hat die Bundestagswahl gezeigt, dass
die Wähler wie die Kinder sind und bocken,
wenn ihnen der Onkel Politiker die bittere
Wahrheit sagt, anstatt Geschenke zu verspre-
chen. Zum anderen - Hand aufs Herz - es sind
ja Herausforderungen, die selbst bei optimalem
Verlauf der politischen Karriere des Bürgermei-
sters sein Nachfolger zu lösen hat. Aber Nach-
denken ist ja nicht verboten und dazu möchte
ich meinen Chef anregen. Auf dem heutigen Ka-
lenderblatt findet sich übrigens ein Satz des
amerikanischen Schriftstellers John Steinbeck,
den der Bürgermeister sich zu Herzen nehmen
sollte: „Oft ist die Zukunft schon da, ehe wir ihr
gewachsen sind.“

GesternGZ hat mein Chef gesagt ...

Beim Wohnungsbau
jetzt Vorsorge treffen!

Wir versichern Bayern.

Staatliche
Förder ung sicher n!

Damit Sie sich später entspannt zurücklehnen können,
sollten Sie jetzt etwas für Ihre Rente tun. Der Staat fördert
die private Altersvorsorge. Verschenken Sie kein Geld und
nutzen Sie Ihre Vorteile. Wir sagen Ihnen wie.

Besuchen Sie uns in unseren Versicherungsagenturen, allen
Sparkassen und auf www.versicherungskammer-bayern.de

Gemeinsame Gesellschaft:

Fünf kommunale Krankenhäuser
bündeln ihre Kräfte

„Gemeinsam ist besser als einsam“ - das ist der Leitgedanke
unter dem künftig die fünf kommunalen Krankenhäuser im
Landsberg am Lech, Miesbach-Agatharied, Starnberg, Wolf-
ratshausen und in der Stadt Rosenheim in einer gemeinsamen
Gesellschaft zusammenarbeiten werden. In seinem Impulsre-
ferat sprach Dr. Knorr vor den teilnehmenden Landräten und
der Oberbürgermeisterin wie klar die kommunalen Vertreter
Gesundheit als stabilitätsstiftendes Merkmal formuliert haben.

Ziel dieser Kooperation ist
es die vorhandenen Ressour-
cen im medizinischen Bereich
wie auch im Dienstleistungs-
sektor noch besser zu nutzen
und zu optimieren.

Verschiedene Faktoren
verantwortlich

Verschiedene Faktoren ha-
ben zu dieser zukunftgerichte-
ten Entscheidung geführt; die
veränderten Rahmenbedingun-
gen im Gesundheits- und
Krankenhauswesen, der enor-
me Kostendruck, die harten
Wettbewerbsbedingungen und
nicht zuletzt die Sorge um den
Erhalt der hohen medizini-
schen Leistungen und der Qua-
lität für die Bürger.

„Gesundheit
Oberbayern GmbH“

Dies hat die Oberbürgermei-
sterin und die Landräte der be-
teiligten Kommunen dazu be-
wegt, sich über eine gemeinsa-
me Zukunft ihrer kommunalen
Kliniken Gedanken zu ma-
chen. Zusammen mit den Ge-
schäftsführern und Vorständen
der Krankenhäuser wurden

Gespräche geführt und Ideen
zur Krankenhauskooperation
gesammelt. Im Ergebnis soll
mit Wirkung zum 01.01.2006
eine gemeinsame Gesellschaft
mit dem Namen „Gesundheit
Oberbayern GmbH“ entstehen.

Notwendige Anpassungen

Mit deren Hilfe sollen not-
wendige Anpassungen und ge-
meinsame Aufgaben leichter
und kostengünstiger realisiert
werden. Die endgültigen Be-
schlüsse aller Kreistage und
des Stadtrates werden bis Mit-
te nächsten Monats erwartet.

Aufgaben
und Qualitätsziele

Die wirtschaftliche Verant-
wortung bleibt dabei bei den
beteiligten Krankenhäusern.
Die gemeinsamen Aufgaben
und Qualitätsziele werden von
den Partnern definiert und
schrittweise umgesetzt. Ein
wesentlicher Fortschritt ist vor
allem, dass bestimmte Aufga-
ben nur einmal für alle Kran-
kenhäuser erledigt werden
müssen und eine gemeinsame
Durchsetzung von wichtigen

Maßnahmen erfolgen kann.
Die Krankenhäuser können

als Einzelkämpfer dem massi-
ven und noch weiter steigen-
den wirtschaftlichen Druck
nicht mehr ausreichend stand-
halten. Bettenabbau, verstärkte
Patientenorientierung, Kon-
zentration auf Kernkompeten-
zen und neue Versorgungs-
modelle, Entwicklung neuer
Marktstrategien, Zusammenar-
beit mit niedergelassenen Ärz-
ten, Rehakliniken und Pflege-
diensten; das alles kann in ge-
meinsamer Kooperation noch
besser weiterentwickelt wer-
den. Damit sollen letztlich die
Qualität der medizinischen
Versorgung weiter verbessert,
sowie die Effizienz gesteigert,
die Kosten reduziert und die
Arbeitsplätze langfristig gesi-
chert werden.

Auftaktveranstaltung
in Starnberg

Bei einer Auftaktveranstal-
tung im Klinikum Starnberg
sprach der Vertreter des Baye-
rischen Sozialministeriums,
Ministerialdirigent Dr. Gerhard
Knorr, in seinem Impulsreferat
vor der Oberbürgermeisterin
und den teilnehmenden Land-
räten sowie namhaften Kran-
kenkassenvertretern von vor-
bildlichen Handeln, vor allem
wie klar die Kommunen den
Faktor Gesundheit als stabi-
litätsstiftendes Merkmal for-
muliert haben.

Informationsfahrt unterfränkischer Landräte nach Brüssel:

Kommunale Interessen
endlich berücksichtigen!

Landkreis Schweinfurt - Von der Öffentlichkeit wird die Euro-
papolitik meist zu wenig wahrgenommen, insbesondere wer-
den die Auswirkungen europäischer Entscheidungen auf die
Kommunen unterschätzt, obwohl diese Entscheidungen per-
manent an Gewicht gewinnen. In zentralen Bereichen wie der
Wirtschafts-, Landwirtschafts- und Umweltpolitik bestimmt
das Gemeinschaftsrecht schon jetzt maßgeblich nationales und
besonders auch regionales Handeln sowie die Vorgaben für die
kommunalen Verwaltungen.

Auf Einladung des bayeri-
schen Europaministers Eber-
hard Sinner besuchte der unter-
fränkische Bezirksverband des
Bayerischen Landkreistages
unter Leitung des Vorsitzenden
Landrat Harald Leitherer,
Schweinfurt, gemeinsam mit
dem Regierungspräsidenten von

Unterfranken, Herrn Dr. Bein-
hofer, europäische Einrichtun-
gen in Brüssel.

Arbeitsgespräche

In einer Reihe von Arbeitsge-
sprächen stellten die unterfrän-
kischen Landräte ihre Positio-

nen und Wünsche dar, so im
Gespräch mit der Europaabge-
ordneten Dr. Anja Weisgerber,
dem Ständigen Vertreter der
Bundesrepublik Deutschland in
Brüssel, Dr. Wilhelm Schönfel-
der, und des weiteren bei Besu-
chen des Europäischen Parla-
mentes, des Rates der Europäi-
schen Union, des Ausschusses
der Regionen und der Bayeri-
schen Vertretung in Brüssel.
Dabei wurden unter anderem
die Förderrichtlinien im Hin-
blick auf künftige EU-Förder-
programme besprochen, ebenso
die Dienstleistungs- und Verga-
berichtlinien.

Die Besuchergruppe aus Unterfranken im Europäischen Parlament.
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Winterdienst · Schneeräum-
geräte · Streumaschinen

Kommunale Software

Aussenmöblierung

Fahrradabstellanlagen

Fahrradabstellanlagen

Wartehallen/Außenmöblierungen

Wasserzähler

Friedhofsbedarf,
Totenkühlgeräte

Kehrmaschinen,
selbstaufnehmende

Schacht-Ausrüstungen

GZLIE FERANTEN- N A C H W E I S

Absperrpfosten

Hugo Knödler GmbH
Heinkelstraße 44, 71384 WEINSTADT
Telefon 07151-995160
Telefax 07151-995166
e-Mail info@hugo-knoedler.de
Internet: www.hugo-knoedler.de

Fahnenmasten/Fahnen

Beutelsbacher
Fahnenwelt
Inh. Bernd Knödler
Heinkelstraße 44
71384 WEINSTADT
Tel. 0 7151 - 99 5160
Fax 0 7151 - 99 5166

info@beutelsbacher-fahnenwelt.de
www.beutelsbacher-fahnenwelt.de

Weihnachtsbeleuchtung

Papierkörbe

Spiel-, Sport und
Freizeitanlagen

Max-Eyth-Straße 31/1 · 71364 WINNENDEN
Telefon 0 71 95 / 69 33 00 · Fax 0 71 95 / 69 33 33
w w w . b e c k - a u s s e n m o e b l i e r u n g . d e

• Abfallbehälter
• Absperrpfosten
• Fahrradständer
• Sitzbänke u.a.

LANGER s. Fahrradabstellanlagen

LANGER s. Fahrradabstellanlagen

LANGER s. Fahrradabstellanlagen

LANGER s. Fahrradabstellanlagen

Streuautomaten und Schnee-
pflüge für den Winterdienst

Düngstruper Straße 46 · 27793 Wildeshausen
Telefon: +49(0)4431/738323 · Telefax: +49(0)4431/738324
E-Mail: info@iut-umwelttechnik.de · www.iut-umwelttechnik.de

der
Umwelt

zuliebe

Vorschau auf GZ 23
In unserer nächsten Ausgabe Nr. 23, die am 1. Dezember
erscheint, behandeln wir folgende Fachthemen:

Wasserversorgung . Wasserentsorgung
Umweltschutz
Abfall und Recycling
Kommunales Verkehrswesen
Kommunalfahrzeuge

Beilagenhinweis
Dieser Ausgabe liegt eine Beilage des Beck-Verlags
München bei. Wir bitten um freundliche Beachtung.

Stauden sind Schwerpunkt bei
Ländlicher Entwicklung

17 Verfahren in Bearbeitung, weitere sind geplant
Erheblicher Beitrag zur Verbesserung der Agrar- und Infrastruktur

Stauden (wkl). Im Einzugsgebiet des Amtes für Ländliche Ent-
wicklung Schwaben (ALES) in Krumbach sind die Stauden ein
Arbeitsschwerpunkt. Mit den Instrumenten Flurneuordnung,
Dorferneuerung und Integrierte Ländliche Entwicklung wer-
den wertvolle Beiträge zur Verbesserung der Agrar- und In-
frastruktur in Bayern geleistet. Damit werden die natürlichen,
sozialen und ökonomischen Lebensgrundlagen in den ländli-
chen Räumen gesichert.

Derzeit laufen in den Stauden
17 Verfahren der Flurneuord-
nung und eine Dorferneuerung.
Die Anordnung weiterer sieben
Verfahren durch das ALES
Krumbach steht bevor (siehe
Kasten). Die Maßnahmen der
Ländlichen Entwicklung wer-
den mit Mitteln Bayerns, des
Bundes und der EU gefördert.
In den derzeit laufenden Stau-
den-Projekten sind Gesamtinve-
stitionen in Höhe von rund 25
Millionen Euro geplant. Dafür
stellt das Bayerische Staatsmi-
nisterium für Landwirtschaft
und Forsten knapp 18 Millionen
Euro an Zuschüssen bereit.
Über zwölf Millionen Euro sind
davon bereits ausbezahlt.

Bayernweit laufen in über
tausend Gemeinden mit rund
4600 Ortschaften und 1,2 Mil-
lionen Einwohnern Projekte der
Ländlichen Entwicklung. Im
Jahr 2005 stellt der Freistaat
Bayern dafür - trotz angespann-
ter Haushaltslage und rigoroser
Sparmaßnahmen - über 100

Millionen Euro an Fördermit-
teln bereit. Allein auf Maßnah-
men der Dorferneuerung entfal-
len davon rund 40 Millionen
Euro.

Ludger Klinge, beim Amt für
Ländliche Entwicklung Schwa-
ben für die Landkreise Augs-
burg und Aichach-Friedberg zu-
ständig, listet die Ziele und Auf-
gaben der Ländlichen Entwick-
lung in Bayern auf: Hilfen für
die Landwirtschaft, Verbesse-
rung der Lebensbedingungen,
Behebung strukureller Nachtei-
le durch öffentliche Großbau-
maßnahmen (speziell Straßen-
bauprojekte), Gestaltung und
Weiterentwicklung der Kultur-
landschaft, Sicherung einer ge-
sunden, intakten Umwelt, sowie
Hilfestellung für Landwirte,
Bürger und Gemeinden durch
die Dorferneuerung. Hinzu
kommt in jüngster Zeit die Un-
terstützung der Gemeinden bei
umfangreichen Maßnahmen im
vorbeugenden Hochwasser-
schutz. All diese Ziele, so Klin-

ge, können nur durch eine akti-
ve, konstruktive und kreative
Mitwirkung der Bürgerinnen
und Bürger aller gesellschaftli-
chen Schichten erreicht werden.
Deshalb habe die Bürgerarbeit
höchte Priorität bei allen Verfah-
ren der Ländlichen Entwicklung.

Staatsminister Josef Miller:

„Den ländlichen Regionen in
Bayern kommt eine wichtige
Bedeutung für die Entwicklung
des gesamten Landes zu. Mehr
als 80 Prozent der bayerischen
Landesfläche, nämlich rund
70000 Quadratkilometer, entfal-
len auf den ländlichen Raum.
Dort leben mehr als die Hälfte
der rund zwölf Millionen Be-
wohner des Freistaates. Für das
Ziel der Landespolitik, in den
ländlichen Räumen Lebensbe-
dingungen zu schaffen, die de-
nen in Ballungsgebieten gleich-
wertig (nicht gleichartig) sind,
bietet das Staatsministerium
wichtige Gestaltungsmaßnah-
men und Förderkonzepte an.“

Staatsminister Josef Miller (links) - hier im Bild mit Bürger-
meister Anton Müller (Mickhausen), Landrat Dr. Karl Vogele,
Bürgermeister Josef Fischer (Fischach) und Alois Krausen-
böck (ALES) - informiert sich laufend persönlich über den
Fortgang der 17 laufenden Flurneuordnungsverfahren in den
Stauden. Bild: Walter Kleber

Arbeit des Kreisbrandrats ist
nicht sozialversicherungsflichtig
Gunzenhausen (wefa) - „Die ehrenamtliche Arbeit eines Kreis-
brandrats ist keine sozialversicherungspflichtige Tätigkeit.“
Das hat jetzt das Landessozialgericht in München festgestellt.
Es folgte mit dieser Grundsatzentscheidung der Rechtspositi-
on des Landkreises Weißenburg-Gunzenhausen.

Zur Vorgeschichte: Im Jahr
2000 stellte die Krankenkasse
des hiesigen früheren Kreis-
brandrats unter Aufgabe ihrer
früheren Rechtsauffassung die
Versicherungspflicht der Tätig-
keit des Kreisbrandrats in allen
Zweigen der Sozialversiche-
rung fest, und erhob, gemessen
an der dem Kreisbrandrat ge-
zahlten Entschädigung, dafür
vom Landkreis Beiträge. Der
vom Landkreis hiergegen ein-
gelegte Widerspruch wurde
zurückgewiesen, ebenso die
vom Landkreis dagegen vor
dem Sozialgericht in Nürnberg
erhobene Klage.

Berufung stattgegeben

Das Landessozialgericht in
München ist nunmehr der
Rechtsauffassung des Landkrei-
ses Weißenburg-Gunzenhausen
gefolgt und hat dessen Beru-

fung stattgegeben. Das Landes-
sozialgericht hat das Urteil des
Sozialgerichts und auch den
Widerspruchsbescheid und den
Ausgangsbescheid der Kran-
kenkasse aufgehoben. Eine Re-
vision wurde nicht zugelassen.
Der Landkreis hat damit in allen
Punkten obsiegt.

Fehlen typischer
Voraussetzungen

Unter umfassender Betrach-
tung und Würdigung der Rechts-
stellung des ehrenamtlich täti-
gen Kreisbrandrats hat das Lan-
dessozialgericht festgestellt, dass
sich der Kreisbrandrat nicht in
einem sozialversicherungpflich-
tigen Beschäftigungsverhältnis
beim Landkreis befunden und
damit keine Beitragspflicht vor-
gelegen hat. Es fehle an typi-
schen Voraussetzungen eines
Arbeitsverhältnisses, so zum

GZ Aktuelle Rechtsprechung§ §

Beispiel an einer Eingliederung
in die Arbeitsorganisation des
Landkreises und der Fremdbe-
stimmtheit der Tätigkeit. Auch
werde der Kreisbrandrat nicht
besoldet und erhalte kein Ar-
beitsentgelt für die geleisteten
Dienste zur Sicherung des Le-
bensunterhalts. Die bezahlte
Entschädigung stelle lediglich
einen Ausgleich für den finanzi-
ellen Aufwand des Kreisbrand-
rats dar.

Differenzierte
Betrachtungsweise

Das Verhältnis eines Kreis-
brandrats zum Landrat sei unter
Beachtung der Regelungen des
Bayerischen Feuerwehrgeset-
zes differenziert zu sehen. Teil-
weise bestehe ein eingeschränk-
tes Weisungsrecht des Land-
rats, in anderen Bereichen be-

sitze der Kreisbrandrat eine al-
leinige Entscheidungsbefugnis.

In den Urteilsgründen hebt
das Landessozialgericht hervor,
dass die Besonderheit des Falles
darin liege, dass der Kreis-
brandrat ein Ehrenamt ausübe
und sich dieses von einem Be-
schäftigungsverhältnis und auch
von der Rechtsstellung eines
Ehrenbeamten unterscheide.

Notwendige Klarstellung

Mit dieser Entscheidung des
Landessozialgerichts München
erreichte der Landkreis Weißen-
burg-Gunzenhausen eine not-
wendige Klarstellung, die für
alle Mitbürgerinnen und Mit-
bürger, die sich in einem Ehren-
amt engagieren, und zumindest
alle Landkreise in Bayern von
erheblicher rechtlicher Bedeu-
tung ist.


